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Roter Oktober 


Vor 100 Jahren wurde die Theorie der Ar¬ 
beiterklasse mit der Oktoberrevolution zur 
materiellen Gewalt. 

Auf den Seiten 2 bis 7 bilden wir als Tri¬ 
but an dieses welthistorische Ereignis Pro¬ 
paganda-Plakate der russischen Telegrafen- 
Agentur ROSTA ab, die während des roten 
Oktobers in Zusammenarbeit mit Künst¬ 
lern wie Wladimir Majakowski entstanden. 
Auf der Seite 8 sieht man eindrucksvol¬ 
le Fotografien vom sozialistischen Auf¬ 
bau in der jungen Sowjetunion, der ohne 
die „Tage, die die Welt erschütterten“ 
(Seite 11) nicht möglich gewesen wäre. 
Auf den Seiten 12 und 13 finden sich Bei¬ 
träge der DKP-Konferenz „Revolution hat Zu¬ 
kunft“ . 
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Arbeitsplatz Hochschule 

Wachsende Verantwortung, wenig Anerkennung, oft nur befristet 



Wladimir Lebedew, ROSTA-Fenster 1921 
Arbeit, dabei - das Gewehr nebenbei. 


Selbstbewusst auf die Straße 

Streiks am Uniklinikum gehen weiter 


Gesetz für Weiterbildung 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) und die Ge¬ 
werkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft (GEW) fordern ein Bundes¬ 
weiterbildungsgesetz. Dafür haben 
sie, gemeinsam mit der IG Metall, 
konkrete Vorschläge vorgelegt. Ziel 
ist unter anderem, den Zugang, die 
Teilnahme und die Finanzierung 
von Weiterbildung einheitlich auf 
hohem Niveau sicher zu stellen. 
Konkret fordern die Gewerkschaf¬ 
ten einen zentralen Weiterbildungs¬ 
fonds, der aus einer gemeinsam von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
getragenen Umlage in Höhe von 
einem Prozent der Lohn- und Ge¬ 
haltssumme finanziert werden soll. 

Tarifrunde für 
Gebäudereiniger 

Die Tarifverhandlungen für das 
Gebäudereiniger-Handwerk wer¬ 
den am 10. November in Frank¬ 
furt am Main fortgesetzt. In der 
vierten Verhandlungsrunde in der 
vergangenen Woche konnten sich 
die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) und der 
Bundesinnungsverband des Gebäu¬ 
dereiniger-Handwerks auf kein Er¬ 
gebnis einigen. 

Kernpunkt der Verhandlung war 
die Forderung der IG BAU nach ei¬ 
ner verbindlichen Vereinbarung für 
die Ost-West-Angleichung. Derzeit 
beträgt die unterste Lohngruppe im 
Westen zehn Euro die Stunde und 
im Osten 9,05 Euro. Damit besteht 
ein Lohnabstand von 9,5 Prozent. 

NGG fordert 10 Euro 

Am 30. November 2017 findet in 
Hannover die zweite Tarifverhand¬ 
lung zum Branchenmindestlohn in 
der Fleischwirtschaft statt. Zuletzt 
hatten die „Arbeitgeber“ nur einen 
Mindeststundenlohn von 8,90 Euro 
angeboten. 

Für die harte Arbeit in der Fleisch¬ 
wirtschaft müsse der Branchenmin¬ 
destlohn maximal in drei Stufen 
auf mehr als 10 Euro angehoben 
werden, fordert die Gewerkschaft 
N ahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG). 

Zur Fleischwirtschaft wird die 
Schlachtindustrie und die fleisch¬ 
verarbeitende Industrie, aber nicht 
das Fleischerhandwerk gezählt. In 
der deutschen Fleischwirtschaft ar¬ 
beiten rund 165 000 Beschäftigte. 


Zum dritten Mal innerhalb eines Mo¬ 
nats hatte die Vereinte Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) am 24. 
und 25. Oktober zu einem 48-stün- 
digen Warnstreiks aufgerufen. „Run¬ 
de drei für einen Entlastungstarifver¬ 
trag“ schallte es immer wieder auf der 
Streik Versammlung vor dem Unikli¬ 
nikum Düsseldorf (UKD). Mehr als 
600 Streikende beteiligten sich fast 
vier Stunden an einer Demonstration 
durch Düsseldorf. Mit Sitzblockaden 
und Infomaterialien wiesen sie auf ihre 
Arbeitsbedingungen hin. „Wir machen 
weiter, so lange bis man mit uns reden 
und verhandeln wird. Allein der Vor¬ 
stand trägt die Verantwortung dafür, 
wenn aufgrund des neuen Warnstreiks 
die Patientinnen und Patienten keine 
frühzeitige Information bekommen 
haben“ stellte Jan von Hagen, ver.di- 
Sekretär für die Krankenhäuser in 
NRW, klar. 

Die Gewerkschaft wirft dem 
Chef der Uniklinik Düsseldorf, Prof. 


S teigende Anforderungen bei ge¬ 
wohnt niedriger Bezahlung und 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
nicht nur für wissenschaftliche Mitarbei¬ 
ter, sondern auch für viele Beschäftigte 
in wissenschaftsunterstützenden Berei¬ 
chen sind das Ergebnis eines grundlegen¬ 
den Wandels an deutschen Hochschulen. 
Eine neue Studie der Hans-Böckler-Stif- 
tung untersuchte nun die Arbeitsbedin¬ 
gungen von rund 160 000 Menschen in 
Verwaltung, Rechenzentren, Haustech¬ 
nik, Bibliotheken und Laboren der Bil¬ 
dungseinrichtungen. 

Seit den 1990er Jahren habe sich viel 
verändert, heißt es in der Studie: Die Ver¬ 
waltungen seien modernisiert worden 
und mit dem „New Public Management“ 
und einem neuen Rechnungswesen seien 
die staatlichen Einrichtungen nach dem 
Vorbild der Privatwirtschaft umorgani¬ 
siert worden. Die Finanzierung der For¬ 
schung sei verändert worden: Das Ein¬ 
werben von Drittmitteln unter anderem 
aus der Industrie und deren Verbänden 
sei immer wichtiger geworden. Gleich¬ 
zeitig seien die meisten Studiengänge im 
Zuge des Bologna-Prozesses umgestellt 
worden - was unter anderem die Zahl 
der Prüfungen vervielfacht habe. 

Ohne den massiven Einsatz neuer 
Computertechnik sei dies gar nicht mög¬ 
lich gewesen, zumal die Zahl der Studi¬ 
enanfänger von 268 000 im Jahr 1997 auf 
über 500 000 gestiegen sei, ohne dass im 
gleichen Maße zusätzliches Personal 


Dr. Klaus Höffken, vor, „die Rechts¬ 
grundlagen der Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten nicht zu kennen“. 
Höffken hatte behauptet, er habe 
kein Mandat für eigenständige Ta¬ 
rifverhandlungen. ver.di verweist in¬ 
des auf die Rechtsverordnung der 
Uniklinken des Landes Nordrhein- 
Westfalen. Dort heißt es: „Der Auf¬ 
sichtsrat trifft für die Mitglieder des 
Vorstands, die Kaufmännische Direk¬ 
torin oder der Kaufmännische Direk¬ 
tor für die Beschäftigten des Univer¬ 
sitätsklinikums die arbeits- und tarif¬ 
rechtlichen Entscheidungen.“ 

Durch die Personalpolitik des Vor¬ 
standes herrschen mittlerweile katas¬ 
trophale Arbeitsbedingungen am Kli¬ 
nikum. Die Zahl der Überstunden 
steigt ständig. Ohne sie ist ein norma¬ 
ler Arbeitsablauf nicht mehr möglich. 
Laut Aussage der Beschäftigten werde 
wegen der knappen Personalbesetzung 
seit Jahren oft regulär nach Notdienst¬ 
plänen gearbeitet. Dies belaste so sehr, 


eingestellt worden wäre: Die Zahl der 
wissenschaftsunterstützenden B eschäf- 
tigten stieg in den Jahren zwischen 1995 
bis 2014 lediglich von 119 000 Vollzeit¬ 
stellen auf 124 000. 

Zwei Entwicklungen beim wissen¬ 
schaftsunterstützenden Personal seien 
für die Forscher auffällig: Der Anteil 
der Teilzeitstellen von 26 Prozent im 
Jahr 1995 sei bis auf 38 Prozent im Jahr 
2014 gestiegen, wobei deutlich über ein 
Drittel der Teilzeitkräfte gern länger 
arbeiten würde. Gleichzeitig habe die 
Zahl der Befristungen zugenommen. 
Fast jeder vierte Vertrag hat ein festes 
Ablaufdatum. Zudem geben 48 Prozent 
des wissenschaftsunterstützenden Hoch¬ 
schulpersonals an, dass sich ihre Aufga¬ 
ben im Laufe der Jahre stark oder sehr 
stark gewandelt hätten. 69 Prozent stel¬ 
len fest, dass die fachlichen Anforderun¬ 
gen im Job gestiegen seien. 

Wie die Beschäftigten den rasanten 
Wandel erleben, zeichnen die Forscher 
von Humboldt-Universität und Techni¬ 
scher Universität beispielhaft anhand 
unterschiedlicher Stellenprofile nach. 

In der Verwaltung habe demnach der 
Arbeitsumfang mit der Zahl der Studie¬ 
renden und den zu erbringenden Prü¬ 
fungsleistungen erheblich zugenommen. 
Auch die wachsende Zahl wissenschaft¬ 
licher Mitarbeiter, für die ständig neue 
befristete Arbeitsverträge ausgefertigt 
werden müssten, führten zu einer Ar¬ 
beitsverdichtung. Einiges sei zudem er¬ 


dass eine optimale Versorgung der Pa¬ 
tienten nicht mehr möglich ist. 

„Im Alltag laufe der Betrieb nur 
noch, weil die Beschäftigten ständig 
an die Grenzen ihrer Belastung gehen. 
Oft auch darüber hinaus“, berichtet 
von Hagen. „Wir streiken für mehr 
Personal und Entlastung. Auch an der 
Uniklinik Düsseldorf gilt das Arbeits¬ 
schutzgesetz, gegen das tagtäglich ver¬ 
stoßen werde. Das wirke sich nicht nur 
auf die Pflege und Gesundheit der Pa¬ 
tienten aus, sondern verursache auch 
gesundheitliche Schäden beim Perso¬ 
nal“ so von Hagen weiter. 

Der Vorstand der Uniklinik Düs¬ 
seldorf isoliert sich zusehends durch 
die völlige Leugnung der hohen Be¬ 
lastungssituation der Beschäftigten. 
Aktuell plant die Klinikleitung so¬ 
gar, durch Veränderungen der Ar¬ 
beitszeitlage den Beschäftigten zwölf 
freie Tage pro Jahr zu kürzen, was 
die Belastungssituation noch einmal 
steigern würde. Diese Maßnahmen 


heblich bürokratischer geworden: Zwar 
hätten sich die Entscheidungsspielräume 
der Beschäftigten im Zuge der Verwal¬ 
tungsmodernisierung häufig erweitert, 
im Gegenzug seien aber die Dokumen¬ 
tations- und Berichtspflichten stark an¬ 
gewachsen. Gestiegene Verantwortung 
und Belastung schlage sich zum Ärger 
vieler Beschäftigter nicht in höheren 
Löhnen nieder. 

In den Bibliotheken dominierten 
technische Herausforderungen den Be¬ 
rufsalltag. Die Technik erfordere nicht 
nur eine permanente Weiterbildung, sie 
habe auch die sozialen Kontakte im Be¬ 
ruf verändert: Wenn alle Standardvor¬ 
gänge automatisiert seien, hätten die 
Bibliothekare nur noch dann direkten 
Kontakt mit den Studierenden, wenn et¬ 
was nicht funktioniere - und könnten oft 
nicht helfen, weil sie nicht in die elektro¬ 
nischen Systeme eingreifen können. 

Insgesamt halten die Autoren der 
Studie fest: „Die geringe Vergütung und 
die ungenügenden Entwicklungsmög¬ 
lichkeiten werden von den befragten Be¬ 
schäftigten auch als fehlende Wertschät¬ 
zung ihrer Arbeit und als demotivierend 
empfunden.“ Insbesondere auf den Lei¬ 
tungsebenen der Hochschulen werde die 
Arbeit des wissenschaftsunterstützenden 
Personals kaum gewürdigt, kritisierten 
viele. Nur 23 Prozent fühlen sich von der 
Führung wertgeschätzt, während 68 Pro¬ 
zent angeben, sie erführen Anerkennung 
von ihren Kollegen. 0 Bernd Müller 


stoßen bei ver.di auf völliges Unver¬ 
ständnis. 

Auf einer Zwischenkundgebung 
vor der nordrhein-westfälischen Lan¬ 
desgeschäftsstelle der CDU wurde 
den Beschäftigten klar, was von dort 
zu erwarten ist. Deren Generalsekre¬ 
tär Josef Hovenjürgen verstieg sich 
darin, zu den Überlastungen des Per¬ 
sonals nicht mehr zu sagen, als dass 
Krankenhäuser „nicht nach Desinfek¬ 
tionsmitteln sondern nach Kaffee und 
Apfelkuchen riechen sollten“. Dies sei 
das Ziel der CDU. Laut ver.di-Sekre- 
tär von Hagen „wisse man jetzt we¬ 
nigstens, warum der Vorstand weder 
von der Landesregierung noch durch 
die Politik Druck bekäme, in Verhand¬ 
lungen einzutreten“. 

Während des zweitägigen Streiks 
gingen mehrere Solidaritätsbekun¬ 
dungen aus anderen Kliniken bei den 
Streikenden ein. Die DKP war mit ei¬ 
nem UZ-Extra und einer Delegation 
vor Ort. Herbert Schedlbauer 



Die Streikenden erhielten am 25. Oktober solidarische Unterstützung. 
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Schwarzer Freitag bei H&M 

Bundesweite Proteste gegen Arbeitsbedingungen und 
Gewerkschaftsfeindlichkeit 



Ivan Malioutine, Plakat 1921 
Geh dahin wo Arbeit ist, der 1. Mai ist der Festtag der Arbeit 

Entsenderichtlinie 

verbessert 

Lohndumping wird aber noch nicht beendet 


A m Freitag, dem 13. Oktober, 
fanden in 18 Städten in der 
Bundesrepublik Aktionen vor 
Filialen des schwedischen Modehau¬ 
ses H&M statt. In Essen war Petra 
Stanius mit dabei. 

UZ: Ihr werft H&M sozialschädliche 
Arbeitszeit-Modelle und Union Busting, 
also das Bekämpfen von Gewerkschaften 
und ihren Mitgliedern, vor. Was müssen 
wir uns konkret vor stellen? 

Petra Stanius: Hennes & Mauritz ist ein 
global agierender Modekonzern, der sei¬ 
ne Waren unter katastrophalen Arbeits¬ 
bedingungen in Asien fertigen lässt. Die 
Zustände in den Zulieferbetrieben z.B. 
in Bangladesh geben viel Anlass für Pro¬ 
test. 

Aber auch in Deutschland hegt eini¬ 
ges im Argen bei H&M, und hierum ging 
es schwerpunktmäßig am 13. Oktober. 

Zunächst einmal zu den Arbeitszeit- 
Modellen. 

In Deutschland sind Ketten-Befris- 
tungen, Flex-Verträge mit geringen Wo¬ 
chenstundenzahlen (zehn Stunden), die 
je nach Bedarf des Unternehmens mal 
um mehr und mal um weniger Stunden 
aufgestockt werden können, und Arbeit 
auf Abruf üblich. Dies sorgt für Unsi¬ 
cherheit und macht eine Lebensplanung 
der Beschäftigten, sowohl finanziell als 
auch zeitlich, nur schwer möglich. Bei 
Krankheit erzielen die Kolleginnen und 
Kollegen nur das Einkommen, das sich 
aus der Stundenzahl im Arbeitsvertrag 
ergibt. Und zwischen den Zeilen steht 
die Drohung, dass bei unerwünschtem 
Verhalten die Möglichkeit zur Mehrar¬ 
beit jederzeit entzogen werden kann. 

Und dann zum Union Busting, wo¬ 
rauf wir bei der Aktion in Essen den 
Schwerpunkt gelegt haben. 

Gemeint ist die von der Geschäftslei¬ 
tung praktizierte systematische Bekämp¬ 
fung von gewerkschaftlichem Einfluss 
und wirksamer Interessenvertretung der 
Beschäftigten in dem Unternehmen. In 
diesem Zusammenhang kann auch der 
Plan von H&M gesehen werden, das 
Lager in Großostheim zu schließen: Ein 
großer Teil der dort Beschäftigten ist bei 
ver.di organisiert, und die Kolleginnen 
setzen sich für ihre Rechte ein. 

In den Zulieferbetrieben von H&M 
in Bangladesh werden Proteste der Be¬ 
schäftigten zuweilen mit Hilfe angeheu¬ 
erter Schläger unterdrückt. 

In Deutschland geht die Geschäfts¬ 
leitung gezielt gegen engagierte Gewerk¬ 
schaftterlnnen und Betriebsräte vor. Von 
Interessenvertretungen der Beschäftig¬ 
ten ungestört, lassen sich schlechtere 
Arbeitsbedingungen hier wie dort leich¬ 
ter durchsetzen. Die unternehmernahe 
Kanzlei DLA Piper unterstützt H&M 
dabei. 

Aktuell stehen gleich drei Betriebs¬ 
räte auf der Kündigungsliste: Die im No¬ 
vember 2016 begehrte Kündigung von 
Lukasz C., BR-Mitglied bei H&M in 
Leverkusen, wurde im September 2017 
vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf 
abgewiesen. 

In Bonn und in Tübingen laufen die 
Kündigungsverfahren noch. Hier sind je¬ 
weils Gesamtbetriebsratsmitglieder be¬ 
troffen. 

Mit Kündigungen unter fadenschei¬ 
nigen Vorwürfen sollen aktive Betriebs¬ 
räte zermürbt werden. Gelingt dies, so 
hat dies fatale Folgen für die betroffe¬ 
nen Kolleginnen und für ihr Gremium. 
Und am Ende auch für ihre Gewerk¬ 
schaft, die nicht in der Lage gewesen ist, 
sie zu schützen. 

UZ: Zeigen derartige Aktionen Wirkung? 

Petra Stanius: Für Einzelhänder wie 
H&M ist ein guter Ruf sehr wichtig: Nie¬ 
mand ist darauf angewiesen, Kleidung 
dort zu kaufen. Und viele verzichten lie¬ 
ber auf den Einkauf bei Unternehmen, 
die für Lohndumping und schlechte Be¬ 
handlung ihrer Beschäftigten bekannt 
sind. Aktionen wie der Schwarze Freitag 
tragen dazu bei, dass derlei Missstände 


einem größeren Publikum bekannt wer¬ 
den. 

So entsteht bei solchen Unterneh¬ 
men ein Imageschaden, den sie dann 
versuchen, mit teuren Imagekampag¬ 
nen wieder zu beheben. Der entstandene 
Schaden ist also in Geld messbar. 

Bleibt es bei einer einzelnen Aktion, 
hält sich der Schaden allerdings in Gren¬ 
zen und kann - hier von H&M - leicht 
auf gefangen werden. Doch wird eine sol¬ 
che Kampagne aufrecht erhalten, sieht 
dies anders aus. 

Wie zum Beispiel beim Möbelhänd¬ 
ler XXXLutz. BRD-weit wurde auch 
über Medien mit Breitenwirkung wie 
dem Fernsehen über einen längeren 
Zeitraum über die Methoden dieses de- 
facto-Konzerns berichtet, sich „zu teu¬ 
rer“ Beschäftigter zu entledigen. Dies 
hat für Empörung praktisch im ganzen 
Land gesorgt. 



Petra Stanius, politische und gewerk¬ 
schaftliche Aktivistin aus Oberhausen, 
ist Mitglied des Aktionskreises gegen 
Unternehmerwillkür (AKUWILL) und 
von ver.di. 


Auch hier reagierte XXXLutz mit 
Imagekampagnen. In Oberhausen zum 
Beispiel schaltete XXXL Rück über 
mehrere Monate hinweg eine Anzeigen¬ 
reihe, in der jede Woche eine ganzseiti¬ 
ge Anzeige im örtlichen Anzeigenblätt¬ 
chen erschien. Und sie versuchen, sich 
mit Sponsoring positiv ins Gespräch zu 
bringen. 

Wir von AKUWILL haben in Ober¬ 
hausen Öffentlichkeitsarbeit zu XXX¬ 
Lutz gemacht und gemerkt, dass die 
Unternehmensverantwortlichen nervös 
wurden. 

Wir müssen hier dran bleiben. Dazu 
gehört auch, die noch anstehenden Kün¬ 
digungsverfahren von Betriebsräten zu 
begleiten. 

UZ: Wer sind die Organisatoren des 
„ Schwarzen Freitags “? 

Petra Stanius: Der bundesweite Akti¬ 
onstag gegen miese Jobs und organisier¬ 
te Gewerkschaftsbekämpfung, das so 
genannte Union Busting, wird von der 
Kölner Initiative aktion ./. arbeitsun- 
recht initiiert. Zum ersten Mal wurde er 


am 13. März 2015 durchgeführt und hat 
seitdem an jedem Freitag, dem 13. statt¬ 
gefunden. 

Durchgeführt werden die Aktionen 
dann dezentral von örtlichen Initiativen 
bzw. Akteurlnnen: Zu dem jeweils für 
den Tag von der aktion ./. arbeitsunrecht 
vorgeschlagenen Thema, oder auch zu ei¬ 
nem Fall, der vor Ort gerade besonders 
unter den Nägeln brennt. 

UZ: Wie läuft die Zusammenarbeit mit 
ver.di bzw. anderen Gewerkschaftern? 

Petra Stanius: Wir von AKUWILL ha¬ 
ben großes Interesse daran, mit den 
Gewerkschaften zusammenzuarbeiten 
und uns gemeinsam mit ihnen gegen 
Lohndrückerei und die systematische 
Bekämpfung von Gewerkschaften und, 
damit verbunden, dem gezielten Fer¬ 
tigmachen engagierter Kolleginnen, zu 
wehren. 

Wir sind alle Mitglieder von Gewerk¬ 
schaften, und wir fordern die ernsthaf¬ 
te Auseinandersetzung mit dem Thema 
Union Busting immer wieder in unseren 
jeweiligen Gewerkschaften ein. Sich ge¬ 
gen Angriffe auf die Interessenvertre¬ 
tungen der Beschäftigten zu wehren und 
nicht zuletzt auch ihre aktiven Mitglieder 
zu schützen, sehen wir als eine zentrale 
Aufgaben der Gewerkschaften an. Die 
Gewerkschaften haben auch die nötigen 
Mittel dazu. 

Leider werden von den Gewerk¬ 
schaften Fälle von BR-Mobbing, das ge¬ 
zielte Fertigmachen engagierter Kolle¬ 
ginnen, immer noch als Einzelfälle be¬ 
handelt. Obwohl sich das Phänomen als 
Teil des Union Busting seit der Jahrtau¬ 
sendwende sichtlich immer weiter aus¬ 
breitet. 

Langsam steigt das Problembewusst¬ 
sein: So wurden beim letzten Gewerk¬ 
schaftstag der IG Metall und dem letzten 
Bundeskongress von ver.di Beschlüsse 
gefasst, gegen Union Busting vorzuge¬ 
hen. Allerdings werden die Möglichkei¬ 
ten, die sich hieraus ergeben, viel zu we¬ 
nig genutzt. 

Zum Schwarzen Freitag. H&M wur¬ 
de gerade deshalb ausgewählt als Ziel, da 
es vielerorts Unterstützung von verdi für 
solche Aktionen gab. 

UZ: Welche Planungen gibt es für nächste 
Aktivitäten? 

Petra Stanius: Wir werden weiterhin 
Kündigungsverfahren von engagierten 
Kolleginnen begleiten und uns als An¬ 
laufadresse für Betroffene anbieten. Wir 
werden Öffentlichkeitsarbeit entwickeln 
zu Unternehmen, die Lohndumping und 
Union Busting betreibenm, mit Artikeln 
und mit Aktionen. 

Wir möchten diese Themen in unsere 
Gewerkschaften einbringen und die Ge¬ 
werkschaften zur Zusammenarbeit mit 
Initiativen wie unserer und untereinan¬ 
der auffordern. Wir wollen uns selbst mit 
anderen Initiativen vernetzen und den 
Informations- und Erfahrungsaustausch 
von Initiativen und Gewerkschaften wei¬ 
ter entwickeln. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Der EU-Ministerrat hat sich in der ver¬ 
gangenen Woche darauf geeinigt, dass 
entsandte Arbeiter im Prinzip genau¬ 
so entlohnt werden sollen wie die Kol¬ 
legen des Gastlandes. Entsendefirmen 
könnten damit zukünftig verpflichtet 
werden, außer Mindestlöhnen auch 
andere Vergütungsbestandteile, wie 
es sie in Deutschland am Bau etwa für 
schwere Arbeiten gibt, zu zahlen. Ihre 
Beschäftigten hätten dann ebenso An¬ 
spruch auf die Erstattung von Fahrt- 
und Unterkunftskosten wie hiesige 
Kollegen. Widerstand gab es gegen die 
Veränderung der Richtlinie vor allem 
aus osteuropäischen Staaten. 

Diese Richtlinie gilt seit 1996 und 
zementiert derzeit noch die deutlich 
schlechtere Entlohnung von Arbeit¬ 
nehmern, die in anderen EU-Staaten 
tätig sind. 

Die Dauer der Entsendung soll 
erstmals auf in der Regel zwölf Mona¬ 
te, maximal 18 Monate begrenzt wer¬ 
den. Der durch die bisherigen Rege¬ 
lungen der Entsenderichtlinie verur¬ 
sachte Lohndruck in der EU wird mit 
den nun vorgesehenen Reformen deut¬ 
lich reduziert. 

„Für eine vollständige Gleichbe¬ 
handlung der entsandten mit heimi¬ 
schen Arbeitnehmern ist damit jedoch 
noch nicht gesorgt“, kritisiert die Indus¬ 
triegewerkschaft Bauen-Agrar-Um- 
welt (IG BAU). Weiterhin lägen die 
Sozialversicherungsbeiträge für ent¬ 
sandte Arbeitnehmer auf dem niedri¬ 
gen Niveau des Herkunftslandes. 

Dennoch begrüßt die IG BAU die 
Einigung. „Der EU-Ministerrat ist ei¬ 
nige Schritte in Richtung faire Arbeit 
in der EU gegangen. Er setzt damit 
ein positives Signal für Beschäftigte 


in Europa“, sagte der Stellvertreten¬ 
de IG BAU-Bundesvorsitzende Diet¬ 
mar Schäfers. „Es ist gut, dass der Rat 
die Initiative aus dem Sozialausschuss 
des Europäischen Parlaments aufge¬ 
nommen und sogar noch verstärkt 
hat. Das setzt die Gegner der Verbes¬ 
serung im Parlament unter erhebli¬ 
chen Druck. Wir sind deshalb jetzt ein 
bisschen optimistischer, dass es doch 
noch zu einer besseren Entsendericht¬ 
linie kommt. Die mögliche Verbesse¬ 
rung im Arbeitsrecht allein reicht aber 
noch nicht, um das Dumping bei der 
Entsendung zu beenden. Die EU muss 
nun schnellstmöglich auch die Voraus¬ 
setzungen für die Gleichbehandlung 
entsandter Arbeitnehmer in Fragen 
der Sozialversicherungsbeiträge schaf¬ 
fen.“ 

DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach begrüßte ebenfalls, dass 
sich die Arbeits- und Sozialminister 
auf einen Kompromiss geeinigt haben. 
Damit sei eine wichtige Hürde genom¬ 
men worden, um endlich Verbesserun¬ 
gen für entsandte Beschäftigte zu er¬ 
reichen. Trotzdem falle das Votum der 
Minister weit hinter das Verhandlungs¬ 
mandat des Beschäftigungsausschusses 
im EU-Parlament zurück. Scharf zu 
kritisieren sei zum Beispiel, dass der 
Verkehrssektor von der Richtlinie aus¬ 
genommen sein soll. Außerdem seien 
die Regelungen für die Erstattung von 
Reise- und Unterkunftskosten unklar. 
Für eine echte Stärkung der Rechte 
entsandter Beschäftigter müsse sich 
der Rat in den anstehenden Trilog- 
Verhandlungen deutlich auf das Euro¬ 
päische Parlament zu bewegen, meinte 
Buntenbach. 

IG BAU/UZ 



Bei der Aktion am 13. Oktober in Köln wurden symbolisch und öffentlichkeits¬ 
wirksam die fragwürdigen Arbeitsverträge von H&M geschreddert. 


30 Stunden sind genug - Arbeitszeitkonferenz der DKP 

Für eine neue gewerkschaftliche Offensive zur Arbeitszeitverkürzung 
Arbeitszeitverkürzung debattieren, begründen, verankern. 

Gemeinsame Schritte finden. 

4 November 2017,10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Haus der Essener Gewerkschaften,Teichstraße 4a, 45147 Essen 
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Wladimir Lebedew, ROSTA-Fenster 1920 

Bauer, wenn du den Gutsherrn nicht füttern willst - Ernähre die Front, die dein 
Land und deine Freiheit verteidigt. 


Kein „prima Klima“ 

Sondierungsgespräche mit Kompromissen 


A m Montag dieser Woche war 
wieder alles „in bester Ord¬ 
nung“ Der Krach vom Don¬ 
nerstag der vorigen Woche schien ver¬ 
gessen, als die Partner einer möglichen 
Jamaika-Koalition stundenlang ver¬ 
handelt hatten und sich in die Haare 
gerieten: In wesentlichen Fragen der 
Klimapolitik und in der Flüchtlings¬ 
politik sind sich die anderen mit den 
Grünen uneinig. 

An diesem Tag beharrten die Ver¬ 
treter der Grünen bei den Sondie¬ 
rungsgesprächen darauf, dass zumin¬ 
dest die selbstgestellten staatlichen 
Klimaziele eingehalten werden müs¬ 
sen - die FDP erklärt zwar, zum Pa¬ 
riser Klimaabkommen zu stehen, will 
aber keine fixen Vorgaben auf natio¬ 
naler Ebene. Die Grünen blieben bei 
ihrer Forderung nach dem Kohleaus¬ 
stieg, d.h. der Abschaltung aller Koh¬ 
lekraftwerke. Für die anderen ist das 
so nicht hinnehmbar. Die FDP lehnt 
eine staatliche Regulierung der Indus¬ 
trie grundsätzlich ab. Doch auch Nord¬ 
rhein-Westfalens Ministerpräsident 
Armin Laschet, Verhandlungsführer 
der CDU für den Bereich Energie und 
Klima, hatte zuvor öffentlich erhebli¬ 
che Bedenken geäußert. „Klimaschutz 
ist wichtig“, hatte er vor dem Treffen 
am vorigen Donnerstag gegenüber der 
„Rheinischen Post“ erklärt. Aber nur, 
wenn durch ihn der Industriestandort 
Deutschland und Tausende Arbeits¬ 
plätze nicht gefährdet seien. In die¬ 
sem Fall werde es keine Koalition ge¬ 
ben. „Spiegel-Online“ hatte an diesem 
Tag darauf verwiesen, dass erste Kan¬ 
didaten für eine Stilllegung die mehr 
als 40 Jahre alten Meiler Neurath A 
und Weisweiler G in NRW wären. Oh¬ 
nehin gäbe es in Laschets Bundesland 
besonders viele Braunkohlekraftwer¬ 
ke. „Hinzu kommen der Braunkoh¬ 


letagebau im Rheinischen Revier und 
eine Reihe Unternehmen, die beson¬ 
ders viel Elektrizität verbrauchen und 
daher auf niedrige Strompreise ange¬ 
wiesen sind.“ 

Die Grünen lehnten bei den Ver¬ 
handlungen an diesem Tag vor al¬ 
lem aber auch die von den Unions¬ 
parteien geforderte Limitierung der 
Flüchtlingszahlen, also die Obergren¬ 
ze, ab. Die Unionsparteien beharren 
darauf. Und die Grünen blieben bei 
ihrer Forderung nach Familiennach¬ 
zug. CSU-Landesgruppenchef Dob- 
rindt hatte vor den Gesprächen im 
Deutschlandfunk erklärt, bei der Zu¬ 
wanderung gelte das Regelwerk der 
Unionsparteien. Hier könne es keine 
Bewegung geben. Man brauche Ent- 
scheidungs- und Rückführungszen¬ 
tren sowie ein weiteres Aussetzen des 
Familiennachzugs der subsidiär Ge¬ 
schützten. Maximal 200 000 Flücht¬ 
linge könnten jährlich aufgenommen 
werden. Das müssten auch die Grü¬ 
nen akzeptieren. 

Die Stimmung war am Ende „im 
Keller“, hieß es nach den Sondierungs¬ 
gesprächen am Donnerstag. 

Doch am Sonntagabend geschah 
wohl „ein Wunder“. Nach dem Spitzen¬ 
treffen der Parteien in der bayerischen 
Landesvertretung gab es am Montag 
bei den Sondierungsgesprächen nicht 
nur eine bessere Stimmung, sondern 
in einigen Fragen Übereinstimmung. 
Alle Partner wollen in den folgen¬ 
den Jahren mehr Geld für Bildung 
und Forschung ausgeben. Die Digita¬ 
lisierung soll vorangetrieben werden. 
Doch darin stimmte man schon vorher 
überein. Einig ist man sich inzwischen 
auch in einigen Fragen der „inneren 
Sicherheit“, will „unsere Demokratie 
und den Rechtsstaat“ stärken, Polizei 
sowie Justiz stärken, im Kampf gegen 


Terrorismus die Zusammenarbeit zwi¬ 
schen Bund und Ländern verbessern 
usw. Unklar ist, ob und wie Persön¬ 
lichkeitsrechte geschützt werden sol¬ 
len und ob es Abmachungen über die 
Ausweitung der Überwachungen im 
öffentlichen Raum gibt. Einig ist man 
sich wohl, das an sogenannten Krimi¬ 
nalitätsschwerpunkten zu tun. 

Allgemein blieben auch die bisher 
bekannt gewordenen Vereinbarungen 
zu Arbeit, Soziales, Rente, Gesundheit, 
Pflege. Kurz vor den Gesprächen am 
Montag hatte CDU-Präsidiumsmit- 
glied Jens Spahn gefordert, die Ren¬ 
te mit 63 abzuschaffen. Vor allem die 
Gewerkschaften, aber auch die SPD, 
hatten das entschieden abgelehnt. Die 
Rede ist nach den Verhandlungen von 
Montag jetzt von mehr „Flexibilität“ in 
der Rente, die mit 63 aber soll bleiben. 
Völlig unklar ist bei all dem, wie die 
Grünen ihr Ziel der Unterstützung von 
Geringverdienern und Alleinerziehen¬ 
den erreichen wollen. 

Die für den Abend des Tages ge¬ 
plante Zwischenbilanz der Verhand¬ 
lungen fiel mager aus. Es gebe noch 
großen Diskussionsbedarf, verkünde¬ 
ten die Generalsekretäre der Parteien. 
Nun aber wolle man wieder in kons¬ 
truktiver Atmosphäre arbeiten. 

Mal sehen, wie lang diese Stim¬ 
mung anhält. Oder kommt es zu Kom¬ 
promissen in den wesentlichen Streit¬ 
fragen? So wie bei der Vermögenssteu¬ 
er, auf die die Grünen verzichteten und 
damit klar machten, dass auch sie die 
bisherige Steuer- und Finanzpolitik im 
Wesentlichen fortführen wollen? Dann 
aber müssten die Grünen von Grund¬ 
positionen ablassen: Am Donnerstag 
dieser Woche ging es wieder um die 
Streitthemen Klima und Flüchtlings¬ 
politik. 

Nina Hager 


Rüstungsexport floriert 

Die nächsten U-Boote für Israel genehmigt 


Schikane gegen LL-Gedenken 

Welle der Empörung richtet sich gegen Bezirksamt 


Trotz Korruptionsvorwürfen in Israel 
billigt das noch amtierende Bundeska¬ 
binett, dass drei weitere U-Boote an Is¬ 
rael geliefert werden dürfen. Während 
es noch im Frühsommer hieß, der Ver¬ 
kauf bleibe so lange liegen, bis in Israel 
die Vorwürfe aus der Welt seien, wur¬ 
de nun urplötzlich dem Verkauf durch 
die Resterampe „altes Kabinett“ die 
Genehmigung erteilt. Hintergrund des 
bisherigen Zögerns war und ist eine 
laufende polizeiliche Untersuchung in 
Israel, die Korruptionsvorwürfen nach¬ 
geht gegen hochrangige Offiziere, poli¬ 
tisch Verantwortliche aus dem Umfeld 
von Ministerpräsident Netanjahu und 
Repräsentanten der deutschen Schiffs¬ 
werft ThyssenKrupp Marine Systems. 
Woher das Bundeskabinett Erkennt¬ 
nisse gewonnen hat, dass die Untersu¬ 
chungen in Israel nichts Hinderliches 
für den Deal finden werden, bleibt un¬ 
erklärt und wird auch selbstverständ¬ 
lich nicht beantwortet werden. 

Deutsche Rüstungsfirmen sind seit 
100 Jahren weltweit führend im Bau 
und technischer Ausstattung von U- 
Booten, ebenso führend sind die Fir¬ 
men, was die Anzahl dieser Todesma¬ 
schinen im Einsatz bei vielen Armeen 
angeht. Erinnert sei an Lieferungen 
an Südafrika, Indonesien und Saudi- 
Arabien, alles Länder, die nach dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz nicht be¬ 
liefert werden dürften, wo aber „wich¬ 
tige sicherheitspolitische Aspekte“ die 
Freigabe ermöglichten. 

Seit 1999 liefert Deutschland U- 
Boote an Israel, womit seit 2003 die is¬ 
raelische Kriegsmarine auch die Fähig¬ 
keit zum Nuklearwaffeneinsatz besitzt. 
Insgesamt hat Israel sechs Dolphin-U- 
Boote bestellt, drei davon wurden in 
den Jahren 1999 und 2000 geliefert, 
ein weiteres U-Boot namens „Tanin“ 
wurde im Juni 2014 in Kiel an die is¬ 
raelische Marine übergeben, die bei¬ 
den letzten dieser Bestellung plus ein 


weiteres sind jetzt freigegeben worden. 
Die 1999 und 2000 von ThyssenKrupp 
gelieferten drei Dolphin-U-Boote 
können mit atomsprengkopf-bestück- 
ten Marschflugkörpern (Bezeichnung 
Popeye Turbo II bzw. D eiiah) ausge¬ 
stattet werden, deren Reichweite min¬ 
destens 1 500 Kilometer beträgt. Die 
ersten drei U-Boote hatten einen Ge¬ 
samtwert von rund 655 Millionen Euro 
und wurden nahezu komplett aus dem 
Bundeshaushalt finanziert. Unter Aus¬ 
schluss der Öffentlichkeit wurde am 
30. Juni 2014 Boot Nr. 4, das größte je 
in Deutschland gebaute U-Boot, offizi¬ 
ell an die israelische Marine übergeben. 
Die Übergabe des U-Boots namens 
„Tanin“ fand in der hintersten Ecke des 
Ausrüstungskais der großen U-Boot- 
Halle der ThyssenKrupp Marine Sys¬ 
tems GmbH (TKMS) in Kiel statt. De¬ 
tails über die Ausstattung des U-Boots 
wurden offiziell nicht bekannt gegeben, 
aber der Wunsch der israelischen Re¬ 
gierung, dass es mit atomaren Marsch¬ 
flugkörpern ausgestattet werden kann, 


wird nicht bezweifelt, wenn auch von 
der Bundesregierung mit angeblicher 
Unkenntnis beantwortet. Die U-Boote 
stellen einen wichtigen Faktor für Is¬ 
raels „Abschreckung“ gegenüber dem 
Iran dar, den die israelische Regierung 
als größte Bedrohung ihres Landes 
bezeichnet, ohne dafür auch nur eine 
handfeste Begründung zu liefern. Die 
Baukosten für die drei U-Boote wer¬ 
den auf insgesamt 1,2 Milliarden Euro 
geschätzt, von denen rund ein Drittel 
aus laufenden und kommenden Bun¬ 
deshaushalten mitfinanziert werden. 

Die Eile, mit der nun die Billigung 
des Kabinetts erfolgte, hat sicherlich 
damit zu tun, dass das neue Parlament 
noch nicht seinen Betrieb aufgenom- 
men hatte, die bürgerlichen Medien mit 
den Sandkastenspielen neuer Koalitio¬ 
nen und Personalfragen beschäftigt wa¬ 
ren und sind. Ideale Zeiten und Gele¬ 
genheiten, um eine höchst widerwärti¬ 
ge Entscheidung möglichst geräuschlos 
durchzu winken. 


Nachdem das von Bürgermeister Mi¬ 
chael Grünst (Linkspartei) geführ¬ 
te Bezirksamt von Berlin-Lichtenberg 
angekündigt hat, dass die Luxemburg- 
Liebknecht-Ehrung, die im kommenden 
Jahr am 14. Januar stattfinden soll, nicht 
mehr in gewohnter Form durchgeführt 
werden darf, reißt die Wut vieler poli¬ 
tischer Initiativen nicht ab. Die Behör¬ 
de hatte auf „wichtige Änderungen ab 
2018“ hingewiesen, die das traditionelle 
Gedenken beträfen. „Aufgrund der ak¬ 
tuellen Entwicklungen und aufgestock¬ 
ter Sicherheitskonzepte wird auch die¬ 
se traditionelle Veranstaltung ab 2018 in 
geänderter Form stattfinden“, heißt es in 
einem Schreiben des Amtes. In Zukunft 
sollen „nur noch reine Informationsstän¬ 
de“ vor der Gedenkstätte der Sozialisten 
in Friedrichsfelde zulässig sein. Stände, 
an denen - wie in den Vorjahren üblich - 
Essen und Trinken angeboten wird, sind 
fortan genauso untersagt, wie die von 
Antiquariaten oder Anbietern von Be¬ 
kleidung. Zudem sollen Informations¬ 
stände nur noch direkt auf dem Fried¬ 
hofsvorplatz errichtet werden dürfen. 
Der Tageszeitung „junge Welt“ und der 
DKP wurde hingegen nur eine deutlich 
geringere Standgröße als in den Vorjah¬ 
ren genehmigt. 

„Dass mit dem Verbot von Kaffee 
und Kuchen kein Terroranschlag ge¬ 
stoppt wird, dürfte klar sein. Es handelt 
sich hier im wahrsten Sinne des Wortes 
um eine Schutzbehauptung für behörd¬ 
liche Schikane unliebsamen Gedenkens“, 
kritisierte die Bundestagsabgeordnete 
Ulla Jelpke. „Das Gedenken an Karl und 
Rosa wurde immer wieder durch brutale 
Polizeieinsätze und Gängelei behindert, 
dies ist nun ein neuer Versuch unser Ge¬ 
denken zu behindern, er wird genauso 
scheitern wie alle vorherigen“, stellte die 
Innenpolitikerin der Linksfraktion klar. 

„Diese Einschränkung ist nichts 
weiteres als der durchsichtige Versuch, 
das jährliche Gedenken an die ermor¬ 


deten Revolutionäre Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht zu behindern. Wir 
werden uns gemeinsam mit zahlreichen 
weiteren linken Organisationen politisch 
und juristisch gegen diese Provokation 
zur Wehr setzen, sollte dieser Bescheid 
nicht rückgängig gemacht werden“, kün¬ 
digte Henning von Stoltzenberg, Mit¬ 
glied im Bundesvorstand der Roten Hil¬ 
fe e.V., an. 

„Der Versuch, eine alternative Kul¬ 
tur aus den Innenstädten zu verdrängen, 
ist leider nicht neu. Dass nun politische 
Initiativen, Gruppen und Büchertische 
bei einer würdigen Gedenkveranstal¬ 
tung am Friedhof Friedrichsfelde uner¬ 
wünscht sein sollen: damit war nicht zu 
rechnen. Auch das ist nicht hinnehmbar“, 
kritisierte Glenn Jäger vom Kölner Papy- 
Rossa Verlag. 

Kritik kommt auch von der Interven¬ 
tionistischen Linken Düsseldorf: „Wir ge¬ 
hen davon aus, dass viele Genossinnen 
und Genossen, die in den letzten Jahren 
nicht mehr zum LL-Gedenken gefahren 
sind, dieses Mal kommen werden. Zu hof¬ 
fen steht jedoch, dass es in der Linkspar¬ 
tei genügend Druck auf den Bezirksbür¬ 
germeister gibt, die schikanösen Auflagen 
umgehend zurückzunehmen“. Deutliche 
Worte fand auch der DKP-Vorsitzende 
Patrik Köbele: „Dass ausgerechnet ein 
von der Linkspartei geführtes Bezirks¬ 
amt das traditionelle Gedenken an die 
beiden KPD-Mitbegründer Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht behindert, ist 
ein handfester Skandal“. Köbele stellte 
zudem klar, dass die DKP „jetzt erst recht 
und noch deutlich offensiver“ nach Ber¬ 
lin mobilisieren werde. „Über die eigenen 
Parteigrenzen hinweg ruft die DKP die 
politische Linke auf, das Andenken an 
Luxemburg und Liebknecht entschlos¬ 
sen zu verteidigen. Wer die beiden Kom¬ 
munisten ehren und ihrer gedenken will, 
wird das am 14. Januar tun. Ob es dem 
Bezirksamt und seinem Bürgermeister 
passt, oder nicht!“ Markus Bernhardt 


Frank Schumacher 



U-Boot Dolfin von ThyssenKrupp 
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Politische Bildung 

Berufsverbote-Konferenz der GEW in Kassel 


A uch 45 Jahre nach dem vom da¬ 
maligen Bundeskanzler Willy 
Brandt und den Ministerpräsi¬ 
denten der Bundesländer herausgege¬ 
benen Radikalenerlass „steht die Auf¬ 
arbeitung noch aus“ wie es Marlis Tepe, 
Vorsitzende der Gewerkschaft Erzie¬ 
hung und Wissenschaft (GEW), auf der 
am 28.10.2017 stattgefundenen Berufs¬ 
verbote-Konferenz in Kassel konstatier¬ 
te. Denn mit ihren Verfolgten tut sich 
die Bundesrepublik insgesamt nach wie 
vor schwer. Daran ändert auch Brandts 
spätes Eingeständnis, dass die Berufs¬ 
verbote ein „Irrtum“ gewesen seien, 
nichts. Dass Brandt diesen Fehler im 
Nachhinein freimütig zugab, verweist je¬ 
doch auf die - auf der Konferenz durch 
den Zeithistoriker Dominik Rigoll her¬ 
ausgearbeitete - Tatsache, dass es sich 
beim Erlass weniger um eine Herzens¬ 
angelegenheit, sondern vielmehr um 
eine machtpolitische Notwendigkeit 
gehandelt hatte: So habe die SPD-FDP- 
Regierung gegenüber der Union einer¬ 
seits, aber auch gegenüber allzu linken 
(Stamokap-)Jusos andererseits signali¬ 
sieren können, dass es - im Gegensatz zu 
anderen westeuropäischen Ländern - in 
der Bundesrepublik kein Zusammenge¬ 
hen von Sozialdemokraten und Kommu¬ 
nisten geben würde. Dabei sei man sich 
durchaus des „Hauptfeinds“ bewusst 
gewesen, denn obwohl beispielsweise 
auch Mitglieder maoistischer K-Grup- 
pen betroffen gewesen seien, hätten sich 
die Berufsverbote hauptsächlich gegen 
Mitglieder der DKP und Organisati¬ 
onen wie MSB Spartakus und SDAJ 
gerichtet. Ein erfolgreiches Berufsver¬ 
bot gegen alte und neue Nazis, die nach 
der „Logik“ der Totalitarismusdoktrin 
vom Radikalenerlass auch hätten be¬ 
troffen sein müssen, habe es nach dem 
Forschungsstand Rigolls hingegen nicht 
gegeben - auch weil diese selbst noch 
in der bundesdeutschen Justiz etabliert 


gewesen seien oder zumindest gute Kon¬ 
takte in diese unterhielten hätten. 

Dass sich die GEW endlich des The¬ 
mas annimmt und die Rehabilitierung 
der Betroffenen erreichen will, ist da¬ 
her umso wichtiger. Denn die Bemühun¬ 
gen um Aufarbeitung begannen erst vor 
wenigen Jahren - mit einer Resolution 
des GEW-Hauptvorstands vom März 
2012 und dem darauffolgenden Gewerk¬ 
schaftstag - wirklich Fahrt aufzuneh¬ 
men. Wohl auch deshalb, weil die „Ge¬ 
sinnungsschnüffelei“ und die Abwehr 
angeblicher „Verfassungsfeinde“ nicht 
allein auf staatliche Stellen, vor allem 
Verfassungsschutz und Justiz, beschränkt 
blieb, sondern sich auch die DGB-Ge- 
werkschaften (inklusive der GEW) flei¬ 
ßig an der Kommunistenhatz beteiligten. 
Wer dem bürgerlichen Staat als Feind 
galt, wurde - nahezu automatisch - auch 
aus der Gewerkschaft gedrängt. Dement¬ 
sprechend ist eine gewerkschaftliche Kri¬ 
tik am Radikalenerlass und seinen Fol¬ 
gen auch eine unvermeidliche, schmerz¬ 
hafte Selbstkritik. 

Bei aller Vergangenheitsaufarbei¬ 
tung- und Bewältigung darf außerdem 
nicht vergessen werden, dass die Be¬ 
rufsverbote noch keineswegs in allen 
Bundesländern Vergangenheit sind. Die 
GEW hatte mit Kerem Schamberger ei¬ 
nen aktuell Betroffenen nach Kassel ein¬ 
geladen. Der Kommunikationswissen¬ 
schaftler berichtete auf der Konferenz 
darüber, wie ihm - auf Betreiben des bay¬ 
erischen Verfassungsschutzes - im Jahr 
2016 eine Anstellung als wissenschaft¬ 
licher Mitarbeiter an der Ludwig-Ma- 
ximilians-Universität München (LMU) 
hätte verweigert werden sollen. Scham¬ 
bergers Mitgliedschaft in der DKP und in 
anderen, ihr traditionell nahestehenden 
„linksextremistischen“ Organisationen 
seiausschlaggebend gewesen. Die LMU 
habe sich jedoch „im konkreten Einzel¬ 
fall“ anders entschieden, da sie nach einer 


nötig 


eigenen Befragung bei ihrem Bewerber 
keine „Verfassungsfeindlichkeit“ habe 
feststellen können. 

Auch wenn die bayerische Vorge¬ 
hensweise sicherlich die radikalste ist, ist 
die hinter den Berufsverboten stecken¬ 
de Gesinnungsschnüffelei des Verfas¬ 
sungsschutzes auch in anderen Bundes¬ 
ländern längst nicht überwunden. Nach 
aktuellem Urteilsspruch nordhessischer 
Richter darf auch Silvia Gingold weiter¬ 
hin für ihre friedenspolitischen und anti¬ 
faschistischen Aktivitäten vom Inlands¬ 
geheimdienst bespitzelt werden. Dass das 
Kasseler Verwaltungsgericht dabei noch 
den Kapitalismus zum Bestandteil der 
„freiheitlich-demokratischen Grundord¬ 
nung“ erklärte, kann wirklich nur noch 
als Posse bezeichnet werden. 

In der Abschlussrunde der Berufsver¬ 
bote-Konferenz schlug vor allem David 
Salomon, Professor für Politikwissen¬ 
schaft aus Hildesheim, den inhaltlichen 
Bogen zur Beziehung zwischen der histo¬ 
rischen Aufarbeitung der Berufsverbote 
und der politischen Bildung an Schulen 
und Hochschulen. Er stellte fest, dass das 
im medialen Diskurs gemalte Geschichts¬ 
bild über die Bundesrepublik eine durch¬ 
gängige Abfolge von Erfolgsgeschichten 
sei, wobei unter anderem der Radikalen¬ 
erlass als politische Verfolgungsgeschich¬ 
te ausgeblendet würde. Politische Bil¬ 
dung, argumentierte Salomon, setze bei 
der Irritation solcher Geschichtsbilder 
an, wie es etwa durch die Darstellung der 
Geschichte der Berufsverbote geschehen 
könne. Lehrkräfte hätten dann die Auf¬ 
gabe zur politischen Mündigkeit, zur Kri¬ 
tik- und Widerstandsfähigkeit zu erziehen 
und nicht dem Vermitteln einer (antikom¬ 
munistischen) Staatsräson zu dienen. 

Für die Ausbildung solcher Lehrkräf¬ 
te, für die Erziehung junger Menschen in 
solchem Geist bräuchte es dann jedoch 
weder Berufsverbote noch Spitzel. 

Gerrit Brüning 
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Wladimir Majakowski, ROSTA-Fenster 1920 
1. Entente-Waffe: Geld 


2. Weißgardisten-Waffe: Lügen,Tücken 
3. Menschewiki-Waffe: Dolch in den Rücken 
4. Prawda (Wahrheit) 
5. Offene Augen 
6. Und Gewehre: Kommunistische Waffenehre 


Kriminalisiert 

Widerstand gegen Atomwaffen 


Widersprüchliche 

Erkenntnisse 

MAD und Regierung zu extrem rechten Soldaten 


Während vor den verschiedenen To¬ 
ren am Atomwaffenstützpunkt Büchel 
im September 2016 verschiedene Blo¬ 
ckaden aufgebaut werden, dringen 9 
Atomwaffengegner von dem Jugend¬ 
netzwerk für politische Aktion (JU- 
NEPA) in den Atomwaffenstützpunkt 
Büchel ein und demonstrieren auf der 
Start- und Landebahn gegen die dort 
gelagerten Atomwaffen im allgemei¬ 
nen und gegen die deutsche atomare 
Teilhabe im besonderen. Ein Jahr spä¬ 
ter stehen 8 dieser Aktivisten 
vor dem Amtsgericht Cochem. 

Sie sind des Hausfriedens¬ 
bruchs und der Sachbeschädi¬ 
gung angeklagt. Der Vorwurf 
der Sachbeschädigung wurde 
im Laufe der Prozesse fallenge¬ 
lassen, weil nachweislich keine 
Sachbeschädigung stattgefun¬ 
den hat. 

Als „Privatgelände des Mi¬ 
litärs und der besonderen Si¬ 
cherheitsanforderungen ist ein 
solches Gelände für Zivilisten 
ohne Erlaubnis tabu“, so ar¬ 
gumentierte die Staatsanwalt¬ 
schaft, dem sich das Gericht anschloss. 
„Wo kämen wir denn hin, wenn jeder 
selbst entscheiden würde, wo er seinen 
Protest hintragen würde“ mahnte der 
Richter. „Es würde nur Chaos und Un¬ 
ordnung in unser Gemeinwesen brin¬ 
gen.“ Die verurteilten Aktivisten dage¬ 
gen wiesen darauf hin, dass angesichts 
der immensen Gefahr, die von diesem 
Ort ausgeht und angesichts der völker¬ 
rechtswidrigen atomaren Teilhabe, die 
mit Billigung der deutschen Regierung 
rechtswidrig jeden Tag zu Unrecht be¬ 
gangen wird, es die grundgesetzlich auf¬ 
erlegte Pflicht ist, dagegen Widerstand 
zu leisten. Ziviler Ungehorsam, der nie¬ 
manden schadet, außer der Militärma¬ 
schinerie kurzzeitig in den Arm zu fal¬ 
len und Sand ins Getriebe zu schütten, 


ist angesichts der drohenden atomaren 
Katastrophe, durch Aufrüstung und 
Umrüstung der Bücheier Atomwaffen, 
eine allzu berechtigte Zuspitzung des 
Widerstandes. Als Begründung für den 
rechtfertigenden Notstand hatten die 
Angeklagten zahlreiche Beweisanträge 
gestellt, die allerdings alle vom Rich¬ 
tertisch gewischt wurden. Das Urteil 
von 30 Tagessätzen fiel offensichtlich 
deshalb so hoch aus, weil der Richter 
entgegen der Auffassung der Aktivis¬ 


ten, die ihre Aktion als Ermutigung 
zu mehr Praxis zum zivilen Ungehor¬ 
sam ansehen, auf Abschreckung hofft 
und solche Aktionen in Zukunft eher 
unterlassen werden. Die Angeklagten 
machten klar, dass sie sich angesichts 
der immensen Gefahr nicht davon ab- 
schrecken lassen werden und kündig¬ 
ten weitere Aktionen des zivilen Un¬ 
gehorsams in Büchel an. Gegen das 
Urteil wurden inzwischen Rechtsmit¬ 
tel eingelegt. 

Es geht auch anders und andere 
sehen und fördern die Friedensarbeit 
der jungen Menschen: Für ihre Aktio¬ 
nen, unter anderem in Büchel, hat das 
Netzwerk JUNEPA am 1. 9.2017 den 
renommierten Aachener Friedenspreis 
erhalten. Ernst-Ludwig Iskenius 


Die Skandalserie bei der Bundeswehr 
reißt nicht ab. Das Prinzip von Befehl 
und bedingungslosem Gehorsam lockt 
seit jeher auch extreme Rechte in die 
Truppe der deutschen Angriffskrieger. 
Nun wurde bekannt, dass der „hausei¬ 
gene“ Bundeswehrgeheimdienst „in rund 
200 Fällen“ Rechtsextreme in der Truppe 
ausgemacht habe. Diese Zahl wurde an¬ 
lässlich einer parlamentarischen Anfrage 
der Bundestagsabgeordneten Irene Mi- 
halic (Bündnis 90/Die Grünen) bekannt, 
die vom zuständigen Parlamentarischen 
Staatssekretär Markus Göbel beantwor¬ 
tet wurde. 

Die Parlamentarierin gab sich mit 
der Antwort jedoch nur begrenzt zu¬ 
frieden und machte in einem Interview 
mit der Mitteldeutschen Zeitung eine 
„hohe analytische Unsicherheit bei 
dem Thema“ aus. Sie verwies darauf, 
dass der Präsident des Militärischen 
Abschirmdienstes (MAD), Christof 
Gramm, in der öffentlichen Sitzung des 
parlamentarischen Kontrollgremiums 
am 5. Oktober im Bundestag von einer 
Quote von nur „zirka acht pro Jahr“ ge¬ 
sprochen habe. Dass diese Zahl mit den 
tatsächlichen Realitäten nicht in Ein¬ 
klang zu bringen sein dürfte, liegt auf 
der Hand, kommt es doch regelmäßig 
zu Enthüllungen über Naziskandale 
und erniedrigende und menschenver¬ 
achtende Praktiken beim Bund. Hin¬ 
zu kommt, dass auch der MAD selbst 
in der Vergangenheit öfters in die Kri¬ 
tik geriet, da er Fälle von rechtsextre¬ 
men Soldaten verharmlost oder gar 
ignoriert hatte. Erinnert sei in diesem 
Zusammenhang auch an die versuchte 
Anwerbung des Mitglieds des neofa¬ 
schistischen Terrornetzwerkes „Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund“ (NSU), 
Uwe Mundlos, durch den Spitzeldienst. 


Wie der MAD arbeitet und auf wel¬ 
cher Grundlage er überhaupt seine Tä¬ 
tigkeit betreibt, bleibt unklar und lässt 
sich nicht leicht erkennen. Die einzige ei¬ 
gene Begründung kommt mit dem Satz 
von der „freiheitlich demokratischen 
Grundordnung“ aus, ein Wortungetüm, 
das sich im Grundgesetz nicht findet. 
Sein beliebtes Mittel sind die sogenann¬ 
ten Meldungen aus der Truppe. Durch 
die tägliche Nähe im Dienstbetrieb seien 
es oftmals Vorgesetzte, Kameraden und 
Kollegen, die zum Beispiel Verhaltensän¬ 
derungen zuerst feststellen. Nicht immer 
zeigen sich die Auswirkungen im dienst¬ 
lichen Umfeld. Vorgesetzte, Kameraden 
oder Kollegen können sie dann auch 
nicht melden, besser noch wollen dies 
auch nicht, da eine ideologische Nähe 
sie daran hindert. Deshalb greift man 
auf Hinweise von anderen Sicherheitsor¬ 
ganen, wie Verfassungsschutzbehörden 
oder Polizeidienststellen zurück. Hinzu 
kommen Erkenntnisse aus dem Gemein¬ 
samen Extremismus- und Terrorismusab¬ 
wehrzentrum (GETZ), und in dem auch 
der MAD mitarbeitet. Darüber hinaus 
erhält der MAD aber auch Hinweise 
durch eigene Ermittlungen, Befragungen 
von Verdachtspersonen und nicht zuletzt 
von aufmerksamen Bürgern. 

Die Bundestagsabgeordnete Miha- 
lic warnte unterdessen, dass die Quote 
von Neonazis in der Bundeswehr „ge¬ 
rade mit Blick auf die militärische Aus¬ 
bildung, die Rechtsextreme in der Bun¬ 
deswehr für ihre Bestrebungen nutzen“ 
gefährlich werden könnte. Dass Neonazis 
und Rassisten den Dienst an der Waffe 
für ihre Zwecke nutzen, liegt jedoch auf 
der Hand. Bundeswehr und rechtes Ge¬ 
dankengut gehören oftmals genauso zu¬ 
einander, wie das Amen und die Kirche. 

Markus Bernhardt 


Proteste halten an 

Seit über zwei Wochen finden in 
Deutschland und anderen europä¬ 
ischen Ländern täglich Proteste für 
die Freiheit Abdullah Öcalans statt. 
Tausende Kurdinnen und Kurden 
fordern seither Klarheit über die Si¬ 
tuation Abdullah Öcalans, dem seit 
1999 auf der türkischen Gefängnis¬ 
insel Imrali inhaftierten PKK-Vorsit¬ 
zenden. Anlass für die Proteste sind 
Meldungen in den türkischen Me¬ 
dien, wonach Öcalan im Gefängnis 
verstorben sei. Die deutschen Be¬ 
hörden reagieren mit umfangreichen 
Repressionen gegen die Demons¬ 
trationen und Kundgebungen. Die 
Organisatoren veröffentlichten nun 
einen Aktionsplan für die nächsten 
Tage. Den Höhepunkt wird eine eu¬ 
ropaweite Demonstration am 4. No¬ 
vember in Düsseldorf darstellen, zu 
der zehntausende Teilnehmer erwar¬ 
tet werden. 

Proteste gegen AfD 

Die selbsternannte Alternative für 
Deutschland (AfD) will am ersten 
Dezemberwochenende ihren Bun¬ 
desparteitag in Hannover ausrich- 
ten. Antifaschistische Gruppen wol¬ 
len dagegen protestieren und den 
Parteitag der Rechten blockieren. 
„Die Partei will unsere Freiheiten 
einschränken: Abbau von Rechten, 
die Erwerbstätige schützen, Kürzun¬ 
gen bei Sozialausgaben, Rückbau von 
Klimaschutzrechten, Verschärfung 
des Abtreibungsverbots, weitere Ein¬ 
schränkung von Bleibemöglichkeiten 
für geflüchtete Menschen, Annullie¬ 
rung der Ehe für Alle sowie einen 
reaktionären Wandel in Kultur- und 
Bildungspolitik. Wir wissen: Die AfD 
wird nicht trotz, sondern auch wegen 
dieser Positionen gewählt. Gleich¬ 
zeitig wäre die AfD nicht so erfolg¬ 
reich ohne Steilvorlagen etablierter 
und regierender Parteien z.B. durch 
rigide Asylrechtsbeschränkungen“, 
kritisieren die Nazigegner in ihrem 
Protestaufruf. 
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Wladimir Majakowski, ROSTA-Fenster 1921 
Willst Du? Tritt ein! 

1. Willst die Kälte bezwingen? 2. Willst den Hunger bezwingen? 
3. Willst essen? 4. Willst trinken? 

Schnell in die Stoßgruppe vorbildlicher Arbeit! 


Welt verurteilt Blockade 


Die Vollversammlung der Vereinten Na¬ 
tionen hat am Mittwoch mit der Resolu¬ 
tion 70/5 die Wirtschafts-, Handels- und 
Finanzblockade Kubas durch die USA 
verurteilt. Wir dokumentierten die Pres¬ 
semitteilung der FG BRD-Kuba (in Aus¬ 
zügen): 

„Die Blockade (wirkte sich) im Zu¬ 
sammenhang mit Hurrikan „Irma“, der 
Anfang September millionenschwere 
Schäden auf Kuba hinterlassen hat, noch 
einmal mehr aus - indem US-Präsident 
Donald Trump sie noch einmal unter¬ 
strich und gleichzeitig europäische Ban¬ 
ken, wie die Postbank oder die ING, 
sich weigerten Transaktionen mit Bezug 


auf Kuba durchzuführen.Als Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba fordern 
wir - ebenso wie die überwältigende 
Mehrheit der in den Vereinten Natio¬ 
nen organisierten Staaten - die USA 
nachdrücklich zur Beendigung der ille¬ 
galen Blockade auf. Dazu gehört, dass 
in einem ersten Schritt die Europäische 
Union ihrer deklarierten Ablehnung der 
Blockade Taten folgen lässt und Maß¬ 
nahmen gegen alle Unternehmen und 
Personen einleitet, die die Blockade ge¬ 
gen Kuba durch erhöhte Frachtkosten 
oder Verweigerung von finanziellen wie 
materiellen Transaktionen aktiv unter¬ 
stützen.“ 


Anne Rieger zu den Koalitionsverhandlungen in Österreich 


Wer zahlt die 14 Milliarden? 


Die Sieger-Partei, ÖVP (31,5 Prozent), 
hat mit der an dritter Stelle gelegenen 
FPÖ (26 Prozent) Koalitionsverhand¬ 
lungen begonnen. Mit 113 von 183 
Abgeordneten haben sie eine stabile 
Mehrheit im Parlament. Gemeinsam 
mit den 10 Abgeordneten der neolibe¬ 
ralen Neos (5,3 Prozent) verfügen sie 
über eine Zweidrittelmehrheit, mit der 
sie Verfassungsgesetze ändern können. 
Die an zweiter Stelle gewählte SPÖ, die 
jahrelang den Bundeskanzler stellte, 
wird mit 26,9 Prozent Oppositionspar¬ 
tei. Sie wird aktuell an den Schalthebeln 
der Macht nicht gebraucht. 

Forsch schritten Kurz und Strache 
mit ihren Getreuen zum ersten Ver¬ 
handlungspoker. Das Fernsehen dien¬ 
te bei der Schaustellung von Einigkeit, 
entspannter Atmosphäre und betörend 
guter Laune als Transmissionsriemen. 
So blieb die sachliche Darstellung, dass 
sie sich bei wirtschafts- und finanzpoli¬ 
tischen Themen „nahe“stehen, im Hin¬ 
tergrund. Beide wollen die Steuer- und 
Abgabenquote sowie die sogenannten 
Lohnnebenkosten senken, Vermögen¬ 
steuern lehnen sie ab. Wer die 14 Mrd. 
Euro Steuersenkung bezahlen soll, 
bleibt mit Kurz’ Programm „Neue Ge¬ 
rechtigkeit“ im Wesentlichen vage. Bei 
der Präsentation des Wirtschaftspro¬ 
gramms der FPÖ wurden Milliarden 
durch die „Optimierung der Sozialaus¬ 
gaben“ versprochen. 


Auch mit der gebetsmühlenartig 
von beiden Parteien wiederholten Ver¬ 
ringerung des Verwaltungsaufwandes, 
mit Personalabbau zu übersetzen, und 
der Entflechtung des „Förderungs¬ 
dschungels“ sollen Steuerzuckerl 
für Unternehmen finanziert werden. 
Der Abbau der föderalen Strukturen 
kommt einem Demokratie- und Leis¬ 
tungsabbau gleich, wenn z.B. die So¬ 
zialversicherungen zusammengelegt 
werden sollen. Differenzen gibt es vor¬ 
erst bei der von der FPÖ gewünschten 
Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft 
in den Kammern. Die Wirtschaftskam¬ 
mer ist für die ÖVP ein Machtfaktor. 
Heftiger Protest kommt von ÖGB und 
Arbeiterkammer, denn in Österreich 
sind die Unternehmen durch die Kam¬ 
merpflicht an die Tarifverträge gebun¬ 
den. 

Das für 2018 vorgelegte Kürzungs¬ 
budget der schwarzblauen Regierung 
in Oberösterreich lässt für die arbei¬ 
tenden Menschen in ganz Österreich 
Schlimmes befürchten. Unter anderem 
wird dort bei der Kinderbetreuung und 
im Kulturbereich gekürzt, bei den Fach¬ 
hochschulen sollen Studiengebühren 
erhoben werden. 

Gleich und gleich gesellt sich gern 
beim Abriss des Sozialstaates. Auch 
bei Sicherheits- und Einwanderungs¬ 
politik gibt es kaum Differenzen. Bis 
Weihnachten soll die Regierung stehen. 


Gescheiterte Kraftmeierei 

Steinmeier in Moskau vor den Trümmern der Russland-Sanktionen 


F rank-Walter Steinmeier bemühte 
sich, die Kehrtwende nicht als eine 
solche erscheinen zu lassen. Sein 
Vorgänger im Amt, der politisierende 
Kriegspfarrer in Schloss Bellevue, dem 
nicht schnell genug für den Profit ge¬ 
storben werden konnte, brauchte klare 
Feindbilder. Eine Visite beim Ultrabö¬ 
sewicht im Kreml war außerhalb der 
Diskussion. Steinmeier beendete den 
siebenjährigen, kläglich gescheiterten 
Blockadeversuch. In der letzten Woche 
besuchte er Moskau. 

Die Visite wurde offiziell herunter¬ 
gespielt, es handele sich um einen rei¬ 
nen „Arbeitsbesuch“. „Ich gehe ohne 
Illusionen in dieses Gespräch“, bedien¬ 
te der Bundespräsident die russophobe 
Stimmung der deutschen „Qualitätsme¬ 
dien“. Er wolle sich auch mit Michael 
Gorbatschow und der Soros-finanzier- 
ten „Menschenrechtsorganisation“ Me¬ 
morial treffen. Der Besuch bei westli¬ 
chen Einflussagenten gilt Menschen¬ 
rechts-Interventionisten von Grün bis 
Schwarz als Ausweis, das Wohl der Un¬ 
terdrückten dieser Erde nicht schnöden 
ökonomischen Erwägungen opfern zu 
wollen. „Unterdrückt“ in diesem Sinne 
ist allerdings ein recht exklusiver Zir¬ 
kel. Hungernde Flüchtlinge aus Afrika, 
beispielsweise, erfreuen sich weder der 
anteilnehmenden Aufmerksamkeit des 
Herrn Soros noch der des deutschen 
Bundespräsidenten. 

Aber natürlich waren es gerade die¬ 
se ökonomischen Interessen, die Stein¬ 
meier gen Moskau reisen ließen. Seit 
Beginn der offenen Konfrontationspo¬ 
litik des Westens gegen Russland vor 
etwa zehn Jahren ist die Welt eine ande¬ 
re geworden. 2007 hatte Wladimir Pu¬ 
tin auf der Münchener Sicherheitskon¬ 
ferenz das Streben der USA zu einer 
„monopolaren Weltordnung“ kritisiert 
und war durch fortgesetzte Unbotmä¬ 
ßigkeit zum bestgehassten Oberschur¬ 
ken aufgestiegen. Nachdem der Kreml, 
unter dem Eindruck des westlich finan¬ 
zierten und orchestrierten Putsches in 
der Ukraine, auf der Krim die Not¬ 
bremse zog, suchten sich die bundes¬ 
deutschen Medien und Blockparteien 
mit Putin-Bashing und Sanktionsforde¬ 


rungen zu überbieten. Die „Strafmaß¬ 
nahmen“ würden Russlands Wirtschaft 
in den nächsten drei Jahren „mindes¬ 
tens 200 Mrd. Dollar kosten“ jubelte die 
Tagesschau im August 2014. 

Es ist für die deutschen Gernegroße, 
die gewohnt sind, schwächere Länder in 
der EU nach Belieben herumschubsen 
zu können, bitter, aber Moskau ist nicht 
in die Knie gegangen, weder politisch 
noch ökonomisch. Im Gegenteil, nach 
einer Phase ernsthafter Schwierigkei¬ 
ten in den Jahren 2015 und 2016 durch 
massiv sinkende Ölpreise und wegfal¬ 
lende Lieferketten, die der russische 
Präsident mit einem Verlust von etwa 
50 Mrd. US-Dollar bezifferte, rechnet 
die russische Zentralbank für 2017 mit 
einem BIP-Plus von 2 Prozent. In den 
ersten acht Monaten 2017 ist der Indus¬ 
trieoutput um 1,9 Prozent gestiegen. 
Statt der erhofften außen- und wirt¬ 
schaftspolitischen Isolierung und in¬ 
nenpolitischen Destabilisierung gibt es 
heute einen in jeder Hinsicht gestärk¬ 
ten Wladimir Putin, der eine hochka¬ 
rätige Delegation nach der anderen 
empfängt. Chinesische Unternehmen 
planen Großinvestitionen in Russland. 
Russland spielt in Xi Jinpings Projekt 
einer Neuen Seidenstraße eine zentrale 
Rolle. Kürzlich reisten selbst die Sauds 
mit einer 1000-köpfigen Delegation 
nach Moskau. Russland ist strategisch, 
in Bezug auf seine Lage und Größe, sei¬ 
ne Ressourcen, sein Pipeline-Netz und 
seine Kaufkraft viel zu wichtig, als dass 
es dauerhaft ignoriert werden könnte. 

Laut Ost-Ausschuss der deutschen 
Wirtschaft (OA) sind die deutschen 
Russland-Exporte durch die Sanktio¬ 
nen um 42 Prozent eingebrochen. Die 
aggressive Kraftmeierei hat 60 000 Ar¬ 
beitsplätze gekostet. „Die Gesamtlas¬ 
ten der Wirtschaftssanktionen für die 
EU, Russland und die benachbarten 
Länder haben nach drei Jahren mindes¬ 
tens einen hohen zweistelligen, wenn 
nicht bereits einen dreistelligen Milli- 
arden-Euro-Betrag erreicht“, rechnet, 
laut „Wirtschaftswoche“, eine Studie 
des OA vor. Unter dem Druck Berlins 
und Washingtons beteiligen sich etwa 
40 Länder an den Wirtschaftssanktio¬ 


nen gegen Russland. Aber dort hat man 
Alternativen. Die Global-Player China, 
Indien, Brasilien, Südafrika oder Süd¬ 
korea, aber auch die nahöstlichen Wirt¬ 
schaftsmächte Türkei, Ägypten und Is¬ 
rael sind offensichtlich nicht bereit, sich 
auf Geheiß Washingtons und Berlins 
ins eigene Fleisch zu schneiden. 

Während in Berlin noch die For¬ 
derung nach schärferen und längeren 
Sanktionen kursierte, haben die deut¬ 
schen Exporte nach Russland in aller 
Stille wieder zweistellige Zuwachsra¬ 
ten erreicht. Der Ostausschuss hofft 
für 2017 auf ein Plus von 20 Prozent. 
Horst Seehofer reiste im März mit sei¬ 
nem halben Kabinett und einer großen 
Wirtschaftsdelegation in die russische 
Metropole. Außenminister Gabriel ist 
hier gleich mehrfach aufgeschlagen. 
Vor allem die in Verruf geratene deut¬ 
sche Automobilindustrie hofft auf gute 
Geschäfte. Zumal die Konjunkturaus¬ 
sichten im zehnten Krisenjahr alles an¬ 
dere als rosig sind. Wachstumsmärkte 
sind rar. Um „America“ wieder „great 
again“, also zur erhofften Export- 
Boomtown machen zu können, dürfte 
Donald Trump schlicht das Geld fehlen. 
Daher herrscht in der Russlandpolitik 
für die deutsche Wirtschaft ganz offen¬ 
kundig Handlungsbedarf. Die chine¬ 
sischen Konzerne haben während der 
Sanktionen ihre deutsche Konkurrenz 
auf diesem Markt deutlich distanziert. 
Sie stehen für etwa ein Fünftel der rus¬ 
sischen Einfuhren, während die Deut¬ 
schen es gerade auf 10 Prozent brin¬ 
gen. Und Frank-Walter Steinmeier sagt 
Sätze wie: Berlin und Moskau müssten 
der „in den letzten Jahren gewachsenen 
Entfremdung etwas entgegensetzen“. 

Das Scheitern des von CIA und 
Golfstaaten gesponserten Regime- 
Change in Syrien sowie der seit 16 Jah¬ 
ren erfolglose US-Krieg in Afghanis¬ 
tan haben die Karten im Großraum 
„Greater Middle East“ neu gemischt. 
Russland ist wieder ein einflussreicher 
Spieler auf diesem eminent wichtigen 
Spielfeld. Die ambitionierte deutsch¬ 
europäische Geopolitik in spe kann 
sich die Gauckschen Borniertheiten 
nicht länger leisten. Klaus Wagener 


Neuer Abschnitt 

Nach dem Parteitag der KP Chinas 


Am Dienstag, eine Woche nach Been¬ 
digung des Parteitages der Kommu¬ 
nistischen Partei Chinas (KPCh) in 
Peking, besuchten die neu gewählten 
Mitglieder des Ständigen Ausschusses 
des Politbüros der KPCh den Ort in 
Schanghai, an dem 1921 der erste Par¬ 
teitag stattfand. Damals vertraten 12 
Genossen gut 50 Mitglieder. In diesem 
Jahr vertraten rund 2300 Delegierte 
etwa 89 Mio. Mitglieder. 

Die KPCh will unter der Führung 
ihres wiedergewählten Parteichefs Xi 
Jinping zum hundertsten Geburtstag 
der Partei eine neue Ära der Entwick¬ 
lung Chinas einleiten. Eine neue Ära 
im Frühstadium des Sozialismus, um 
genau zu sein. Mit dem Jahr 2021 soll 
China den Übergang zu einer Gesell¬ 
schaft des bescheidenen Wohlstands 
geschafft haben und damit die abso¬ 
lute Armut im Land beseitigt worden 
sein. 

Schätzungen des IMF zeigen, dass 
China mit 8 600 US-Dollar BIP pro 
Kopf immer noch unter dem welt¬ 
weiten Durchschnitt von 10 750 USD 
liegt. Aber wie so häufig ist auch hier 
der Durchschnitt ein wenig aussage¬ 
kräftiger Wert, weil der Abstand zwi¬ 
schen reichen und armen Ländern 
groß ist. Der Vergleich mit Indien, ein 
Land mit einer ähnlich großen Bevöl¬ 
kerung, zeigt, dass Chinas Entwicklung 
enorm ist: Indien liegt beim BIP pro 
Kopf nur bei etwa 1 850 US-Dollar. 

Bisher war die Einschätzung der 
KPCh, dass der Widerspruch zwischen 
dem niedrigen Entwicklungsstand der 
wirtschaftlichen Entwicklung und den 


materiellen und kulturellen Bedürfnis¬ 
sen der Menschen Chinas Gesellschaft 
wesentlich kennzeichnete. Dies war 
und ist die Begründung für die unter 
Deng Xiaoping eingeleitete Politik der 
„Reform und Öffnung“, wie sie in den 
letzten über 35 Jahren praktiziert wur¬ 
de. In den ersten Jahren ging es darum, 
wirtschaftliches Wachstum zu priori- 
sieren. Dazu wurden massive staatli¬ 
che Investitionen getätigt, die darauf 
ausgerichtet waren, ausländische In¬ 
vestoren ins Land zu holen und einen 
privatwirtschaftlichen Sektor zu schaf¬ 
fen. Die chinesische Wirtschaft ist heu¬ 
te 50 mal größer als 1978. 

Xi Jinping beschreibt den Haupt¬ 
widerspruch in der heutigen chinesi¬ 
schen Gesellschaft als einen, der zwi¬ 
schen dem wachsenden Bedürfnis der 
Menschen nach einem besseren Le¬ 
ben und der unzureichenden und un¬ 
ausgewogenen Entwicklung Chinas 
besteht. Verkürzt formuliert geht es 
also um Qualität, nicht Quantität bei 
der weiteren Entwicklung des Landes. 
China soll nicht länger nur Werkbank 
der Welt sein, sondern auch Entwick¬ 
lungszentrum. Faktoren wie Umwelt¬ 
schäden, Energieverbrauch und der 
Verbrauch natürlicher Ressourcen 
sollen nicht mehr dem alleinigen Ziel 
des Wirtschaftswachstums untergeord¬ 
net werden. Dieser Übergang kenn¬ 
zeichnet einen Zeitraum, der bis in 
das Jahr 2049 reichen soll, also bis 100 
Jahre nach der Gründung der Volks¬ 
republik China. Zu diesem Datum 
soll China in ein modernes sozialisti¬ 
sches Land verwandelt worden sein, 


das „wohlhabend, stark, demokratisch 
und kulturell fortschrittlich“ ist. Der 
Übergang von Deng Xiaopings ex¬ 
trem pragmatischer Politik zum ideo¬ 
logisch motiviertesten Parteiführer 
seit Mao (so Kenny Coyle im „Mor- 
ning Star“) wäre damit passend zum 
jeweiligen Entwicklungsstadium des 
Landes vollzogen. Xi gehört zu denen 
in der Partei, die großen Wert auf die 
marxistische Bildung unter den Partei¬ 
mitgliedern legen und davor warnen, 
dass die KPCh ohne Marxismus Seele 
und Richtung verlieren würde. 

Hiesige Medien porträtieren Xi 
gerne als einen autoritären Staats¬ 
und Parteichef, der im Namen der 
Korruptionsbekämpfung parteiinter¬ 
ne Gegner kaltstellt und sich mit dem 
19. Parteitag zum alleinigen Führer der 
chinesischen Nation aufgeschwungen 
hat. Die geordneten Übergänge von 
einer Parteigeneration zur nächsten 
in den letzten 25 Jahren deuten aller¬ 
dings in eine andere Richtung: In der 
KPCh hat sich eine kollektive Führung 
herausgebildet, die auch scharfe Kon¬ 
flikte durch Debatten innerhalb der 
Führungsgremien bewältigt hat. Dass 
auch hochrangige Funktionäre unter 
denen sind, die im Rahmen der in¬ 
tensivierten Korruptionsbekämpfung 
der letzten Jahre für Vergehen hart 
bestraft wurden, ist eher ein Zeichen 
dafür, dass die KPCh an Handlungs¬ 
fähigkeit gewonnen hat. Die wird sie 
benötigen, denn der Übergang von 
der Bekämpfung der absoluten Armut 
zur Bekämpfung der relativen Armut 
steht an. Lars Mörking 
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Weder Krieg noch Frieden 

Interview mit Stanislaw Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei der Donezker Volksrepublik 

Ende Oktober besuchte Stanislaw Retinskij auf Einladung der DKP Berlin 
und Hannover. In beiden Städten fanden öffentliche Diskussionsveranstal¬ 
tungen der jeweiligen DKP-Kreisorganisationen unter dem Titel „Bren¬ 
nender Donbass“ statt, an denen fast 60 bzw. 35 Interessierte teilnahmen - 
nicht nur Mitglieder der DKP, sondern auch andere Linke, Migranten aus 
der RF und der Ukraine. Neben der aktuellen Lage in der Donezker Volks¬ 
republik - sowohl militärisch als auch sozialökonomisch - wurde über die 
Arbeit der KP und über die Perspektiven informiert, die die Genossinnen 
und Genossen im Donbass für die Volksrepubliken sehen. 

Im Anschluss an die Veranstaltung in Berlin fand ein Treffen mit Mitglie¬ 
dern des Parteivorstands der DKP und der Internationalen Kommission 
sowie des Berliner Landesvorstands statt, bei dem Stanislaw Retinskij den 
Genossinnen und Genossen der DKP für ihre Solidarität dankte. Der in¬ 
ternationale Sekretär der DKP, Günter Pohl, lud einen Vertreter der KP 
der DVR zum Pressefest im Sommer 2018 ein. Eine weitere Zusammen¬ 
arbeit vor allem im Informationsbereich soll entwickelt werden. 

Die UZ hat Stanislaw Retinskij während seines Besuchs in der BRD in¬ 
terviewt. 
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Wladimir Majakowski, ROSTA-Fenster 1920 
Denk an den Tag der Roten Kaserne! 
1. Wir schlugen die russischen Weißgardisten. Doch genügt dies End‘ nicht! 

2. Noch ist das Scheusal Weltkapital lebendig. 

3. Not tut also noch die Rote Armee 
4. Und ihr unser Beistand wie eh und je. 


UZ: Wie ist derzeit die militärische Situ¬ 
ation in der Donezker Volksrepublik? 

Stanislaw Retinskij: Die allgemeine mi¬ 
litärische Situation fällt in die Kompe¬ 
tenz der Volksmiliz. Ich kann nur aus 
meiner persönlichen Erfahrung berich¬ 
ten. Ich lebe mit meiner Familie in ei¬ 
nem frontnahen Bezirk von Donezk in 
der Nähe des Flughafens. Die heftigsten 
Kämpfe fanden hier im Januar/Febru¬ 
ar 2015 statt. Nicht weit von unserem 
mehrstöckigen Haus detonierten regel¬ 
mäßig Geschosse. Nach Beendigung der 
Operation bei Debalzewo und der Un¬ 
terzeichnung der Minsker Vereinbarun¬ 
gen nahmen die Beschüsse zwar erheb¬ 
lich ab, jedenfalls in diesem Bezirk, aber 
gehen dennoch regelmäßig weiter. Eine 
solche Situation besteht am gesamten 
Grenzverlauf. Vor Kurzem habe ich für 
eine Reportage im frontnahen Komin- 
ternowo im Süden der DVR gearbeitet. 
Während der Arbeit kamen von ukra¬ 
inischer Seite regelmäßig Maschinen¬ 
gewehrsalven. Einwohner bestätigten, 
dass mit Einbruch der Dunkelheit mit 
Mörsern geschossen wird. Im Ganzen 
kann die derzeitige Situation im Don¬ 
bass mit „Weder Krieg noch Frieden“ 
bezeichnet werden. 

UZ: Wie ist die Situation in der DVR bei 
der Lebensmittelversorgung, wie sind 
die Preise für Lebensmittel und andere 
lebensnotwendige Waren? Wie sieht es 
mit Medikamenten aus? 


Stanislaw Retinskij: Zurzeit gibt es 
in den Geschäften eine ausreichende 
Menge an Lebensmitteln. 

Natürlich stammt ein erheblicher 
Teil aus Russland. Aber ein recht großes 
Sortiment wird auch in der DVR selbst 
produziert. Trotz der Kämpfe arbeitet 
die Leichtindustrie. In der DVR wer¬ 
den Milch-, Fleisch- und Konditoreiwa- 
ren hergestellt. Bäckereibetriebe haben 
während der gesamten Kriegszeit Brot 
zu Sozialpreisen produziert. 

Die Lebensmittelpreise in der DVR 
unterscheiden sich praktisch nicht von 
denen in der Ukraine. Während aber in 
der letzten Zeit die Preise in der Ukra¬ 
ine stiegen, haben sie sich in der DVR 


stabilisiert, wo es gelungen ist, die ei¬ 
gene Produktion wieder aufzunehmen 
und die Abhängigkeit vom Import aus 
der Russischen Föderation zu verrin¬ 
gern. Es gibt keinen wesentlichen Un¬ 
terschied zwischen den Preisen in Do¬ 
nezk und den anderen Teilen der DVR. 

Medikamente sind in der Republik 
ausreichend vorhanden, Sozialapothe¬ 
ken sind in Betrieb. Außerdem gibt es 
eine Reihe von Programmen zur medi¬ 
zinischen Versorgung der Bevölkerung, 
die kostenlose Behandlungen vorsehen, 
z.B. wenn eine Operation notwendig ist. 

UZ: Wie ist die Situation bei der Vertei¬ 
lung der humanitären Hilfe, sowohl der 
offiziellen aus der Russischen Föderation 
als auch der der KPRF, der Kommunisti¬ 
schen Partei der Russischen Föderation? 

Stanislaw Retinskij: Das Zivilschutz¬ 
ministerium der Russischen Föderati¬ 
on liefert seit August 2014 regelmäßig 
humanitäre Hilfe in den Donbass. Die¬ 
se wird in erster Linie über Ministerien 
und Behörden verteilt. Ein großer Teil 
geht in den Wiederaufbau der zerstör¬ 
ten Infrastruktur, die Lebensmittelver¬ 
sorgung der Kinder in den Schulen und 
in Medikamente für die Krankenhäu¬ 
ser. Solange die Kämpfe weitergehen, 
wird es immer einen Bedarf nach hu¬ 
manitärer Hilfe geben. Auch normale 
Einwohner der Republik erhalten Hil¬ 
fe aus der Russischen Föderation. Seit 
zwei Jahren wird unsere Familie aus¬ 


reichend mit Kindernahrung versorgt, 
selbst müssen wir fast keine kaufen. 

Seit Beginn der Kämpfe liefert auch 
die KPRF als einzige russische Partei 
systematisch humanitäre Hilfe in die 
Republik. Sie unterstützt die inneren 
Truppen (Teil der Polizei, Anm. der 
Übersetzerin) der DVR, wo es nicht 
wenige unserer Sympathisanten gibt, 
ein Militärhospital, das Dramatische 
Theater, die Krupskaja-Bibliothek. Die 
russischen Kommunisten haben die Pa¬ 
tenschaft über einige soziale Objekte 
im Telmanowo-Bezirk übernommen. 
Auf Bitten der Kommunistischen Par¬ 
tei der DVR leisten sie auch Unterstüt¬ 
zung für Veteranen, Menschen mit Be¬ 


hinderung, kinderreiche Familien. Seit 
Oktober 2016 sind wir selbst an der 
Verteilung nicht mehr beteiligt, weil 
dafür nun das Zivilschutzministerium 
der DVR zuständig ist. 

UZ: Wie entwickelt sich die Industrie in 
der Republik? Wie hoch ist der Anteil 
von staatlichen Unternehmen? Wie sieht 
es mit dem Export aus? 

Stanislaw Retinskij: Allein in diesem 
Jahr wurden in der DVR die Charzys- 
ker Stahlseilfabrik und das Jusowskij- 
Metallwerk wieder in Betrieb genom¬ 
men, außerdem wurde eine Stromlei¬ 
tung im Nowoasowskij-Bezirk gebaut 
und Bergwerke in Tores ausgebaut. 

Die Kohlebergwerke befanden sich 
früher und befinden sich jetzt in Staats¬ 
eigentum. Vor dem Krieg waren prak¬ 
tisch alle übrigen Betriebe Eigentum 
von Oligarchen. Bis zur vollständigen 
Blockade des Donbass von Seiten Ki¬ 
ews im März dieses Jahres befanden 
sie sich zumeist noch in Privateigen¬ 
tum. Jetzt sind sie unter äußere staat¬ 
liche Leitung (Zwangsverwaltung) ge¬ 
stellt worden und ihre Steuern zahlen 
sie nicht mehr in den Haushalt der Uk¬ 
raine, sondern in den der DVR. 

Vor kurzem gab es Meldungen, dass 
eine Ladung Donbasskohle nach Polen 
geliefert wurde. Dies zeugt davon, dass 
Unternehmen der DVR und der LVR, 
wenn auch in geringem Maße, ihre Pro¬ 
dukte exportieren. Vor kurzem erklärte 
der stellvertretende Wirtschaftsminis¬ 
ter der Russischen Föderation, Sergej 
Nasarow, dass etwa eine Mio. Tonnen 
Kohle im Monat über das russische Ter¬ 
ritorium auf den internationalen Markt 
gelangt. 

UZ: In welcher Situation ist die Kommu¬ 
nistische Partei der DVR? Welche grund¬ 
legenden Aufgaben muss sie derzeit lö¬ 
sen? Wie ist das Verhältnis zur KPRF? 

Stanislaw Retinskij: Derzeit hat die KP 
der DVR etwa 1000 Mitglieder. Ein er¬ 
heblicher Teil der Parteimitglieder war 
früher in der KPU oder der KPdSU. 
Aber es gibt auch nicht wenige neue 
Mitglieder. Wir haben bei der Mitglie¬ 
derstruktur dieselben Probleme wie an¬ 


dere Kommunistische Parteien im post¬ 
sowjetischen Raum: Entweder sind un¬ 
sere Mitglieder ältere Menschen oder 
sehr junge, das mittlere Alter fehlt. Des¬ 
halb legt die Partei einen Schwerpunkt 
auf die junge Generation. Hier gibt es 
bestimmte Erfolge, was sich an der Ar¬ 
beit der Pionier- und Komsomol-Orga¬ 
nisationen in Makejewka zeigt. 

Einige Mitglieder der KP dienten 
oder dienen in der Armee der DVR. 
Aber die Probleme unserer Arbeit un¬ 
ter den Soldaten sind dieselben wie bei 
der Zivilbevölkerung. 

Die Kommunisten haben viel zur 
Schaffung der Republik beigetragen. 
Heute ist ein erheblicher Teil unserer 


Arbeit auf ihre internationale Aner¬ 
kennung gerichtet. Dies kann unter 
anderem durch die Herstellung inter¬ 
nationaler Parteibeziehungen erreicht 
werden. Die Kommunistische Partei der 
DVR hat hier erhebliche Erfolge erzielt. 
Wir sind unseren deutschen Genossen, 
die uns Unterstützung leisten - z.B. in 
dem sie unsere Parteimaterialien auf 
Deutsch verbreiten oder ihre Solidarität 
zum Ausdruck bringen - sehr dankbar. 

Außer zur DKP konnten wir Kon¬ 
takte zu Kommunisten in Italien, 
Kuba und Lateinamerika, Spanien, 
der KDVR, Großbritannien, Schwe¬ 
den und natürlich in Russland und den 
GUS-Ländern herstellen. In der Per¬ 
spektive könnten solche Verbindungen 
bei der Schaffung einer antifaschisti¬ 
schen Allianz hilfreich sein, wo unse¬ 
re Partei eine merkliche Rolle spielen 
wird. Ein erster Schritt soll ein inter¬ 
nationales Informationsprojekt sein, an 
dem schon gearbeitet wird. 

Die KPRF unterstützt uns aktiv. Es 
gibt Kontakte nicht nur zwischen den 
Führungen der Parteien, sondern auch 
zwischen regionalen Parteikomitees 
und den Jugendorganisationen. 

UZ: Welche Perspektiven sehen die 
Kommunisten der DVR für die Repub¬ 
lik? Welche Rolle kann die Kommunis¬ 
tische Partei dabei spielen? 

Stanislaw Retinskij: In der Unabhän¬ 
gigkeitserklärung der DVR heißt es: 
„Die Republik gewährleistet die Be¬ 
dingungen für die freie Entwicklung 
und den Schutz der verfassungsmäßig 
anerkannten Eigentumsformen, die die 
Aneignung der Ergebnisse fremder Ar¬ 
beit ausschließen, Vorrang haben dabei 
kollektive Formen.“ Mit anderen Wor¬ 
ten, es wurden die Produktionsmittel 
zu gesellschaftlichem Eigentum erklärt. 
Aber in der Verfassung der DVR ist be¬ 
reits wieder auch vom Schutz des Pri¬ 
vateigentums die Rede. 

Die Kommunisten der DVR treten 
für die Realisierung der Aussagen der 
Unabhängigkeitserklärung ein. 

Wir sind bereit, mit allen Parteien 
und Organisationen zusammenzuar¬ 
beiten, die sich dieselben Ziele setzen. 
Dabei wissen wir sehr gut, dass in der 
Unabhängigkeitserklärung der DVR im 
Grunde von einer Aufhebung des Pri¬ 
vateigentums die Rede ist und dies kann 
nur die Arbeiterklasse unter Führung 
der kommunistischen Partei realisieren. 

Interview und Übersetzung: Swetlana Ebert, 
Renate Koppe 


Anklage gegen 
Puigdemont und Minister 

Die spanische Staatsanwaltschaft 
hat Anklage gegen Kataloniens Re¬ 
gionalpräsidenten Carles Puigde¬ 
mont und weitere Angehörige der 
abgesetzten Regierung erhoben. Die 
Vorwürfe gegen die Angeklagten lau¬ 
teten unter anderem auf Rebellion, 
Auflehnung gegen die Staatsgewalt 
und Unterschlagung öffentlicher 
Gelder, sagte Generalstaatsanwalt 
Jose Manuel Maza am Montag in 
Madrid. 

Die Angeklagten würden als Be¬ 
schuldigte zu Anhörungen vorgela¬ 
den, sagte Maza. Man schließe „auf¬ 
grund der Schwere der Verbrechen“ 
keine Maßnahmen - also Inhaftie¬ 
rung und anschließende U-Haft - aus, 
betonte er. Die Angeklagten hätten 
„eine institutioneile Krise verursacht, 
die mit einer einseitigen Unabhän¬ 
gigkeitserklärung (durch das kata¬ 
lanische Parlament) geendet“ habe. 

Sollten Puigdemont und die übri¬ 
gen Angeklagten wegen Auflehnung 
gegen die Staatsgewalt oder gar Re¬ 
bellion verurteilt werden, drohen ih¬ 
nen bis zu 30 Jahre Haft. 

Die Regierung von Spaniens kon¬ 
servativem Premierminister Mariano 
Rajoy hatte die Regionalregierung 
vergangene Woche offiziell abge¬ 
setzt, nachdem am Freitag das Regio¬ 
nalparlament kurz vor Inkrafttreten 
der Madrider Zwangsmaßnahmen ei¬ 
nen Unabhängigkeitsbeschluß verab¬ 
schiedet hatte. 

Die Zwangsverwaltung der Auto¬ 
nomen Gemeinschaft im Nordosten 
des Landes soll mindestens bis zur 
Abhaltung der für den 21. Dezem¬ 
ber einberufenen Neuwahlen laufen. 

Kenyatta gewinnt 
Neuwahl 

Wie erwartet hat Staatschef Uhu- 
ru Kenyatta die von der Oppositi¬ 
on boykottierte neue Präsidenten¬ 
wahl in Kenia gewonnen. Kenyatta 
erhielt 98,26 Prozent der Stimmen. 
Oppositionsführer Raila Odinga, der 
seine Unterstützer zum Boykott auf¬ 
gerufen hatte, kam auf 0,96 Prozent. 
Die Wahlbeteiligung lag bei knapp 
39 Prozent. Unterstützer Odingas 
stießen am Wahltag und in den Tagen 
danach im Westen Kenias und Teilen 
Nairobis mit der Polizei zusammen, 
mindestens vier Menschen wurden 
getötet. In einigen Wahlbezirken 
konnte nicht abgestimmt werden. 



Stanislaw Retinskij (Mitte) von der KP der Donezker Volksrepublik trat auf Einladung der DKP in Berlin und 
Hannover auf. 
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Schwierige 

Aufgaben 

Lenin über sozialistischen 
Aufbau und sozialistische 
Produktionsweise 

U m zu siegen, um den Sozialismus zu schaffen und zu fes¬ 
tigen, muss das Proletariat eine doppelte oder zweieinige 
Aufgabe lösen: erstens die ganze Masse der Werktätigen 
und Ausgebeuteten mitreißen durch seinen grenzenlosen Herois¬ 
mus im revolutionären Kampf gegen das Kapital, sie mitreißen, sie 
organisieren, sie führen, um die Bourgeoisie niederzuwerfen und 
jeden Widerstand der Bourgeoisie vollständig zu brechen; zweitens 
die ganze Masse der Werktätigen und Ausgebeuteten sowie alle 
kleinbürgerlichen Schichten auf den Weg eines neuen wirtschaft¬ 
lichen Aufbaus führen, auf den Weg der Schaffung einer neuen 
gesellschaftlichen Bindung, einer neuen Arbeitsdisziplin, einer 
neuen Arbeitsorganisation, die das letzte Wort der Wissenschaft 
und der kapitalistischen Technik vereinigt mit dem Massenzusam¬ 
menschluss bewusst arbeitender Menschen, die die sozialistische 
Großproduktion ins Leben rufen. 

Diese zweite Aufgabe ist schwieriger als die erste, denn sie kann 
keinesfalls durch den Heroismus eines einzelnen Ansturms ge¬ 
löst werde, sondern erfordert den andauerndsten, hartnäckigsten, 
schwierigsten Heroismus der alltäglichen Massenarbeit. Diese Auf¬ 
gabe ist aber auch wesentlicher als die erste, denn in letzter Instanz 
kann die tiefste Kraftquelle für die Siege über die Bourgeoisie und 
die einzige Gewähr für die Dauerhaftigkeit und Unumstößlichkeit 
dieser Siege nur eine neue, eine höhere gesellschaftliche Produk¬ 
tionsweise sein, die Ersetzung der kapitalistischen und der klein¬ 
bürgerlichen Produktion durch die sozialistische Großproduktion. 
Aus Lenin: Die große Initiative 







Die Hochofenabteilung eines Industriegiganten des ersten 
Fünfjahresplans, des Magnitogorsker Hüttenkombinats 


Foto: Bundesarchiv, Bild 183-R85625 / CC-BY-SA 3.0 


Traktorist der nach dem 12. Jahrestag des 
Oktobers benannten Kolchose 

Foto: gemeinfrei 


DneproGES, das damals größte Wasserkraftwerk 
der Welt wurde 1927-1932 am Dnepr in der Sow¬ 
jetunion gebaut und am 1. Mai 1932 eingeweiht. 

Foto: gemeinfrei 


Kommunismus 
ist Sowjetmacht plus 
Elektrifizierung des 
ganzen Landes 


W. I. Lenin 
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Lucas Zeise zu den Staatsfinanzen 

in Jamaika 


D as Thema Finanzen ist unter den 
künftig in Berlin Regierenden 
bei ihren Sondierungsgesprä¬ 
chen nicht kontrovers. Die Staatsfi¬ 
nanzen sind in ihren Augen wohl ge¬ 
ordnet. Deshalb wollen und werden 
die vier Parteien diesen segensreichen 
Kurs einfach fortsetzen. Weil das so ist, 
besteht auch kein Grund, sich darüber 
zu streiten. Nur einige Details müssen 
noch geklärt werden. Um das zu tun, 
hat sich die großbürgerliche Koalition 
im Werden vorgenommen, die nächste 
Steuerschätzung abzuwarten. Dann erst 
will sie entscheiden, ob sie etwas mehr 
Geld für die Glasfaserverkabelung, die 
Exzellenzuniversitäten oder die Förde¬ 
rung von Elektroautos ausgeben will. 

Des alten Finanzministers sinnlos¬ 
tugendhafte „Schwarze Null“ wird vier 
weitere Jahre lang fortgesetzt. Der Staat 
soll keine Schulden machen. Die vor 
zehn Jahren ins Grundgesetz eingebaute 
Schuldenbremse wird nicht nur respek¬ 
tiert, sondern verehrt. Die vier künftigen 


Einigkeit 

Regierungsparteien unterwerfen sich ihr 
nicht nur pflichtgemäß, sondern aus Nei¬ 
gung. Sie freuen sich schon jetzt an ih¬ 
rer Wirkung, die Städte, Landkreise und 
Gemeinden am Ausbau der für die Bür¬ 
ger notwendigen Infrastruktur zu hin¬ 
dern. Wir haben den „schlanken Staat“ 
mit kaputten Brücken, maroden Schul¬ 
gebäuden, Personalmangel in Schulen 
und Krankenhäusern sowie strukturell 
zu wenig bezahlbarem Wohnraum. Dar¬ 
an soll nichts geändert werden. Und an 
den sozialen Leistungen ebenso wenig. 
Keine Erhöhung des Kindergeldes und 
von Hartz IV schon gar nicht. 

Wenn die Ausgaben - abgesehen 
von der schon eingeplanten Erhöhung 


des Wehretats - nicht nennenswert stei¬ 
gen, kann man ja die zu erwartenden 
Mehreinnahmen auf der Einnahmen¬ 
seite verplanen. Da fällt es allen ganz 
leicht, die lächerlichen Reste der Erb¬ 
schaftsteuer ganz sein zu lassen und 
eine Wiederbelebung der Vermögen¬ 
steuer auch zu vergessen. Die grünen 
Unterhändler widersprechen nicht. Sie 
wollen schließlich vier Jahre lang mit 
Christian Lindner (FDP) und Schäub¬ 
les Parlamentarischem Staatssekretär 
Jens Spahn (CDU) gut auskommen. Ist 
damit schon alles für das reichste Zehn¬ 
tel der Bevölkerung getan? Bei weitem 
nicht. Es gibt schließlich „fiskalische 
Spielräume“ oder überschäumende 


Steuereinnahmen. Wir geben sie den rei¬ 
chen Bürgern zurück, empfiehlt der jun¬ 
ge Starpolitiker Christian Lindner und 
schlägt vor, den „Solidaritätszuschlag“ 
abzuschaffen, der die Übernahme der 
DDR bis heute mitfinanziert. Der „Soli“ 
ist eine progressive Steuer. Bürger mit 
hohen Einkommen müssen überpro¬ 
portional mehr zahlen als die mit niedri¬ 
gen. Also weg damit. Im laufenden Jahr 
bringt der Solidaritätszuschlag 17 bis 18 
Mrd. Euro in die Staatskasse. Schäuble 
und die CDU hatten im Wahlkampf ge¬ 
predigt, es gebe ungefähr 15 Mrd. Euro 
zu verteilen. Wie das passt! 

Der Finanzrahmen für die Regie¬ 
rung ist somit in trauter Einigkeit ab¬ 


gesteckt. Es läuft wie bisher - nur mehr 
davon. Noch mehr Sparen für die Klei¬ 
nen und noch mehr Steuererleichte¬ 
rungen (welch hübsches Wort!) für die 
Großen. Wie man an den Autokonzer¬ 
nen schon erkennen kann, kommen 
schwere Zeiten auf die deutschen Kapi¬ 
talisten zu. Da gilt es die Luft anzuhal¬ 
ten, damit im Notfall wie einst im Ok¬ 
tober 2008 ganz viel Geld zur Stärkung 
gefährdeter Konzerne oder Banken he¬ 
rausgepustet werden kann. 

Wir haben also keinen Grund wie 
die notorischen Pessimisten anzuneh¬ 
men, dass aus der schönen Jamaika- 
Koalition nichts wird. In den wichtigen 
Dingen besteht Einigkeit. Streit unter 
Freunden über die Frage, wie viel Aus¬ 
länder ins Land dürfen, oder darüber, 
welche klimaschonende Technik in wel¬ 
cher Höhe zu fördern sei, ist ein Merk¬ 
mal gesunden Wettbewerbs in einer 
bürgerlich-pluralen Regierung. Ganz 
so bequem wie mit der SPD soll es für 
Angela Merkel ja auch nicht werden. 



Sie prüfen jegliches Gesicht 
bei ihrer Inspizierung, 
doch sehen sie am Kessel nicht 
den Staatsfeind der Regierung. 

Und Jalava lacht in den Wind, 
in den Oktoberregen: 

„Heizer, wenn wir drüben sind, 
dann wird sich was bewegen!“ 


Ausschnitt aus dem Lied „Jalava“ von den 
Schmetterlingen über Lenins Reise von Finn¬ 
land ins revolutionäre Russland Mitte April 1917, 
verkleidet als Heizer (Foto). Kurze Zeit später 
verfasste Lenin die „Aprilthesen“, in denen er 
die wegbereitenden Forderungen aufstellte, die 
die sozialistische Revolution zum Erfolg brachte. 

Darunter waren: Alle Macht den Sowjets, Been¬ 
digung des Krieges, Enteignung des Großgrundbe¬ 
sitzes und sofortige Landaufteilung, Kontrolle der 
Arbeiter über die Industrie, Verstaatlichung der 
Banken und Agitation und Aufklärung der Massen 
und Gewinnung einer bolschewistischen Mehrheit 
in den Räten. CH 


Andrea Corbyn 

Eine Chance für die Trümmerfrau • Kolumne von Georg Fülberth 


Vielleicht ist Martin Schulz doch ein gu¬ 
ter Parteivorsitzender. Mit seiner Blitz¬ 
entscheidung vom Abend des 24. Sep¬ 
tember, dass die SPD nicht für eine 
neue Große Koalition zur Verfügung 
steht, ließ er Angela Merkel nur noch 
eine einzige Option: Jamaika. Wird et¬ 
was daraus (was noch nicht völlig sicher 
ist), ist Schwarz-Gelb-Grün im Bun¬ 
destag eingezwängt zwischen einem 
Rechts- und einem Linksblock. 

Das ist allerdings etwas erklärungs¬ 
bedürftig. Rechts ist die AfD, klar. 
Aber gibt es tatsächlich einen Block 
auf der anderen Seite? „Die Linke“ 
müsste dabei dazugehören. Deren 
Fraktions- und Parteispitzen präsen¬ 
tierten sich bei ihrem ersten gemein¬ 
samen Auftritt im Oktober in einer 
Verfassung, die von ihnen nichts erwar¬ 
ten lässt. Schade um die nicht wenigen 
ehrlichen Parteimitglieder und um ei¬ 
nige tüchtige Fachpolitiker(innen) im 
Bundestag. 

Solche Zerfahrenheit in der Links¬ 
partei wird Andrea Nahles nicht miss¬ 
fallen. Sie hat durchblicken lassen, dass 
sie zur Kooperation mit dieser bereit 
ist. Oppositionsführerin ist sie ohnehin, 
und je größer ihr Tross ist, desto besser. 
Im Bundestag wird sie auf die Tonne 
hauen. An radikalen Forderungen, die 
von der SPD ja vier Jahre lang nicht ein¬ 
gelöst werden müssen, wird es nicht feh¬ 
len. Es ist kaum vorstellbar, dass Nah¬ 
les von Bartsch, Kipping, Wagenknecht 
und Riexinger wird übertroffen werden 
können. So könnte sie zur Galionsfigur 
einer Linkswende ihrer Partei werden, 
ähnlich wie Jeremy Corbyn in Großbri¬ 
tannien. 


Bei diesem Vergleich werden man¬ 
che Leser(innen) einen Schluckauf be¬ 
kommen. Corbyn war immer ein Rebell 
in der Labour Party. Erst deren Nieder¬ 
lage unter dem Premierminister Gor- 
don Brown und ein innerparteilicher 
Aufstand brachten ihm den Vorsitz. 
Andrea Nahles dagegen war stets Es¬ 
tablishment. Als Juso-Vorsitzende und 
danach hat sie zwar links geblinkt, aber 
immer rechtzeitig eingelenkt. Gegen 
Schröder hat sie gemosert, aber längst 



Georg Fülberth 


verteidigt sie die Agenda 2010. Sie war 
Ministerin in der Großen Koalition. 

Nun hat die SPD die Quittung für 
ihre bisherige Politik erhalten. Eine 
innerparteiliche Opposition, die sich 
in den letzten Jahren hätte herausge- 
bilden können und die Führung über¬ 
nehmen könnte, steht nicht bereit. Das 
ist der Unterschied zu Großbritannien. 
Also muss es jemand aus der bisheri¬ 
gen Leitungsebene machen. Nahles? 
Glaubwürdigkeits-Malus mag sich ver¬ 
brauchen: sie hat vier Jahre Zeit. An¬ 


gela Merkel hat es ihr vorgemacht. Sie 
gehörte zum System Kohl, trennte sich 
von ihm, als es ohnehin nicht mehr zu 
retten war, und wurde Oppositionsfüh¬ 
rerin. Nach Niederlagen haben Trüm¬ 
merfrauen (welchen Geschlechts auch 
immer) Chancen. 

Etwas ferner verlaufen andere Par¬ 
allelen. Hierher gehören Jean-Luc Me- 
lenchon und Bernie Sanders. Ersterer 
war in Frankreich Teil des Establish¬ 
ments in der Sozialistischen Partei, die 
er dann ebenso nach links verließ wie 
Oskar Lafontaine die SPD. 

Corbyn hatte erst eine Chance, als 
seine Partei am Boden lag. Er erhielt 
starken Zustrom von neuen, jungen 
Mitgliedern, Sanders auch. Schulz hat¬ 
te ebenfalls einen solchen guten Mo¬ 
ment. Nach seiner Nominierung gab 
es eine Beitrittswelle. Wer damals zur 
SPD kam, wollte damit nicht ihre Po¬ 
litik von gestern unterstützen, sondern 
einen Neuanfang. Das hat Schulz ver- 
geigt, als er öffentlich vor den Unter¬ 
nehmern einknickte und gleichzeitig 
Optionen jenseits der Großen Koaliti¬ 
on ausschloss. 

Wahrscheinlich kommt er für einen 
Neuaufbruch jetzt nicht mehr in Frage. 
Dass ein Potential hierfür vorhanden 
war, haben ein paar Tage im Febru¬ 
ar gezeigt. Vielleicht hat es sich inzwi¬ 
schen schon wieder verlaufen. Denkbar 
ist auch, dass der damalige Aufbruch für 
die SPD-Führung nur ein Wahlkampf- 
Event war und Andrea Nahles heilfroh 
wäre, wenn Jamaika scheitern und die 
Große Koalition wiederkommen würde. 
Sie wäre dann Vorsitzende einer Regie¬ 
rungsfraktion oder erneut Ministerin. 


Herbert Becker zu deutschen Rüstungsexporten 


Monopolinteressen 


Politisch fordern alle Bundesregierun¬ 
gen der letzten 20 Jahre, dass eine Zwei- 
Staaten-Lösung für die Situation in Isra¬ 
el und Palästina gefunden werden muss. 
Butterweich sind alle Erklärungen zum 
israelischen Siedlungsbau im Westjor¬ 
danland, wo mittlerweile durch die stän¬ 
dig neuen okkupierten Gebiete das Land 
ein reiner Flickenteppich geworden ist. 
Das aggressive Vorgehen der israelischen 
Regierung, seit Jahrzehnten abgesichert 
durch US-Regierungen, soll möglichst 
nicht kritisiert werden und wenn doch, 
dann mit äußerster Diskretion, um sich 
nicht Antizionismus oder sogar Antise¬ 
mitismus vorwerfen lassen zu müssen. 

Weniger Vorsicht lassen Bundesregie¬ 
rungen walten, wenn es um Rüstungsauf¬ 
träge und spezielle Wünsche des israeli¬ 
schen Militärs geht. Die neuen Geneh¬ 
migungen für U-Boote, die zumindest 
so ausgestattet sind, dass sie auch mit 
Atomraketen bestückt werden können, 
sind nur ein weiteres Beispiel dafür, wel¬ 
che Interessen bedient werden. 

Deutschland ist weltweit nicht nur 
größter Lieferant von U-Booten, sondern 
auch zweitgrößter Exporteur von Pan¬ 
zern. Im letzten Jahr wurden Ausfuhrge¬ 
nehmigungen von 6,85 Mrd. Euro erteilt, 
mehr als die Hälfte der Summe für Liefe¬ 
rungen in Drittländer wie Saudi-Arabien, 
die Vereinigten Arabischen Emirate oder 


Ägypten. Israel zählt nicht zu den Dritt¬ 
ländern, sondern genießt den Status eines 
mit der NATO eng verbundenen Landes. 

Die großen Rüstungskonzerne hei¬ 
ßen Airbus, ThyssenKrupp, Kraus-Maffei 
Wegmann, Heckler & Koch und Rhein¬ 
metall, sie machen über 95 Prozent aller 
Rüstungsproduktion in Deutschland un¬ 
ter sich aus. Diese Unternehmen genie¬ 
ßen die wohlwollende diplomatische und 
mediale Unterstützung der Bundesregie¬ 
rung, egal wie die Farbenskala der jewei¬ 
ligen Koalition aussieht und sie sind na¬ 
türlich gern gesehene Kunden der deut¬ 
schen Großbanken und Versicherungen. 

Neue Anstrengungen der Unterneh¬ 
men, ihrer Lobbyisten und politischen 
Freunde sind aktuell darauf gerichtet, 
den Anschluss nicht zu verpassen, wenn 
es um den „Cyberkrieg“ und Robotersol¬ 
daten geht. Hier winken lukrative Aufträ¬ 
ge, aber Entwicklungen kosten Geld, da¬ 
für wird neue und reichliche Staatsknete 
gewünscht. Die 130 Mrd. Euro zusätzlich, 
die in den nächsten Jahren im „Verteidi¬ 
gungsetat“ eingebaut sind, sollen dafür 
genutzt werden. Den letzten Regierun¬ 
gen hat man ihr Gesäusel über Frieden 
und Menschenrechte, die „verteidigt“ 
werden müssen, nicht abnehmen kön¬ 
nen. Auch die nächste Koalition wird die 
Interessen des deutschen Monopolkapi¬ 
tals wahren und ihren Reichtum mehren. 


Manfred Ziegler zur Zukunft Syriens 


Demokratische Bomben 


Die Stadt Mossul im Irak wurde zu 60 
Prozent zerstört, al-Raqqa in Syrien zu 80 
Prozent - überwiegend von US-Bomben. 
Jetzt ist der IS aus beiden Städten vertrie¬ 
ben und zu Syrien erklärt US-Außenmi¬ 
nister Tillerson: „Die Herrschaft der Fa¬ 
milie Assad geht zu Ende“. 

Ob das die Syrer auch so sehen? Die¬ 
se Frage stellt sich für Tillerson nicht. 
Aber selbst UN-Resolutionen verlan¬ 
gen: „Die Menschen in Syrien werden 
die Zukunft ihres Landes bestimmen, in 
einem politischen Prozess, den sie selbst 
führen...“ (UN-Sicherheitsrat Resoluti¬ 
on 2254) 

Der Regime-Change wird kommen, 
meint also Tillerson, wie von der Wa¬ 
shington Post berichtet. Und er fügt hin¬ 
zu: „Wir wissen nur noch nicht, wie ...“ 
Ein Schritt auf dem Weg zum Regime- 
Change ist für die USA die Zusammen¬ 
arbeit mit den SDF. 

Journalisten sahen in Raqqa eine 
Zerstörung wie es sie in der jüngeren 
Vergangenheit nie gegeben hatte, weit 
mehr als im Ostteil von Aleppo oder in 
Mossul. Diese umfassende Zerstörung 
kam nicht von ungefähr. Die US-Luft- 
waffe legte Raqqa in Schutt und Asche, 
um den SDF den Weg zu den Ölfeldern 
im Norden Syriens und bis zur Grenz¬ 
stadt Abukamal freizubomben. 

Als die SDF mit Hilfe der US-Bom¬ 
ben den IS aus Raqqa vertrieben hat¬ 


ten, kam es inmitten der menschenlee¬ 
ren Trümmerlandschaft zu einer bizarren 
Siegesfeier vor einem großen Transpa¬ 
rent mit dem Bild des PKK-Vor sitzenden 
Abdullah Öcalan. Müssen wir also von 
„kurdischen demokratischen Kräften“ 
sprechen statt von syrischen? 

Die Sieger von Raqqa erklärten zu¬ 
gleich, die Stadt und ihre Umgebung 
würde Teil eines föderalen Syrien wer¬ 
den. Müsste man dazu nicht eigentlich 
die - vertriebenen - Einwohner fragen, 
die vielleicht ihre Stadt lieber als Teil des 
bestehenden Syrien sehen? 

So bleibt auch vom demokratischen 
Anspruch nicht viel übrig. Aus den SDF 
werden kurdische Kräfte, die USA bom¬ 
ben ihnen weiter den Weg frei. 

Und wird womöglich der Wiederauf¬ 
bau von Raqqa von Saudi-Arabien fi¬ 
nanziert, wofür es Anzeichen gibt? Das 
würde dem Konstrukt „Föderales demo¬ 
kratisches Syrien“ eine ganz neue Bedeu¬ 
tung geben. 

„Die Herrschaft der Familie Assad 
geht zu Ende - wir wissen nur noch nicht, 
wie...“. Die syrische Armee hat mit ihren 
Erfolgen in Deir Ezzor manche Pläne der 
USA und der SDF durchkreuzt. Die gan¬ 
ze Frustration von Tillerson darüber wur¬ 
de deutlich, als er erklärte: die Erfolge 
der syrischen Armee und ihrer Verbün¬ 
deten seien nur möglich, weil ihnen die 
russische Luftwaffe den Weg ebne. 
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Der unbekannte Widerstand der Jugend 

Sie folgten ihrem Gewissen • Von Ulrich Sander 


S ehr selten wird hierzulande so 
etwas wie der Jugendwiderstand 
thematisiert. Es gab die Weiße 
Rose, es gab die Edelweißpiraten. Die 
einen werden geachtet, man kann nicht 
an ihnen vorbeisehen, weil sie schon 
vor 1945 international bekannt wur¬ 
den. Die anderen wurden lange Zeit 
als Kleinkriminelle dargestellt und erst 
sehr spät begann man, sie wegen ihres 
Kampfe gegen die Nazis anzuerkennen. 
Der 27. Oktober, der 75. Todestag von 
Helmuth Hübener, jüngster vom Volks¬ 
gerichtshof zum Tode Verurteilter, soll¬ 
te zum Anlass genommen werden, an 
die jungen Menschen zu erinnern, die 
aus eigener Verantwortung und aus 
dem Gewissen heraus, ohne organisa¬ 
torischen und politischen Hintergrund, 
gegen die Nazis aufstanden. 

Jürgen Zarusky vom Institut für 
Zeitgeschichte in München hat eine 
kleine Schar von unabhängig wirken¬ 
den „Rundfunk“-Widerständlern aus¬ 
gemacht. Diese „Rundfunkverbrecher“ 
wurden von den Nazis als Feinde des 
Reiches behandelt, weil sie die Rund¬ 
funkpropaganda des Auslands, die als 
Kriegswaffe anzusehen war, im Reich 
verbreiteten. Dies galt als Landesver¬ 
rat, weil es die Wehrkraft des deutschen 
Volkes zersetzte. 

Weiße Rose, Edelweißpiraten, Jung¬ 
kommunisten und jugendliche Rund¬ 
funkverbrecher zählt Professor Karl 
Heinz Jahnke (1934-2009), der größte 
Kenner und Erforscher des Jugendwi¬ 
derstandes, zu den insgesamt 268 Ju¬ 
gendlichen, die von 1933 bis 1945 von 
der Nazijustiz als Widerstandskämpfe¬ 
rinnen und -kämpfer getötet wurden. 
{Siehe K.HJahnke „Jugend unter der 
NS-Diktatur 1933-1945 “ Rostock 2003 ) 
Jahnke wies darauf hin, dass in der 
Zeit von der ersten Flugblattverteilung 
der Weißen Rose im Juni 1942 bis zur 
letzten Gerichtsverhandlung gegen 
Weiße-Rose-Mitglieder im Oktober 
1943 49 ebenfalls sehr junge Wider¬ 
standskämpfer verurteilt und hinge¬ 
richtet wurden. Sie seien weithin un¬ 
bekannt geblieben. 

Der Umgang mit diesen Wider¬ 
standsgruppen, die sich zumeist da¬ 
durch auszeichneten, den Widerstand 
ohne Bezug zur demokratischen Kultur 
der Zeit vor 1933, ihrer frühen Kind¬ 
heit, aufgenommen zu haben, und zwar 
ungeachtet des Siegesrausches, in dem 
sich Hitler und die meisten Volksgenos¬ 
sen noch befanden, ist eine Ausnahme. 

Konnte die Nachkriegsgesellschaft 
an den Schriften der Anne Frank und 
an der Weißen Rose nicht vorbeikom¬ 
men, deren sich „das Ausland“ schon 
lange angenommen hatten, so wur¬ 
den die Jugendgruppen um Helmuth 
Hübener (Hamburg), Walter Klingen¬ 
beck (München) und Josef Landgraf 
(Wien) - allesamt „Rundfunkverbre¬ 
cher“ - nicht den nachwachsenden Ge¬ 
nerationen zum Vorbild gegeben. Zu 
leicht hätte die Frage aufkommen kön¬ 
nen: Wenn diese jungen Leute wussten 
und handelten, warum dann nicht die 
Menschen gleichen und höheren Al¬ 
ters, die nach 1945 die Nachkriegsge¬ 
sellschaften politisch und kulturell an¬ 
führten? 

Oppositionelle Jugendgruppen 

Jürgen Zarusky hat außer über den 
Hübener-Kreis über die zwei weite¬ 
ren ähnlichen christlichen Gruppen 
junger Männer geforscht. Im „Lexi¬ 
kon des Deutschen Widerstandes“ (Fi¬ 
scher-Verlag 1994) berichtet er: 1941 
entstanden in Hamburg, München und 
Wien unabhängig und ohne Kenntnis 
voneinander kleine oppositionelle 
Jugendgruppen, die Auslandssender 
hörten und das Gehörte verbreiteten, 
in Flugblättern und Wandparolen für 
den Sturz des NS-Regimes wirkten. Es 
handelte sich jeweils um Vierergruppen 
männlicher Jugendlicher im Alter zwi¬ 
schen 16 und 18 Jahren mit einem sich 
deutlich abhebenden, aktivistischen 
und frühreifen Anführer. In Hamburg 
war dies Helmuth Hübener, in Mün¬ 
chen Walter Klingenbeck, in Wien Jo¬ 
sef Landgraf. Die Mitglieder aller drei 


Gruppen kamen vorwiegend aus christ¬ 
lich geprägten Familien der Unter- und 
unteren Mittelschicht. Bei allen spiel¬ 
te das Abhören sogenannter „Feind¬ 
sender“, insbesondere der Programme 
der BBC, eine entscheidende Rolle. 
Über eine ausformulierte politische 


Programmatik verfügte keine der drei 
Gruppen, jedoch setzten sie alle mehr 
oder weniger entschieden auf einen 
Sieg der westlichen Kriegsgegner, Hü¬ 
bener auch auf den der Sowjetunion. 

Der Hamburger Verwaltungslehr¬ 
ling Helmuth Hübener war durch Kon¬ 
takte zu Jugendlichen aus kommunis¬ 
tischen Elternhäusern zum Abhören 
der deutschsprachigen Programme der 
BBC und möglicherweise auch ande¬ 
rer Sender angeregt worden. Seit Ende 
April 1941 verfügte er über ein eige¬ 
nes Empfangsgerät. Im Sommer 1941 
lud Hübener jeweils einzeln, ohne dass 
sie voneinander wussten, seine Freun¬ 
de Karl-Heinz Schnibbe und Rudi Wob- 
be, ferner Gerhard Düwer zum Hören 
der Auslandssender ein. Schnibbe und 
Wobbe gehörten ebenso wie Hübener 
der Hamburger Gemeinde der Mormo¬ 
nen an; Düwer war ein Arbeitskollege 
von der Hamburger Sozialbehörde, wo 
Hübener Lehrling war. Die Mormo¬ 
nen verstanden es im Gegensatz zu den 
meisten anderen christlichen Religions¬ 
gemeinschaften relativ gut, sich mit dem 
Regime zu arrangieren. Durch Schnib- 
bes Bitte, Nachrichten von Sendungen, 
die er versäumte, für ihn mitzustenogra¬ 
phieren, scheint Hübener dazu angeregt 
worden zu sein, das Gehörte zu Flug¬ 
blättern zu verarbeiten, die er heimlich 
auf einer Schreibmaschine der Mormo¬ 
nengemeinde schrieb. Anfang August 
1941 bewog er Schnibbe und Wobbe 
dazu, bei der Verteilung der Flugblät¬ 
ter in Briefkästen, Telefonzellen und 
Hausgängen der Hamburger Ortsteile 
Hammerbrook und Rothenburgsort zu 
helfen. Unabhängig davon gewann er 
auch seinen Arbeitskollegen Gerhard 
Düwer dafür. Die von Hübener herge¬ 
stellten Flugblätter - insgesamt rund 
60 mit einer Auflage von mindestens 
fünf Stück -, ferner zahlreiche kleine 
Handzettel, kontrastierten unter ande¬ 
rem die amtlichen Wehrmachtsberichte 
mit Nachrichten aus den Programmen 
der „Feindsender“, wandten sich gegen 
antireligiöse NS-Propaganda, kritisier¬ 
ten den als Jugendstrafe eingeführ¬ 


ten „Wochenendkarzer“ oder brach¬ 
ten Spottverse auf Joseph Goebbels. 
In dem wegen seiner Verhaftung nicht 
mehr fertiggestellten Flugblatt „Wer 
hetzt wen?“ hob Hübener die defensi¬ 
ven Motive des amerikanischen Kriegs¬ 
eintritts hervor. 


Anfang Februar 1942 wurde Hü¬ 
bener von seinem Vorgesetzten de¬ 
nunziert, der beobachtet hatte, wie er 
erfolglos einen Mitlehrling dafür ge¬ 
winnen wollte, ein Flugblatt zur Ver¬ 
breitung an Zwangsarbeiter ins Fran¬ 
zösische zu übersetzen. Am 11. August 
1942 wurde Hübener in Berlin vom 
Volksgerichtshof wegen Vorbereitung 
zum Hochverrat und anderer Delikte 
zum Tode verurteilt. Seine drei Mitan¬ 
geklagten Schnibbe, Wobbe und Düwer 
erhielten Gefängnisstrafen zwischen 
vier und zehn Jahren. Am 27. Oktober 
1942 wurde Hübener in Berlin-Plötzen¬ 
see enthauptet. 

Walter Klingenbeck aus München 
entwickelte unter dem Eindruck der 
Sendungen von Radio Vatikan, die er 
bis Kriegsbeginn gemeinsam mit sei¬ 
nem Vater hörte, und der zwangswei¬ 
sen Auflösung seiner katholischen Ju¬ 
gendgruppe schon sehr frühzeitig eine 
kritische Einstellung zum NS-Regime. 
Obwohl das Abhören von Auslands¬ 
sendern im September 1939 verboten 
und mit drakonischen Strafen bedroht 
wurde, hörte Klingenbeck weiter Radio 
Vatikan, den deutschsprachigen Dienst 
der BBC und andere „Feindsender“. Im 
Frühjahr und Sommer 1941 erzählte 
er seinen Freunden Hans Haberl und 
Daniel von Recklinghausen von diesen 
Sendungen und lud sie zum gemeinsa¬ 
men Abhören ein. 

Klingenberg griff im Sommer 1941 
den Appell der BBC auf, das V-Zei- 
chen als Symbol des Sieges der Alli¬ 
ierten zu verbreiten, und brachte, un¬ 
terstützt durch Recklinghausen, dieses 
Zeichen groß mit Lackfarbe an etwa 
40 Gebäuden in München an. Er plan¬ 
te die Verbreitung von Flugblättern 
mit dem Motto „Hitler kann den Krieg 
nicht gewinnen, sondern nur verlän¬ 
gern“ und arbeitete zusammen mit sei¬ 
nen Freunden, die nicht nur denselben 
katholischen Hintergrund hatten wie 
er, sondern auch seine Radiobastellei¬ 
denschaft teilten, am Bau eines eige¬ 
nen Senders zur Ausstrahlung antina¬ 
zistischer Propaganda. 


Am 26. Januar 1942 wurde Klingen¬ 
beck, nachdem er sich leichtsinniger¬ 
weise mit der V-Aktion gebrüstet hatte, 
denunziert und verhaftet, kurz darauf 
auch Habers und von Recklinghausen. 
Der Volksgerichtshof verurteilte die 
drei am 24. September 1942 zum Tode, 
einen vierten, am Rande beteiligten 
Jugendlichen zu acht Jahren Zucht¬ 
haus. Während Haberl und von Reck¬ 
linghausen am 2. August 1943 zu acht 
Jahren Zuchthaus begnadigt wurden, 
wurde Klingenbeck am 5. August 1943 
in München-Stadelheim hingerichtet. 

Der Wiener Gymnasiast Josef 
Landgraf hörte seit Kriegsbeginn Sen¬ 
dungen der BBC, aber auch den von 
sozialistischen Emigranten geprägten 
Sender der Europäischen Revolution. 
Anfang September 1941 begann er, 
das Gehörte zu Flugblättern zu ver¬ 
arbeiten. Obwohl er bereits nach drei 
Wochen denunziert und festgenom¬ 
men wurde, produzierte er auf der 
Schreibmaschine seines Vaters nicht 
weniger als 70 Flugschriften von ei¬ 
ner halben bis zu einer Seite Umfang 
sowie etwa dieselbe Anzahl von Flug- 
und Klebezetteln. 

Ähnlich wie Hübener hielt er der 
deutschen Kriegspropaganda die 
BBC-Meldungen über deutsche Ver¬ 
luste entgegen und verurteilte die anti¬ 
religiösen Aktivitäten der NSDAP. Wie 
Klingenbeck nahm auch Landgraf die 
V-Aktion auf und proklamierte in ei¬ 
nem seiner Flugblätter: „Die V-Armee 
hat lediglich die Befreiung von Hitler 
und seinem Krieg zum Ziel.“ Bei der 
Herstellung und Verbreitung der Flug¬ 
blätter halfen seine Schulkameraden 
Ludwig Igalffy, Friedrich Fexer und 
Anton Brunner. Landgraf und Brun¬ 
ner wurden am 23. August 1942 vom 
Volksgerichtshof zum Tode verur¬ 
teilt, die anderen beiden Angeklagten 
zu acht bzw. sechs Jahren Gefängnis. 
Landgraf wurde ein Jahr später zu sie¬ 
ben Jahren Gefängnis begnadigt, Brun¬ 
ner erhielt in der Wiederaufnahme sei¬ 
nes Verfahrens fünf Jahre Gefängnis. 

Ein literarisches Denkmal 

Von den drei jugendlichen Feindsen¬ 
derhörergruppen ist nur die von Hel¬ 
muth Hübener in einem bestimmten 
Umfang bekannt geworden - aber 
doch auch nicht wirklich. Günter 
Grass hat Hübener ein literarisches 
Denkmal gesetzt. Grass schrieb über 
ihn in seinem 68er-Roman „Örtlich 
betäubt“, und er zitierte einen Ge¬ 
denkartikel aus der Gewerkschafts¬ 
zeitung „Deutsche Post“, den ich da¬ 
mals geschrieben hatte. Als Grass 4 
Buch erschien, löste es größte Aufre¬ 
gung aus, weil ein 17-jähriger Schüler 
darin das Verbrennen eines deutschen 
Langhaardackels als Protest gegen die 
Hinnahme des verbrecherischen Viet¬ 
nam-Krieges der USA durch die west¬ 
deutsche Öffentlichkeit anpries. Der 
Schüler präsentierte eines Tages sei¬ 
nem Studienrat, der insgeheim hoffte, 
sein Lieblingsschüler würde ihn wegen 
seiner Vergangenheit als Jugendban¬ 
denführer (meinte sich Grass damit 
selbst?) zum Vorbild auserwählen, 
meinen Zeitschriftenartikel mit den 
Worten: „Das hat es gegeben. Da ist 
Ihre Jugendbande nix gegen. Über ein 
Jahr haben sie Flugblätter gedruckt 
und verteilt. Schon als Sechzehnjähri¬ 
ger fing er damit an. Nix von Frühanar¬ 
chismus.“ Im weiteren Verlauf der Sze¬ 
ne kommen der Lehrer und der Schü¬ 
ler auf den damaligen Bundeskanzler 
Kurt Georg Kiesinger (CDU) zu spre¬ 
chen, auf seine hohe Nazifunktion als 
Auslandsrundfunkchef des Auswärti¬ 
gen Amtes. Der Schüler sagt: „Den will 
ich nicht. Der stinkt doch. Wenn ich 
den sehe, im Fernsehen und so, könn¬ 
te ich kotzen. Der, genau der hat den 
Hübener umgebracht, auch wenn der 
anders hieß, der ihn umgebracht hat.“ 

Grass und Hübener waren fast 
gleichaltrig. Die Gleichaltrigen von 
damals handelten sehr unterschied¬ 
lich: Rudolf Augstein wurde noch im 
Krieg Journalist und umgab sich spä¬ 
ter in der „Spiegel“-Redaktion mit den 


Leuten des Reichssicherheitshauptam¬ 
tes, die dort Naziverbrechen, z.B. den 
Reichstagsbrand, leugneten oder in Ta¬ 
ten der Linken umfälschten. Helmut 
Kohl wusste von nichts und tat nichts 
und lehnte sich angesichts der „Gnade 
der späten Geburt“ zurück, später re¬ 
habilitierte er die SS mit seinem Gang 
zum Friedhof Bitburg. Franz-Josef 
Strauß baute mit Hilfe der Waffen-SS 
und der Wehrmachtsgeneräle die Bun¬ 
deswehr auf. Günter Grass meldete 
sich freiwillig zur Wehrmacht - was er 
nie verschwieg, was aber niemand ihm 
vorwarf! - und wurde dort zur Waffen- 
SS weitergereicht, wie Tausende auch. 
Letzteres verschwieg er leider lange. 
Aber Grass hat wenigstens auf jenen 
Gleichaltrigen aufmerksam gemacht, 
der handelte: So auf Helmuth Hübener. 
Über ihn hat kein Augstein geschrieben 
und kein Kohl und Strauß hat ihm einen 
Kranz gewidmet. Deren Generation hat 
den Jugendwiderstand 1933 bis 1945 
verdrängt, weil er nachwies: Man konn¬ 
te wissen und man konnte handeln. 

Rothenberger lebte nach 45 
unbehelligt in Hamburg 

Ohne bestraft zu werden lebte bis 1959 
auch Curt Rothenberger noch, mit bes¬ 
ter Pension ausgestatteter Ex-Justiz¬ 
senator von Hamburg. Er traute den 
Juristen in Hamburg nicht und sorg¬ 
te dafür, dass Helmuth und seine drei 
Freunde vor den Volksgerichtshof in 
Berlin gelangten, wo eine Todesstra¬ 
fe für Jugendliche wahrscheinlicher 
war. Das Hinrichtungsprotokoll besagt 
nichts darüber, was noch an jenem Tag 
in Plötzensee geschah. Kurze Zeit hin¬ 
tereinander wurden nach Hübener der 
22-jährige Schriftmaler Rudolf Rich¬ 
ter und sein Vater, der Arbeiter Gus¬ 
tav Richter (42 Jahre) ermordet. Der 2. 
Senat des Volksgerichtshofes hatte am 
21. August 1942 die Todesurteile über 
Rudolf und Gustav Richter gesprochen. 
In der Begründung heißt es: „Der An¬ 
geklagte Rudolf Richter hat als Dienst¬ 
verpflichteter in einem Rüstungsbetrieb 
seine Arbeitskameraden angereizt, 
durch Verminderung der Rüstungser¬ 
zeugung zur Beendigung des Krieges 
beizutragen. Auch hat er marxistische 
Bücher und zersetzende Aufzeichnun¬ 
gen verbreitet [...]“ Dem kommunisti¬ 
schen Arbeiter Gustav Richter warf die 
Anklage vor, dass er seinen Sohn nicht 
„anders erzogen“ und ihn in seinem Wi¬ 
derstand bestärkt habe. 

Ein Mensch, der für die 
Zukunft gelebt hat 

Die Frage, wieso ich mich seit Jahr¬ 
zehnten um das Andenken Helmuth 
Hübeners bemühe, beantworte ich in 
Zeitzeugengesprächen mit einer Ge¬ 
schichte: Als Schüler las ich eine Repor¬ 
tage des kommunistischen Autors und 
Politikers der CSR Julius Fucik „Unter 
dem Strang“, geschrieben in Gestapo¬ 
haft. Darin die Worte: „Die ihr diese 
Zeit überlebt, vergesst nicht. Sammelt 
geduldig Zeugnisse von den Gefalle¬ 
nen. Sucht euch einen von ihnen aus 
und seid stolz auf ihn als einen großen 
Menschen, der für die Zukunft gelebt 
hat.“ 

Ich suchte mir Helmuth Hübener 
aus. 

Ebenfalls 17-jährig wurde 1941 der 
französische junge Kommunist und 
antifaschistische Widerstandskämpfer 
Guy Möquet von den deutschen Fa¬ 
schisten hingerichtet. In seinem Ab¬ 
schiedsbrief hat er etwas geschrieben, 
was auch von Helmuth Hübener stam¬ 
men könnte. „17 Jahre, mein Le¬ 
ben ist kurz gewesen, aber ich bereue 
nichts, außer, dass ich Euch verlassen 
muss“, heißt es darin. Der damalige 
Präsident Nicolai Sarkozy hat, nach¬ 
dem ihm eine Schülerin diesen Brief 
vorgelesen hat, angeordnet, dass der 
Brief des jungen Kommunisten Guy 
Möquet jedes Jahr in allen Schulen 
vor Schulbeginn vorgelesen wird. Et¬ 
was Vergleichbares hat es in unserem 
Land nicht gegeben. Dabei würden 
sich die Texte von Helmuth Hübener 
sehr dafür eignen. 



Helmuth Hübener (1925 -1942) war der jüngste vom Volksgerichtshof zum Tode 
verurteilte und hingerichtete Widerstandskämpfer 
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Plätschereien 

Der Lyriker Jan Wagner hat den dies- 
jährigen Georg-Büchner-Preis der 
Deutschen Akademie für Sprache und 
Dichtung erhalten. Die Auszeichnung 
wurde ihm im Staatstheater Darm¬ 
stadt verliehen. Der mit 50 000 Euro 
dotierte Preis gilt als die wichtigste 
deutsche Literaturauszeichnung. Zur 
Begründung für die Vergabe des Prei¬ 
ses führte die Akademie aus, seine Ge¬ 
dichte „verbinden spielerische Sprach- 
freude und meisterhafte Formbeherr¬ 
schung, musikalische Sinnlichkeit und 
intellektuelle Prägnanz“. Soll heißen, 
er schreibt am liebsten Naturlyrik, 
also über Bäume, Sträucher, Wind 
und Wellen, Delfine und Vögel, es plät¬ 
schert so vor sich hin. Jan Wagner, das 
sagt er selbst, ist niemand, der die herr¬ 
schenden Verhältnisse umwerfen will 
wie Büchners „kunstvoller Danton aus 
Worten“. Deshalb ist der „Hessische 
Landbote“, Büchners Flugschriften zur 
politischen und kulturellen Lage, nur 
als Erwähnung wert, nämlich dass er 
in einer Botanisiertrommel diese ge¬ 
schmuggelt habe. Zu Büchner selbst 
fällt ihm nur ein, dass dieser nach Fisch 
gestunken haben müsse, da er nach 
seiner Flucht aus Deutschland ständig 
Fische seziert habe, um seine medizi¬ 
nischen Fachkenntnisse zu erweitern. 
Was die Akademie zu dieser Würdi¬ 
gung getrieben hat, bleibt unerfindlich, 
denn dass Wagner ein Traditionalist ist, 
der mit einem biedermeierlichen Im¬ 
petus die altehrwürdigen Formen re¬ 
cycelt und dabei die Erwartungen ei¬ 
nes konservativen Publikums bedient, 
ist unbestritten und zeigt, welche Ten¬ 
denzen die Jury bedienen wollte. Die 
Minnesang-Anthologie „Unmögli¬ 
che Liebe“, die er zusammen mit dem 
Münchner Lyriker und Mediävisten 
Tristan Marquardt im Hanser Verlag 
herausgibt, wird das lyrische Ereignis 
des Herbstes sein mit dem Anspruch, 
dass wir mit unseren abgekühlten 
Paarbeziehungen und libertären Ent¬ 
regelungen der Liebeskunst noch im¬ 
mer den Einsichten Walther von der 
Vogelweides und anderen dieser Zeit 
hinterherlaufen. 

Klotzig 

Das Bregenzer Büro Cukrowicz Nach¬ 
barn* Architekten hat den Wettbewerb 
für das Konzerthaus in München ge¬ 
wonnen. Die vier auf den weiteren 
Rängen wird nun das Staatliche Bau¬ 
amt München gemeinsam mit dem 
Preisträger zu Verhandlungen einla- 
den. Von diesen Gesprächen hängt es 
ab, wer den Auftrag letztlich bekommt. 
Der Vorschlag aus Bregenz sieht ein 
kubusartiges Trumm vor, leicht ver¬ 
jüngt nach oben hin und mit einer 
Spiegelglasfassade umkleidet. Die 
Frage muss berechtigt sein: Wie kann 
man sich nur für einen solch unchar¬ 
manten Koloss entscheiden. Wenn das 
vorrangige Kriterium der Wahl sein 
sollte, dass sich dieses hässliche Ge¬ 
bäude uneingeschränkt in die Nach¬ 
barschaft eines architektonisch ge¬ 
sichtslosen Werkviertels in Nähe eines 
Bahnhofs einfügt, dann ist es gelungen. 
Wo aber blieben die Visionen, von de¬ 
nen die Rede war, endlich in München 
einen „Musentempel“ zu schaffen, von 
dem die ganze Welt mit Bewunderung 
spricht? 

Die Chance scheint verpasst. Nach 
all den unzähligen Fehlleistungen in 
der Vergangenheit, z.B. auch der Stand¬ 
ortfrage, saßen diesmal wohl auch in 
der Jury die falschen Leute. Unter den 
Preisrichtern waren Innenminister Jo¬ 
achim Herrmann, Finanzminister Mar¬ 
kus Söder, Kunstminister Ludwig Spa- 
enle, der Münchner Oberbürgermeis¬ 
ter Dieter Reiter, also Menschen mit 
ausgewiesener Kompetenz, Banausen 
in Sachen Kunst und Kultur zu sein. 
Das Konzerthaus mit zwei Sälen und, 
ganz wichtig, ausreichendem Platz für 
die Gastronomie, mitten in einem Ge¬ 
werbegebiet, erfüllt alle Erwartungen 
einer Fehlplanung mit weitreichenden 
Folgen. Über die Gesamtkosten bleibt 
Unklarheit, die Rede ist von 150 bis 300 
Millionen Euro, so hat es auch bei der 
Elbphilharmonie in Hamburg am An¬ 
fang geheißen. 

Herbert Becker 


E in klassenbewusster US-amerika¬ 
nischer Journalist kommt im Sep¬ 
tember 1917 nach Petersburg und 
erlebt hautnah die Oktoberrevolution. 
Sein Buch „10 Tage, die die Welt er¬ 
schütterten“ ist eine Reportage über 
eines der bedeutendsten Ereignisse der 
Weltgeschichte und wohl auch einer der 
besten Berichte über diese Revolution. 
Es ist außerdem ein Meisterwerk echten 
Journalismus. John Reed dokumentiert 
Argumente und Aussagen aller politi¬ 
schen Kräfte, die an diesen Ereignissen 
beteiligt sind. Dabei ist er kein neutra¬ 
ler Beobachter. Aber er versucht, wie 
er selbst in einem Vorwort zu seinem 
Buch schreibt, „die Ereignisse mit den 
Augen eines gewissenhaften Reporters 
zu sehen, der nichts anderes will, als die 
Wahrheit schreiben? 

Wer die Oktoberrevolution verste¬ 
hen will, muss sie einordnen in die Ge¬ 
schichte dieses Landes und Europas zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts. Das Elend 
der Arbeiter und Soldaten wurde vor 
dem Hintergrund des russisch-japani¬ 
schen Kriegs 1905 immer schlimmer. Im 
Januar zogen 150 000 Arbeiter in Peters¬ 
burg zum Winterpalast, um vom Zaren 
mehr Freiheit, ein Parlament und sozi¬ 
ale Verbesserungen zu verlangen. Der 
Zar ließ am berüchtigten Blutsonntag 
von Petersburg am 22. Januar die De¬ 
monstration niederschießen. Die Mat¬ 
rosen auf dem Panzerkreuzer „Potem- 
kin“ meuterten und im Oktober legten 
die Eisenbahner das Land lahm. Die 
Erfolge des Aufbegehrens waren ge¬ 
ring. Immerhin wurde dem Zaren ein 
Parlament, die Duma, abgetrotzt. Die 
Verhältnisse änderten sich für die Ar¬ 
beiter und einfachen Bauern aber kaum. 

Im März 1917 erfolgte der nächste 
Schritt. Mitten im 1. Weltkrieg begannen 
sich die Arbeiter, Matrosen und Bauern 
selbst zu organisieren und ihre Geschi¬ 
cke in die eigenen Hände zu nehmen. 
Sie bildeten in allen Regionen des Lan¬ 
des Sowjets. Linke Sozialisten hatten 
dort die Mehrheit. Der Zar musste ab¬ 
danken. Parallel zu den Sowjets wurde 
eine „Provisorische Regierung“ gebil¬ 
det. Chef dieser Regierung war Alexan¬ 
der Kerenski, Mitglied der Sozialrevolu¬ 
tionären Partei. 

Aber die bürgerlichen Kräfte und 
Generäle hielten noch immer die Fäden 
der Macht in der Hand. Im September 
1917 versuchte General Kornilow - er¬ 
folglos - die Kerenski-Regierung weg¬ 
zuputschen. „Die besitzenden Klassen 
wollten eine ausschließlich politische Re¬ 
volution, die dem Zaren die Macht näh¬ 
me und sie ihnen gäbe. Sie wollten aus 
Russland eine Republik wie Frankreich 
oder die USA machen oder eine konsti¬ 
tutionelle Monarchie wie England. Die 
Massen des Volkes dagegen wollten die 
wirkliche Revolution in Industrie und 
Landwirtschaft“, schreibt Reed. 


Bejarano, Esther; Die: 

Ist eine Überlebende des Vernich¬ 
tungslager Ausschwitz. Sie spielte dort 
im Mädchenorchester und überlebte 
den Holocaust. Seit vielen Jahren en¬ 
gagiert sie sich gegen das Vergessen 
des Faschismus und tritt bundesweit, 
zuletzt auch in Kuba, mit den Rappern 
der „Microphone Mafia“ auf. Neben 
Bundesverdienstkreuz und Carl-von- 
Ossietzky-Medaille zeichnet sie vor al¬ 
lem die richtige Haltung im Kampf der 
Klassen aus. 

Auf der Literaturmesse heißt es „La 
vita continua“ 

Es ist jetzt schon einige Jahre her, 
seitdem die Familie Bejarano und die 
Microphone Mafia ein einzigartiges 
musikalisches Projekt ins Leben geru¬ 
fen haben. Damals begann die Odys¬ 
see mit den Sätzen: Orient trifft Okzi¬ 
dent, die Jüdin den Moslem, Alt trifft 
Jung, Tradition trifft Moderne, Folklo¬ 
re trifft Rap ... Aus diesem Projekt hat 
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Diese Massen der Arbeiter, kriegs¬ 
müden Soldaten und Matrosen sowie 
schließlich auch die Bauern sind das, 
was die russische Revolution ausmach¬ 
te. Es waren nicht einzelne Führer oder 
kleine Gruppen, die diese Revolution 
zum Erfolg brachten, sondern vor allem 
die Arbeiter, „die keine Lust hatten, ei¬ 
nen Despoten gegen einen anderen 
(d.h. die Kapitalistenklasse) auszutau¬ 
schen“, so Reed. Sie wurden zur Basis 
der Bolschewiki. 

In 10 Kapiteln beschreibt Reed den 
Lauf der Revolution in der Hauptstadt 
Petrograd. Er war mittendrin in den 
Auseinandersetzungen über den „rich¬ 
tigen Weg“. Er verfolgt die Diskussionen 
in der Duma, den Sowjets der Fabrikar¬ 
beiter, der Matrosen und der Bauern. Er 
war in den Kasernen, wo die Anhänger 
der verschiedenen politischen Richtun¬ 
gen heftigst debattieren. Er hörte alle 
die Führer der Kadetten (rechte bürger¬ 
liche Kräfte und entschiedene Gegner 
der Revolution), der Menschewiki und 
sozialdemokratisch orientierten Partei¬ 
en und dokumentiert in seinem Buch 
Ausschnitte aus ihren Reden. Er traf auf 
Lenin, Trotzki, Alexandra Kollontai. Er 
war dabei, als revolutionäre Soldaten 
den Winterpalast stürmten und als am 
16. November die revolutionären Ak¬ 
tivisten ihre getöteten Kameraden an 
der Kremlmauer beisetzten. Und na¬ 
türlich war er mitten im Zentrum der 
Revolution - im Smolny. Einst war es 
ein Kloster und eine Mädchenschule für 
die Töchter des russischen Adels. Jetzt 
war es der Hauptsitz des Zentralexeku¬ 
tivkomitees der Sowjets und des Petro- 
grader Sowjets. 

Die ersten drei Kapitel „Hinter¬ 
grund“, „Der heraufziehende Sturm“ 


sich eine festverschworene Einheit ent¬ 
wickelt, die die Menschen auch mit ih¬ 
rem zweiten Album in den Bann zieht. 
„La vita continua“ macht da weiter, wo 
„Per la vita“ aufgehört hat. Drei Gene¬ 
rationen die ihre kulturellen, mensch¬ 
lichen, musikalischen und persönlichen 
Ansichten und Gedanken verschmel¬ 
zen lassen und ihre Sicht von Leben 
vorstellen. 

Schaffner, Erich; Der: 

ist ein deutscher Schauspieler und 
Rezitator aus Mörfelden. Nach einer 
Druckerlehre und zweitem Bildungs¬ 
weg studierte er Musik und darstellen¬ 
de Kunst. Er wirkte an mehreren The¬ 
atern und verschiedenen Fernseh- und 
Rundfunksendern. Bei seinen Bühnen¬ 
programmen treten mit ihm häufig die 
Worte Brechts, Kraus 4 und Tucholskys 
auf. 

Auf der Literaturmesse heißt es 
„Lenin, Majakowski und ich ...“ 


und „Am Vorabend“ geben eine Einfüh¬ 
rung in die politische und gesellschaft¬ 
liche Situation Ende Oktober in Petro¬ 
grad und Moskau. Die beiden nächsten 
Kapitel „Der Sturz der Provisorischen 
Regierung“ und „Im Sturmschritt voran“ 
beschreiben die heiße Phase der Revo¬ 
lution und die ersten Erfolge im Kampf 
um die Macht, einschließlich der Errich¬ 
tung eines Rats der Volkskommissare 
als Regierung. Die bürgerlichen, mon¬ 
archistischen und andere gegnerische 
Gruppierungen geben sich allerdings 
keineswegs geschlagen. Sie rüsten zur 
Gegenrevolution. Die drei folgenden 
Kapitel „Das Komitee zur Rettung des 
Vaterlandes und der Revolution“, „Die 
revolutionäre Front“ und „Die Konter¬ 
revolution“ zeigen, mit welcher Wucht 
und mit welchen Methoden die Ausei¬ 
nandersetzungen geführt werden. Hier 
erfahren die Leserinnen und Leser des 
Buchs über das Schwanken vieler Re¬ 
präsentanten und Mitglieder der sozial¬ 
demokratischen und sozialistischen Par¬ 
teien, aber auch über die klare Strategie 
Lenins und der Bolschewiki. Sie laute¬ 
te: „Alle macht den Sowjets der Arbei¬ 
ter, Soldaten und Bauern; Friede, Land, 
Brot“. Die Kapitel „Sieg“, „Moskau“ und 
„Festigung der Macht“ beschreiben die 
Tage ca. eine Woche nach dem Umsturz 
am 7. November. Die Arbeiter, Matrosen 
und Soldaten hatten die Macht errun¬ 
gen. Noch aber hatten sich die Verbände 
der Bauern und das bäuerliche Proleta¬ 
riat nicht für die Revolution entschie¬ 
den. Im Gegenteil, 80 Prozent des rus¬ 
sischen Volkes waren Bauern und ihre 
Führer hauptsächlich linke Sozialrevo¬ 
lutionäre, die eine bürgerliche Revoluti¬ 
on wollten. Die Bolschewiki waren dort 
nur schwach vertreten. Das letzte Kapi¬ 
tel des Buches, „Der Bauernkongress“, 
zeigt auf, wie in dieser entscheidenden 
Phase nicht zuletzt das kluge Vorgehen 
Lenins dazu beitrug, die Bauern zu über¬ 
zeugen. 

Die Qualität dieses Buchs zeigt sich 
auch an zwei Blöcken mit Erklärungen 
und umfangreichem Quellenmaterial, 
das Reed zusammengetragen hat. Als 
Vorspann fügte der Autor ein Kapitel 
ein, in dem die politischen Gruppie¬ 
rungen und die staatlichen bzw. gesell¬ 
schaftlichen Institutionen vorgestellt 
werden. Dazu gehören auch die Na¬ 
men zumindest ihrer führenden Ver¬ 
treter. Beim Lesen des Buchs hilft dies, 
um nochmals Verbindungen herzustel¬ 
len. Der zweite Block enthält 120 Seiten 
Dokumente. Es sind Dokumente von 
allen Seiten und politischen Richtun¬ 
gen. Dazu gehören Befehle, Aufrufe, 
Dekrete und Zeitungsartikel, die täg¬ 
lich in großen Mengen veröffentlicht 
wurden. Einige behandeln Ereignisse, 
die vielleicht nicht entscheidend für den 
Erfolg der Revolution waren, aber re¬ 
volutionäre Stimmungen beschreiben. 


Erich Schaffner spricht und singt 
Lieder, Gedichte, Texte und Szeni¬ 
sches von Lenin, Karl Kraus, Maja¬ 
kowski, Brecht, Weinert und anderen, 
deren Namen heute fast vergessen sind. 
Am Klavier wird er begleitet von Ge¬ 
org Klemp. 

Programm, weiteres, Das: 

Neben Erich und Esther werden natür¬ 
lich wieder Dutzende weitere spannen¬ 
de Veranstaltungen stattfinden. Da ist 
die Eröffnungsveranstaltung am Frei¬ 
tagabend zu nennen, bei der auf dem 
Podium der Frage nach dem Roten 
Oktober „Was war? Was bleibt?“ nach¬ 
gegangen wird. Neue Bücher werden 
samstags zum „Mythos Sexarbeit 44 - 
wer die Debatte in der UZ verfolgt hat, 
wird hier sicher auf seine Kosten kom¬ 
men -, zu „ AfD und die soziale Frage“ 
und auch „Lenin“ vorgestellt. Auch der 
Neue Impulse Verlag wird sein neues¬ 
tes Werk „Grenzerfahrungen“ vorstel- 


Ein kleines Beispiel ist das „Wein-Pog¬ 
rom 44 . Um die revolutionäre Disziplin zu 
zerstören hatten die Kadetten wieder¬ 
holt Hinweise gegeben, wo es Wein zu 
plündern gab. Der Rat der Volkskom¬ 
missare setzte daraufhin zuverlässige 
Kräfte ein, um Weinkeller samt Inhalt 
zu zerstören. 

John Reeds Buch ist mehr als nur 
ein herausragendes Geschichtsbuch. 
Es zeigt auf wie schwierig diese Revo¬ 
lution war. Reed erklärt, dass „in einer 
Revolution in der hundertsechzig Mil¬ 
lionen der am schwersten unterdrück¬ 
ten Menschen in der Welt, plötzlich ihre 
Freiheit erringen, es begreiflicherweise 
nicht ohne Verwirrung abgehen kann.“ 
Die gesamte Phase der 10 Tage ist zum 
Beispiel geprägt durch eine Presse, die 
noch zu großen Teilen in Händen der 
Gegner der Revolution war. Sie trug mit 
Lügen und Verleumdungen wesentlich 
zu dieser Verwirrung bei. Wer hier kei¬ 
ne Parallelen zur aktuellen Medienwelt 
erkennt, ist blind. 

Auch die Verkehrung von Worten 
und Begriffen finden wir in diesen Wo¬ 
chen der Revolution in Russland. Die 
Gegner der Bolschewiki sprechen von 
der Revolution, die es zu verteidigen 
gelte. Sie meinen damit aber die bür¬ 
gerliche Revolution der „Provisori¬ 
schen Regierung“ unter Kerenski und 
seinen Leuten. Auch die Aufstachelung 
von Menschen, die man heute als Mit¬ 
telschicht bezeichnen würde, gehörten 
zu den Versuchen, die Revolution zu 
brechen. Die Streiks im Telefonwesen, 
in den Banken (Einstellung des Geld¬ 
verkehrs), in den Ministerien und im 
Eisenbahnwesen brachten die Bolsche¬ 
wiki mehrmals an den Rand des Schei- 
terns. Auch hier lassen sich Parallelen 
zum Beispiel zu Chile, Venezuela und 
vielen anderen Ländern herstellen. 

Das Entscheidende für den Erfolg 
der Bolschewiki war, um nochmals 
Reed zu zitieren, „dass sie sich auf die 
Massen stützten, die inmitten eines 
Weltkriegs, aus der politischen Revolu¬ 
tion heraus die soziale Revolution ent¬ 
wickelten“. Auf Seite 362 formuliert er 
die Lenin-Taktik mit den Worten „Es 
war das, was Lenin das, An-die-Massen- 
Appellieren“ nennt. 

Lenin formuliert in seinem Vor¬ 
wort zur amerikanischen Ausgabe von 
Reeds Buch, „Das ist ein Buch, das ich 
in Millionen von Exemplaren verbreitet 
und in alle Sprachen übersetzt wissen 
möchte. Es gibt eine wahrheitsgetreue 
und äußerst lebendige Darstellung der 
Ereignisse, die für das Verständnis der 
proletarischen Revolution von größter 
Bedeutung sind.“ 

Alle Zeitangaben in dieser Rezension be¬ 
ziehen sich auf den bei uns gebräuch¬ 
lichen Kalender. Er unterscheidet sich 
vom russischen Kalender um ca.nTage. 


len. Der Autor, Wolfgang Jantzen, be¬ 
richtet darin von seinen Erfahrungen 
als Professor in der DDR am Ende der 
80er Jahre. Darüber hinaus wird Andre 
Scheer über Venezuela, Reinhard Lau¬ 
terbach über den Kampf um die Ostsee 
und Ulla Jelpke über die Verteidigung 
der Pressefreiheit sprechen. 

Natürlich ist jetzt mehr verschwie¬ 
gen als benannt, aber auch bei Pro¬ 
grammauswahl gilt: Selbst ist der Kom¬ 
munist! Begutachten Sie das Programm 
auf seine rund 60 Veranstaltungen und 
stellen Sie ihr eigenes Menü zusam¬ 
men. Zum Verschnaufen gibt es, neben 
solidarischen Leckereien, zwei Aus¬ 
stellungsbereiche und natürlich rund 
70 präsentierte Verlage mit ihren In¬ 
foständen, die sich über Ihren Besuch 
freuen. 

Robert Walta 

Nähere Infos unter: www.linke-litera- 
turmesse.de 


Mit Esther und Erich nach Nürnberg 

Die 22. Linke Literaturmesse öffnet ihre Pforten vom 17-19. November 








Freitag, 3. November 2017 


Roter Oktober 


unsere zeit 


CE 


Roter Oktober 


ln Russland siegt die Revolution 


Revolution und Parteifrage 


Am 10. Oktober 2017 (23. Oktober 
nach unserem Kalender) fasste das 
Zentralkomitee der Bolschewiki den 
Beschluss zum bewaffneten Aufstand. 
Lenin hatte schon vorher - in Briefen 
und Artikeln, die er noch in der Illegali¬ 
tät schreiben musste - darauf aufmerk¬ 
sam gemacht, dass sich das Kräftever¬ 
hältnis im Lande grundsätzlich ver¬ 
ändert hatte. Die Bolschewiki hatten 
nunmehr die Mehrheit der Menschen 
und der Sowjets hinter sich. Doch die 
Kräfte der Gegenrevolution formier¬ 
ten sich neu. Lenin musste zuvor und 
auf dieser Tagung erst die Genossen in 
den eigenen Reihen überzeugen, vor 
allem den Widerstand Kamenews und 
Sinowjews überwinden. Beide gehör¬ 
ten zu den führenden Bolschewiki. 

Einen Tag später tagte im Smol- 
ny in Petrograd der Sowjet der Nord¬ 
gebiete. Die Mehrheit der Deputier¬ 
ten - von Nowgorod bis Archangelsk, 
von Narwa und Reval bis Wyborg und 
Helsingfors - unterstützten die Bol¬ 
schewiki. Ähnlich verliefen die Tagun¬ 
gen der Sowjets, die im Oktober im 
ganzen Land auf Gouvernements- und 
Gebietsebene durchgeführt wurden: 
in Charkow, Irkutsk, Minsk, Saratow, 
Wladimir, Kiew, Jekaterinburg, Reval 
usw. Die Zeit war reif. Hinter den Bol¬ 
schewiki standen die Massen, ihre Lo¬ 
sungen und Forderungen nach Frieden, 
Brot und Land waren die ihren: „Alle 
Macht den Sowjets!“ 

Am 16. Oktober fand in Petrograd 
eine erweiterte ZK-Sitzung der Bol¬ 
schewiki statt. Sie bestätigte die eine 
Woche zuvor beschlossene Resolution 
über den Aufstand und bildete ein mi¬ 
litärisch-revolutionäres Parteizentrum. 
Unter Anleitung Lenins, der weiter 
nicht legal wirken konnte, wurde es zum 
Führungskern des Revolutionären Mi¬ 
litärkomitees beim Petrograder Sowjet. 
Kamenew und Sinowjew versuchten auf 
dieser Sitzung erneut, der Revolution in 
den Rücken zu fallen. Ihre Gegenargu¬ 
mente zeigten, wie Lenin es formulier¬ 
te, „eine so erstaunliche Kopflosigkeit 
und Verängstigung, eine solche Preisga¬ 
be aller Grundideen des Bolschewismus 
und des revolutionären proletarischen 
Internationalismus ... dass es schwer¬ 
fällt, für so schmachvolle Schwankun¬ 
gen eine Erklärung zu finden.“ Doch 
sie argumentierten nicht nur gegen den 
bewaffneten Aufstand, sie verrieten ihn 
auch, indem sie in der Presse öffentlich 
dagegen polemisierten. Es zeugt von 
Lenins Souveränität, dass er trotzdem 
die Brücke zu beiden nicht abbrach. 

In den folgenden Tagen wurde der 
Aufstand in Petrograd akribisch vorbe¬ 
reitet, der richtige Zeitpunkt gesucht, 
die revolutionären Massen wurden mo¬ 
bilisiert. Man musste den konterrevolu¬ 
tionären Kräften zuvorkommen. 

Der Aufstand begann am 24. Okto¬ 
ber (6. November). In Petrograd, der 
Hauptstadt Russlands, war er minutiös 
vorbereitet. Am Morgen des Tages hat¬ 
ten Offiziersschüler gegen fünf Uhr die 
Druckerei der Partei der Bolschewiki 
besetzt, verwüsteten die Einrichtung 
und versiegelten das Gebäude. Um 
sechs Uhr tagte das ZK der Bolschewi¬ 
ki und beschloss, die Druckerei unver¬ 
züglich zurückzuerobern und die auf 
die Hauptstadt vorrückenden konter¬ 
revolutionären Truppen aufzuhalten. 
Um 11 Uhr war die Druckerei bereits 
wieder in der Hand der Revolutionäre. 
Wenig später war die Peter-Pauls-Fes¬ 
tung, die nicht nur als Kaserne diente, 
sondern auch ein berüchtigtes Gefäng¬ 
nis des zaristischen Russlands beher¬ 
bergte, besetzt. 

Während die Provisorische Regie¬ 
rung an diesem Tag verzweifelt ver¬ 
suchte Verstärkung heranzuziehen, 
was nur teilweise gelang, mobilisierte 
das Revolutionäre Militärkomitee in 
Petrograd mit Lew Trotzki, seit Sep¬ 
tember Vorsitzender des Petrograder 
Sowjets und Mitbegründer der Roten 
Garden, an der Spitze, weitere revoluti¬ 
onäre Kräfte: So wurde allen Einheiten 
des Flottenstützpunkts Kronstadt der 
Befehl erteilt, in voller Gefechtsbereit¬ 
schaft Kurs auf die Hauptstadt zu neh¬ 
men, dem Stab der Roten Garden die 


Brücken wieder freizukämpfen. Nach¬ 
mittags gingen die Regierungstruppen, 
die das Telegrafenamt besetzt hatten, 
auf die Seite der Revolutionäre über. 
Am Morgen des 25. Oktober stan¬ 
den neben zehntausenden Rotgardis¬ 
ten und Soldaten Torpedoboote und 
mindestens 5 000 Matrosen für den 
Aufstand bereit. Arbeiter sicherten 
im Kraftwerk die Stromversorgung. 
Bereits in der Nacht übernahmen die 
Revolutionäre nach dem Haupttele¬ 
grafenamt das Hauptpostamt und die 


Rede von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, auf der Konferenz 
„Revolution hat Zukunft“ am 21. Oktober in Berlin 


D 


le kommunistische Partei ist 
I Träger einer Weltanschauung, 
die in der Lage ist, die Welt zu 
erkennen, und sie muss das sein wol¬ 
len. (...) Aber die Partei wird nicht 
zur kommunistischen Partei, weil sie 
sich so nennt. Oder: Nicht überall, wo 
kommunistisch oder marxistisch-leni¬ 
nistisch draufsteht, ist kommunistische 
Partei drin. Die Anforderungen an die 



Partei hat prägnant Alvaro Cunhal, 
formuliert: 

★ Die kommunistische Partei muss eine 
von den Interessen, der Ideologie, von 
Druck und Drohungen der Kapitalkräf¬ 
te völlig unabhängige Partei sein. 

★ Die kommunistische Partei muss eine 
Partei der Arbeiterklasse, der Werktäti¬ 
gen im Allgemeinen, der Ausgebeuteten 
und Unterdrückten sein. 

★ Die kommunistische Partei muss eine 
Partei mit einem demokratischen Innen¬ 
leben und einer einheitlichen zentralen 
Leitung sein. 

★ Die kommunistische Partei muss eine 
Partei sein, die zugleich internationalis¬ 
tisch ist und die Interessen ihres Landes 
verteidigt. 

★ Die kommunistische Partei muss eine 
Partei sein, die als ihr Ziel den Aufbau 
einer Gesellschaft definiert, die weder 
Ausgebeutete noch Ausbeuter kennt, ei¬ 
ner sozialistischen Gesellschaft. 

★ Die kommunistische Partei muss Trä¬ 
gerin einer revolutionären Theorie sein: 
des Marxismus-Leninismus, der nicht 
nur die Erklärung der Welt möglich 
macht, sondern auch den Weg zu ihrer 
Veränderung aufzeigt. 

(...) 

Natürlich war das, was mit der Ok¬ 
toberrevolution begann, nicht wider¬ 
spruchsfrei. Wer sich in der Hoffnung 
auf die sozialistische Revolution Wider¬ 
spruchsfreiheit wünscht, ist entweder ein 
Buchstabengelehrter oder ein Sektie¬ 
rer. Hans Heinz Holz formulierte einen 
dieser Widersprüche treffend, wenn er 
sagte: „Die kommunistische Weltbewe¬ 
gung musste in dieser welthistorischen 
Situation zu einem Moment und in ge¬ 
wissem Sinn auch zu einem Anhängsel 


der Überlebensstrategie des ersten so¬ 
zialistischen Staates werden. Man kann 
sagen, das habe Deformationen in die 
Weltbewegung hineingetragen; man 
kann sagen, damit seien nationale Inte¬ 
ressen im Klassenkampf zurückgestellt 
worden zugunsten der Außenpolitik 
und inneren Stabilität der Sowjetunion; 
man kann die Widersprüche aufzeigen, 
die sich aus dieser Lage ergeben haben. 
Aber man darf nicht sagen, diese Ori¬ 
entierung der Weltbewegung sei dem 
Diktat irgendeines sowjetischen Macht¬ 
habers, ob Stalin oder wer auch immer, 
geschuldet, der sowjetische Interessen 
vor die Interessen der Weltbewegung 
gestellt habe. Es war im Augenblick der 
Oktoberrevolution und der Gründung 
des ersten sozialistischen Staates eine lo¬ 
gische Notwendigkeit, dass die Überle¬ 
bensbedingungen dieses Staates die zen¬ 
trale Frage der kommunistischen Welt¬ 
bewegung sein mussten.“ 

Wenn ich heute von der Epoche des 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozi¬ 
alismus im Weltmaßstab spreche, habe 
ich keine Drogen genommen. Die Alter¬ 
native ist Barbarei. Barbarei hat Namen: 
Krieg, Hochrüstung, NATO-Truppen an 
der russischen Grenze, Massenflucht, 
Ausbluten der Kommunen und der Pe¬ 
ripherie der EU, Sterben der Armen bei 
Naturkatastrophen, Ersaufen im Mit¬ 
telmeer, Hartz IV, Altersarmut, Kinder¬ 
sterblichkeit, Kinderarmut, Arbeitslo¬ 
sigkeit, Leiharbeit, Wohnungsnot. Bar¬ 
barei hat Profiteure: Monopolkapital, 
militärisch-industrieller Komplex, Spe¬ 
kulanten. Barbarei hat Opfer: Die Ar¬ 
beiterklasse, die Arbeiter, Angestellte, 
Arbeitslose, Ausgegrenzte, deren Nach¬ 
kommen, das Gros der Rentner umfasst, 


großen Bahnhöfe der Stadt, besetzten 
Ministerien und die Staatsbank, sicher¬ 
ten die wichtigen Brücken der Stadt an 
der Newa - alles nach einem genauen 
Plan. 

Um 21 Uhr 40 des 25. Oktober 
(7. November) gab der Kreuzer „Auro¬ 
ra“ das Signal. Der Sturm auf das Win¬ 
terpalais in Petrograd begann. Aller¬ 
dings nicht so spektakulär, wie es die 
Szenen aus dem Film „Oktober“ von 
Sergei Eisenstein später zeigten. Trepp¬ 
auf, treppab, von Saal zu Saal und Zim¬ 
mer zu Zimmer stürmten Mitglieder der 
Roten Garden - vor allem bewaffnete 
Arbeiter -, revolutionäre Matrosen und 
Soldaten. Um zwei Uhr nachts wurden 
die Mitglieder der Provisorischen Re¬ 
gierung endlich festgenommen. Der 
Vertreter des Revolutionären Militär¬ 
komitees, der Bolschewik Antonow- 
Owsejenko, erklärte den Regierungs¬ 
vertretern: „Ich erkläre Sie alle, Mit¬ 
glieder der Provisorischen Regierung, 
für verhaftet.“ Wenig später waren die 
noch im Winterpalais verbliebenen Re¬ 
gierungsmitglieder auf dem Weg in die 
Peter-Pauls-Festung. Der Regierungs¬ 
chef Kerenski hatte die Stadt bereits am 
Mittag verlassen - in einem Wagen mit 
dem Stander der US-Botschaft. 

Noch in der Nacht zum 26. Oktober 
tagte der am Vortag einberufene II. Ge¬ 
samtrussische Kongress der Arbeiter- 
und-Soldaten-Deputierten. Er konnte 
sich bereits auf den Sieg des Aufstands 
stützen. In drei entscheidenden Fragen 
beschloss der Kongress: Er stimmte 
über das „Dekret über die Bildung der 
Arbeiter-und-Bauern-Regierung“ und 
über die Dekrete über den Frieden und 
den Boden ab. Vorsitzender des Rates 
der Volkskommissare wurde Lenin. 

Die Revolution erfasste in den fol¬ 
genden Tagen und Wochen das Land. 
In Moskau waren die Kämpfe erst nach 
fünf Tagen beendet. 500 Revolutionäre 
verloren ihr Leben. Sie siegte in anderen 
russischen Großstädten, in Minsk, Ende 
Oktober im Baltikum, im Ural, Anfang 
1918 am Don, in Kiew. Die Revolutionä¬ 
re mussten sich jedoch vom ersten Tag 
an gegen die innere Konterrevolution 
wie gegen ausländische Interventen er¬ 
wehren. Harte Kämpfe standen bevor. 
Der Grundstein aber war gelegt. 

nh 


Kunst für die Sowjetmacht 

Denkmalspropaganda bis Agitationsporzellan • Von Gertraude Sumpf 
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n einem sonnigen Februartag 1917 
beobachtete der Petrograder Ma¬ 
kler Boris Kustodijew vom Fenster 
seines Ateliers eine Szene, die ihm wich¬ 
tig genug erschien, in einem Ölgemälde 
festgehalten zu werden. So entstand das 
Bild „Der 27. Februar 1917“ - das einzige 
bekannte Beispiel einer direkten, unmit¬ 
telbaren Bezugnahme auf die Februarre¬ 
volution in der russischen Malerei. Sonst 
lief in der Kunstszene alles wie in diesen 
Jahren üblich ... bis zum Herbst, als die 
neue Staatsmacht mit dem festen Willen 
antrat, auch die Kunst in den Dienst der 
gesellschaftlichen Umwälzung zu stel¬ 
len: Noch im November berief der neu 
ernannte Volkskommissar für das Bil¬ 
dungswesen, Anatoli Lunatscharski, eine 
Versammlung der Kultur- und Kunst¬ 
schaffenden Petrograds ein. Ganze fünf 
Mann folgten diesem Aufruf, darunter 
der Dichter Wladimir Majakowski, der 
Regisseur Wsewolod Meyerhold und der 
Maler Nathan Altman. Von Majakowski 
ist ein (späterer) Ausspruch überliefert: 
„Anerkennen oder nicht anerkennen - 
das war für mich keine Frage. Das war 
meine Revolution!“ 

Die Mehrheit der Kunstschaffen¬ 
den zeigte sich uninteressiert oder ver¬ 
hielt sich ablehnend, wie der „Bund der 
Kunstschaffenden“, der am 30. Novem¬ 
ber seinen Protest gegen die „Eroberung 
der Macht auf dem Gebiet der Kunst 
durch die Bolschewiki“verkündete. 

Doch schon bald fanden beide Sei¬ 
ten - Kunst und Politik - zu einander. 
Erste Maßnahmen der Sowjetmacht 
auf dem Gebiet der Kunst stießen auf 
wachsende Bereitschaft von Künstlern 
unterschiedlichster Richtungen sich zu 
engagieren. Zwei „Programme“ trafen 
sich: Einmal Lenins bereits 1905 im Ar¬ 
tikel „Parteiorganisation und Parteilite¬ 
ratur“ entwickelte Konzeption von der 
Kulturrevolution als untrennbarer Be¬ 
standteil der gesellschaftlichen Umwäl¬ 
zung - auf der anderen Seite die Idee 
von der Durchdringung und Verände¬ 


rung des gesamten alltäglichen Lebens 
der Menschen durch Kunst, die seit 
Ende des 19. und Beginn des 20. Jahr¬ 
hunderts von den unterschiedlichen 
Strömungen der künstlerischen Avant¬ 
garde vertreten wurde. 

Anfang 1918 wurde beim „Volks¬ 
kommissariat für das Bildungswesen“ 
(Narkompros) eine Abteilung „Bilden¬ 
de Kunst“(Abt. ISO) gebildet, der die 
Leitung des Kunstlebens in seinen un¬ 
terschiedlichsten Aspekten oblag - von 
der materiellen Absicherung der Künst¬ 
ler selbst bis hin zu Denkmalschutz und 
Denkmalpflege. Ihr Leiter, der Ma¬ 
ler David Sterenberg, berief 
Ende Januar in Petrograd ein 
Kollegium von Künstlern, Ar¬ 
chitekten und Kritikern, zu 
denen die Maler Altman und 
Punin, der Bildhauer Matwe- 
jew, der Kritiker Ossip Brik 
und der Dichter Majakowski 
gehörten. Ein ähnliches Kolle¬ 
gium wurde im April in Mos¬ 
kau unter Leitung Wladimir 
Tatlins gebildet, in dem u.a. 
die Maler Falk, Kandinski und 
Malewitsch mitarbeiteten. Die 
Beweggründe für dieses En¬ 
gagement werden in einem 
Beitrag der Zeitschrift „Is- 
kusstwo Kommuny“ (Kunst 
der Kommune) vom 29. De¬ 
zember 1918 ausgesprochen: 

„Es geht darum, die staatli¬ 
che Macht für die Durchset¬ 
zung unserer künstlerischen 
Ideen zu nutzen.“ 

Von entscheidender Be¬ 
deutung war, dass die neue 
Staatsmacht als Auftragge¬ 
ber in Erscheinung trat. Der 
erste große Staatsauftrag lau¬ 
tete: Ausgestaltung der Stra¬ 
ßen und Plätze (vor allem der 
„Hauptstädte“ Petrograd und 
Moskau) zu den Revolutions¬ 
feiertagen. 


Schon zum 1. Mai 1918, in großem 
Maßstab dann zum 7. November, wur¬ 
den Gebäude und Denkmäler, Straßen 
und Plätze mit Bild- und Schrifttrans¬ 
parenten, plastischen und architektoni¬ 
schen Elementen geschmückt oder auch 
im Sinne der Revolution „umfunktio¬ 
niert“. Allein für Petrograd ist zum No¬ 
vember 1918 die Teilnahme von mehr 
als 170 Künstlern nachweisbar; über 600 
Skizzen und Entwürfe sind erhalten, ei¬ 
nige Beispiele durch Fotos überliefert. 

Wie breit das Spektrum künstle¬ 
rischer Auffassungen der Beteiligten 
war, wird am Beispiel der Gestaltung 



Der Bolschewik, Ölgemälde von Boris Kustodijew (1920) © Gei 
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aber auch große Teile der Zwischen¬ 
schichten, des Kleinbürgertums, der In¬ 
telligenz und der werktätigen Bauern. 

Das alles ist schrecklich, verbreche¬ 
risch, mörderisch - es beantwortet aber 
noch nicht die Frage, ob denn eine kom¬ 
munistische Partei notwendig ist, um 
dies zu verändern. Zur Beantwortung 
ist eine weitere Frage zu stellen: Lassen 
sich diese Erscheinungen abstellen, in¬ 
dem Regierende zur Einsicht kommen, 
indem Reformen durchgesetzt, Gesetze 
verbessert, die UNO gestärkt wird? 

Ich bin sehr dafür Verbesserungen, 
bessere Gesetze, Reformen zu erkämp¬ 
fen. Ich bin aber auch überzeugt, dass 
den Kämpfenden zu vermitteln ist, dass 
Erfolge immer wieder bedroht sind, 
dass die genannten Verbrechen ihre Ur¬ 
sachen nicht zuvorderst in der morali¬ 
schen Verkommenheit von Regierenden 
haben. Denn es steckt System dahinter. 
Ein System, das auf der Aneignung des 
Mehrwerts durch die Besitzer der Pro¬ 


duktionsmittel einerseits und auf dem 
Zwang derer beruht, die keine Produk¬ 
tionsmittel besitzen, ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen. Dieses System heißt Kapita¬ 
lismus, in seinem monopolistischen Sta¬ 
dium Imperialismus. Es führt zu diesen 
Verbrechen, zu Kriegen, Flucht und Ar¬ 
mut. Es kann nicht anders. (...) 

Ja, es ist Klassenkampf und die herr¬ 
schende Klasse weiß das und beherzigt 
das. Warren Buffett, Kapitalist und Mil¬ 
liardär: Es ist Klassenkampf und meine 
Klasse gewinnt. Floh de Cologne formu¬ 
lierte in den 70er Jahren zu Recht: Was 
die herrschende Klasse zum Vorbild 
macht, ist ihr Klassenbewusstsein. 

Und die Ausgebeuteten, die Arbei¬ 
terklasse? Ist sie dumm, dass sie das 
nicht sieht? Quatsch. Ein ganzer Appa¬ 
rat existiert dafür, für alle ist etwas da¬ 
bei, um die Erkenntnis zu verschleiern: 
RTL 2 produziert den Hass des Teils 
der Klasse, der Arbeit hat, auf die Aus¬ 
gegrenzten, Der „Spiegel“ vermittelt in¬ 


tellektuell das angebliche Wir im Klas¬ 
senstaat. Das Bildungswesen vermittelt, 
dass die Welt nicht erkennbar ist und die 
DDR ein Unrechtsstaat war. Der Parla¬ 
mentarismus vermittelt, dass es in die¬ 
sem Land gar keine herrschende Klasse 
gibt, denn wir alle wählen ja alle paar 
Jahre die Herrschaft. Man kann sogar 
vom Gewerkschaftssekretär zum Mi¬ 
nisterpräsidenten werden - wenn man 
anerkennt, dass die DDR ein Unrechts¬ 
staat war. 

Diesem Durcheinander, das sich im 
Bewusstsein der Ausgebeuteten, der Ar¬ 
beiterklasse, wiederfindet, kann nur die 
materialistische Weltanschauung entge¬ 
gengesetzt werden. Dieser Weltanschau¬ 
ung liegt zugrunde, 

★ (...) dass aus Klasseninteressen sich 
Gegensätze ergeben, die sich zu Klassen¬ 
kämpfen zuspitzen; 

★ dass die durch die jeweils bestehenden 
Produktionsverhältnisse begünstigten 
Klassen sich der Veränderung der Pro¬ 


duktionsverhältnisse widersetzen und 
die Anpassung der Produktionsverhält¬ 
nisse an den Stand der Produktivkraft¬ 
entwicklung im politischen Kampf durch 
Ablösung von Herrschaftsstrukturen er¬ 
zwungen werden muss.“ 

(...) 

Aus dieser Weltanschauung ergeben sich 
Folgen: 

★ Wer die Gesellschaft nicht als eine 
Gesellschaft erkennt, die auf der Herr¬ 
schaft einer Klasse über andere beruht, 
wird nicht in der Lage sein sie grundsätz¬ 
lich zu verändern. 

★ Wer nicht bereit ist, die Machtfrage 
zu stellen, das heißt die Macht der Be¬ 
sitzer der Produktionsmittel durch die 
Macht der Produzenten zu ersetzen, der 
hat keinen Weg der grundsätzlichen Ver¬ 
änderung. 

★ Wer an sich nicht den Anspruch stellt, 
die Arbeiterklasse von einer Klasse an 
sich zu einer Klasse für sich zu formie¬ 
ren, der hat letztlich keinen Weg zur 
grundsätzlichen Veränderung der be¬ 
stehenden Klassenherrschaft. Anders 
herum sind das die Anforderungen, die 
eine kommunistische Partei an sich stel¬ 
len muss. 

Das reicht aber nicht, speziell reicht 
es nicht im imperialistischen, im mono¬ 
polkapitalistischen Stadium des Imperi¬ 
alismus. Seine Herausbildung differen¬ 
ziert die Kapitalistenklasse. Die Wider¬ 
sprüche zwischen dem Monopolkapital 
und anderen Teilen der Kapitalisten¬ 
klasse nehmen zu oder andersherum: 
Natürlich leidet der kleine Krauter, der 
durchaus die Arbeitskraft von Arbeitern 
ausbeutet, unter den Diktaten des Mo¬ 
nopolkapitals. Erkennen will er das aber 
nicht, er müsste ja sonst die Gesetze sei¬ 
ner Klassenlage in Frage stellen. 

Die Herausbildung des Imperialis¬ 
mus differenziert aber auch die Arbei¬ 
terklasse. Imperialistische Zusatzprofite, 
heute zum Beispiel aus der Ausblutung 
Griechenlands, Afrikas oder der Betei¬ 
ligung an Kriegen in aller Welt, ermög¬ 
lichen es führenden Imperialismen, wie 


dem deutschen, Teile seiner Arbeiter¬ 
klasse, bei uns wohl vor allem die un¬ 
befristeten Vollzeitbeschäftigten der 
Großbetriebe, an sich zu binden. Sozial¬ 
partnerschaft und Standortlogik spalten 
die Klasse, ermöglichen aber auch Tei¬ 
len der Klasse eine vermeintlich sichere 
Perspektive. 

Wenn ich mit dem Gesagten ver¬ 
deutlichen konnte, dass eine kommu¬ 
nistische Partei dringend nötig ist, wenn 
ich verdeutlichen konnte, dass das erst 
recht im Jahr 100 der Oktoberrevolution 
gilt, dann kann ich zumindest behaup¬ 
ten, dass die DKP sich diesem Anspruch 
stellt. (...) Wir bringen die DKP ein als 
Teil der kommunistischen Weltbewe¬ 
gung und als Teil der heutigen Kämpfe 
in unserem Land. Wir bringen die DKP 
ein als kommunistische Partei und wis¬ 
sen gleichzeitig, dass wir bei der Heraus¬ 
bildung an einem Punkt des Wiederauf¬ 
baus stehen. 

Der 100. Jahrestag der Oktoberrevo¬ 
lution ist weit mehr als ein Jubiläum - 
er ist Verpflichtung und Gewissheit. Die 
proletarische Revolution wird siegen. 

(Redaktionell stark gekürzt) 



des Schlossplatzes (damals Urizkiplatz) 
in Petrograd deutlich: Bildtransparente 
an den Fassaden der Gebäude mit Dar¬ 
stellungen von Arbeitern und Soldaten, 
Bauern und Handwerkern kontrastie¬ 
ren mit der „Alexandersäule“ im Zen¬ 
trum des Platzes, die von Nathan Alt- 
man zu einer „Flamme der Revolution“ 
umgestaltet wurde, welche die Symbo¬ 
le der Zarenherrschaft verschlingt. Der 
Künstler hatte geometrische Gebilde in 
verschiedenen Rottönen zu einer dy¬ 
namischen Komposition zusammen¬ 
gefügt, die auch international für Auf¬ 
sehen und Anerkennung sorgte. (Der 
Entwurf wurde 1922 in der „Ersten 
Ausstellung Russischer Künstler“ in 
der Berliner Galerie Van Diemen ge- 
zeigt.) 

Angesichts einer weitgehend bäuer¬ 
lichen (etwa 80 Prozent) und zu großen 


Teilen analphabetischen Bevölkerung 
(etwa 75 Prozent selbst in den fortge¬ 
schrittensten Nationalitäten des russi¬ 
schen Reiches) kam einer massenwirk¬ 
samen Bildsprache eine vorrangige Be¬ 
deutung zu. Majakowski formulierte das 
am 7. Dezember 1918 in seinem „Befehl 
an die Armee der Kunst“ so: „Die Stra¬ 
ßen sind unsere Pinsel, die Plätze unse¬ 
re Paletten. An die Arbeit, Futuristen!“ 
Populäre Gestalten und Bildmo¬ 
tive tauchen gleichzeitig an verschie¬ 
densten Orten auf: So 1918 in Moskau 
Sergej Gerassimows „Herr des Bodens“, 
in Witebsk Mark Chagalls „Friede den 
Hütten, Krieg den Palästen“, in Petro¬ 
grad Kusma Petrow-Wodkins „Miku- 
la Seljaninowitsch“(einer der „Drei 
Recken“ aus dem bekannten Bild von 
Wiktor Wasnezow) - alle als riesige Ge¬ 
stalten im roten Kittel, die „neuen Herr¬ 
scher“ symbolisierend. 

In einer Zeit, in der die 
Revolution durch den Beginn 
der ausländischen militäri¬ 
schen Intervention (ab Febru¬ 
ar 1918) in äußerste Bedräng¬ 
nis geriet, entwickelte Lenin, 
angeregt durch Campanellas 
„Sonnenstaat“, den Plan der 
Denkmalspropaganda (russ. 
Monumentalnaja Propagan¬ 
da) mit dem Ziel, die Ideen 
der Revolution auch durch 
Denkmäler zu verbreiten. 
Am 12. April erließ der Rat 
der Volkskommissare das 
„Dekret über die Denkmäler 
der Republik“. Alle in Russ¬ 
land lebenden Künstler, unab¬ 
hängig von der künstlerischen 
Richtung, sollten an der Re¬ 
alisierung dieser Aufgabe be¬ 
teiligt werden. Ende Juli wur¬ 
de eine Liste derjenigen Per¬ 
sönlichkeiten beschlossen, 
denen ein Denkmal errichtet 
werden sollte. 

Als eines der ersten wurde 
der zum „Denkmal der gro¬ 
ßen Revolutionäre“ umge¬ 
staltete „Romanow-Obelisk“ 
im Moskauer Alexandergar¬ 
ten an der Kremlmauer ein¬ 
geweiht. An Stelle der Za¬ 


rennamen aus der Romanow-Dynastie 
konnte man nun die Namen großer Re¬ 
volutionäre der Menschheitsgeschichte 
lesen: Spartakus, Morus und Campa- 
nella, Marat, Stepan Rasin, Herzen und 
Ogarjow, Owens und Saint Simon, Ba- 
kunin, Marx, Engels, Lassalle ... Noch 
bis vor kurzem in dieser Form erhalten, 
wurde der Obelisk nun wieder in seine 
ursprüngliche Gestalt mit den Zarenna¬ 
men zurückversetzt. 

Allein in Moskau wurden 1918 bis 
1921 mehr als 25 Denkmäler und 
über 50 Gedenktafeln errichtet; » 
in Petrograd waren es etwa 15 
Denkmäler. Hinzu kommen zahl¬ 
reiche Beispiele in der Provinz. 

Trotz großer Bemühungen, die 
Künstler mit dem erforderlichen Ma¬ 
terial zu versorgen, musste vieles Ent¬ 
wurf bleiben. Nur wenige zunächst pro¬ 
visorisch ausgeführte Arbeiten konn¬ 
ten später in dauerhafte Materialien 
übertragen werden (so Nikolai Andre - 
jews Denkmäler für Herzen und Og¬ 
arjow vor der „Alten“ Moskauer Uni¬ 
versität). 

Woraus erklärt sich die große Akti¬ 
vität so vieler Künstler, ihre Bereitschaft 
sich zu engagieren? Waren sie alle be¬ 
geisterte Anhänger der Revolution? Für 
einen großen Teil - selbst derjenigen, die 
später enttäuscht ins Ausland gingen - 
traf das in dieser Zeit zu. Aber es galt 
natürlich auch damals: Kunst geht nach 
Brot. Die Losung „Wer nicht arbeitet 
soll auch nicht essen“ war harte Realität. 
Künstlerische Arbeit wurde von der So¬ 
wjetmacht als „richtige“, anderer Arbeit 
gleichwertige anerkannt. So zu lesen in 
einer Festlegung der Moskauer Abtei¬ 
lung des „Narkompros“ vom 29. Sep¬ 
tember 1918. Hinzu kommt - speziell für 
die Bildhauer - dass eine Realisierung 
von Denkmalsprojekten ohne einen wie 
auch immer gearteten Auftrag - bis heu¬ 
te - nicht möglich ist. 

In den Bereich der Denkmalspropa¬ 
ganda gehört auch der berühmte „Turm 
der III. Internationale“ von Wladimir 
Tatlin, 1919 von der Abteilung ISO als 
Denkmal für die III. Internationale in 
Auftrag gegeben. Tatlin folgte mit sei¬ 
nem Projekt der russischen Tradition, 
Bauwerke als Denkmal für bestimmte 


Ereignisse oder Personen zu errichten 
(z.B. Wassili Blashenny-Kathedrale auf 
dem Roten Platz). 

Anfang 1920 wurde mit dem Bau 
eines 7 Meter hohen Modells begon¬ 
nen, das ab November zunächst in Pe¬ 
trograd, danach in Moskau ausgestellt 
wurde.Das Bauwerk sollte einmal 400 m 
hoch werden. Die kühne Konstruktion 
mit vielfältigem Symbolgehalt war ge¬ 
wissermaßen als Gegenentwurf für den 
biblischen Turm zu Babel gedacht, soll¬ 


te aber zugleich die praktischen Aufga¬ 
ben eines Leitungs- und Informations¬ 
zentrums erfüllen. Das Projekt konnte 
damals nicht realisiert werden. 1924 
kehrte Tatlin noch einmal, im Zusam¬ 
menhang mit einem Wettbewerb für ein 
Lenin-Denkmal, zu seinem Entwurf zu¬ 
rück. Ein 4 Meter hohes Modell wurde 
1925 für die Internationale Ausstellung 
der dekorativen Kunst in Paris angefer¬ 
tigt, wo es großes Aufsehen erregte und 
höchste Anerkennung fand. 

Im Gegensatz zur „Langzeitwir¬ 
kung“ des Tatlinschen Entwurfes hatte 
das Monument „Der rote Keil“ des Ar¬ 
chitekten Kolli - als Illustration einer 
aktuellen Losung im Bürgerkrieg - nur 
kurzzeitige agitatorische Wirkung. 

Dieselbe Losung hat El Lissitzky 
1920 im Auftrag der Politischen Haupt¬ 
verwaltung der Westfront in ein Plakat 
umgesetzt: Die dynamische Kombina¬ 
tion geometrischer Formen mit der In¬ 
schrift „Mit dem roten Keil schlagt die 
Weißen!“ vermag auch dem heutigen 
Betrachter etwas vom revolutionären 
Elan jener Zeit zu vermitteln. Auch auf 
dem Gebiet der Plakatkunst finden wir 
das ganze Spektrum der gestalterischen 
Prinzipien - manchmal selbst im Schaf¬ 
fen eines Künstlers, der seine Bildspra¬ 
che in Abhängigkeit von den jeweiligen 
Adressaten wählte. 

Um schneller als mit gedruckten Pla¬ 
katen auf aktuelle Ereignisse reagieren 
zu können, stellte Wiktor Tscheremnych 
1920 in Moskau ein erstes handgemal¬ 


tes Plakat in das Schaufenster der Rus¬ 
sischen Telegrafenagentur (ROSTA). 

Das war die Geburtsstunde der be¬ 
rühmten „Satire-Fenster der ROSTA 4 , 
zu deren Hauptvertreter der Dichter 
und Maler Majakowski wurde. Die in 
Moskau per Hand gemalten, mittels 
Schablonen vervielfältigten Plakate 
wurden später auch - mit Hilfe dort¬ 
hin versandter Schablonen - in ande¬ 
ren Orten Sowjetrusslands reprodu¬ 
ziert. Im Laufe von 2 Jahren entstan¬ 
den so über 1500 Plakate; für fast 
alle lieferte Majakowski die Texte. 
Bei der Gestaltung dominierten 
nummerierte Bilderfolgen oder 
Gegenüberstellungen und stark 
typisierte Figuren. 

Innerhalb des breiten Spektrums 
der „Agitations- und Massenkunst“ je¬ 
ner Jahre, das von der Briefmarke bis 
zu Agitationszügen und Agitations¬ 
dampfern reichte, für deren Ausgestal¬ 
tung und Einsatz die unterschiedlichs¬ 
ten Kunstgattungen zusammenwirkten, 
bildet das Agitationsporzellan einen be¬ 
sonderen Bereich. Petrograder Künstler 
hatten 1918 in der kaiserlichen Porzel¬ 
lanmanufaktur große Vorräte unbemal- 
ter weißer Teller und Platten entdeckt, 
die sie auf ihre Weise mit bildlichen Dar¬ 
stellungen, Losungen und neuen Orna¬ 
menten zu gestalten begannen. Die Viel¬ 
falt der Ideen und künstlerischen Hand¬ 
schriften, die in diesen Kunstwerken zu 
finden sind, ist geradezu überwältigend. 

Neben den in kleiner Auflage herge¬ 
stellten Tellern wurde bald auch figür¬ 
liches Porzellan produziert: Arbeiter 
und Bauern, Rotarmisten, Matrosen, 
Sportler; selbst ein Schachspiel „Die 
Roten und die Weißen“ war darunter. 
Auf der „Ersten russischen Kunstaus¬ 
stellung“ in der Berliner Galerie Van 
Diemen 1922 wurden über 100 Stücke 
dieses für Sammler äußerst attraktiven 
Porzellans gezeigt und zum großen Teil 
auch verkauft, was der Sowjetrepublik 
dringend benötigte Devisen einbrach¬ 
te. Zugleich trugen die auf dieser und 
anderen Ausstellungen in Europa und 
Übersee gezeigten Werke der neuarti¬ 
gen „ Agitations-und Massenkunst“ viel 
dazu bei, Sympathien und Interesse für 
den jungen Sowjetstaat zu wecken. 



Die Straßen sind unsere Pinsel, 
die Plätze unsere Paletten.“ 

Wladimir Majakowski 
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Am 16. Oktober ist plötzlich und unerwartet 
unser Genosse 

Peter Gebel 

in seinem 75. Lebensjahr verstorben 

Mit großer Betroffenheit haben wir die Nachricht von 
seinem Tod zur Kenntnis genommen. 

Peter Gebel war seit 1978 in der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei politisch aktiv. Er war Mitglied der 
Parteigruppe Ebersberg und viele Jahre ihr Vorsitzen¬ 
der. Lange Zeit war er Mitglied im Bezirksvorstand 
der DKP Südbayern. 

Sein Traum war eine Welt des Friedens, der Demo¬ 
kratie und der Gleichberechtigung aller Menschen. 
Er wusste: Eine solche Welt ist nicht im Kapitalismus 
zu haben! Er hat für ein sozialistisches Deutschland 
gekämpft! Diese Haltung hat er sich auch in Zeiten 
von Rückschlägen und Niederlagen bewahrt. 

Danke, Peter Gebel! 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Ebersberg 


Wer kämpft, kann verlieren, 
wer nicht kämpft, hat schon verloren 

Peter Krützner 

14.3. 1938-13. 10. 2017 

Egal wie sehr man glaubt vorbereitet zu sein, 
der Tod kommt immer zu früh. 

Unsagbar traurig nehmen wir Abschied vom Vater, 
Großvater, Ehemann, Freund 
Genossen und Mitstreiter. 

Im Namen der Familie und Angehörigen 

Barbara Krützner 
Maik Daniel Krützner 
Mariolka Martinez Guerra 
Alexander Knipschild 

Die Trauerfeier an der Urne findet statt am 
23.11.2017,11.00 Uhr, auf dem 
Friedhof Jerusalem l-lll 
Mehringdamm 21,10961 Berlin 

Die Urne wird anschließend zu seiner Frau Mariolka 
nach Kuba überführt 


Wir trauern um 

Uwe (Quasi) 
Ristenpart 

Wir haben zusammen 
sehr viel erlebt! 

Ein paar „Aktive" aus dem 

Salvador Allende Club 
in Hannover 

Gunnar, Stephan, 
Tom, Torte 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 TqVüq im Swdschwamvitd 
ca. 60 tKtar 75 m 1 
2 enter 3 2i KDB. Terra»« 
greflruflkg 



ANTIFASCHISMUS 

Tagesseminar mit Jürgen Lloyd 
Samstag, 11. November , 

10.00-17.00 Uhr 4 

Reichstraße 8, Nürnberg 

Details auf www.dkp-nuernberg.de 



DKP Mecklenburg-Vorpommern 
lädt ein: 

BILDUNGSWOCHENENDE 
”100 JAHRE 

OKTOBERREVOLUTION" 

Barhöft bei Stralsund, Lotsen weg 3 
10. bis 12.11,2017 
www.dkp-mv.de/bildung 
15 C Unkostenbeitrag 



Wir laden ein zur Jahreshauptversammlung 
der DKP HH-Altona 

am 3.12. 2017 von 12.00 bis 18.00 Uhr im MTZ 

Die vorläufige Tagesordnung lautet: 

1. ) Jahresrückblick und Rechenschaftsbericht 

2. ) Diskussion und Beschlussfassung des Arbeitsplans 

3. ) Wahl eines neuen Gruppenvorstandes 

4. ) Diskussion und Anträge zum 22. Parteitag 

DKP Hamburg-Altona 


Die DKP Hamburg lädt herzlich ein zur außer¬ 
ordentlichen Bezirksmitgliederversammlung 
in Vorbereitung des DKP-Parteitags 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Wahl der Delegierten zum DKP-Parteitag 

6. ) Schlusswort 

Die außerordentliche BMV findet statt 
am Samstag, den 9. Dezember 2017 
von 10.00 -17.00 Uhr (Einlass ab 9.30 Uhr) 
im MTZ, Lindenallee 72, 20253 Hamburg (Nähe U- 
Christuskirche) 

Antragsschluss für Anträge an die BMV ist Freitag, 
der 1. Dezember 2017,22.00 Uhr. 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 


Einladung 

Gemäß Artikel 7 des Statuts der DKP lädt der Parteivor¬ 
stand zu zwei Versammlungen der DKP-Mitglieder im 
Gebiet der ehemaligen Bezirksorganisation Südbayern ein. 

Samstag, 9. Dezember 2017,14.00 Uhr 
KommTreff, Holzapfelstraße 3, 80339 München 

Tagesordnung (Vorschlag): 

1. Eröffnung / Begrüßung/Wahl einer 
Versammlungsleitung 

2. Beschlussfassung über die Tages-, Geschäfts- 
8i Wahlordnung 

3. Wahl einer Mandatsprüfungskommission 
und einer Wahlkommission 

4. Bericht zur Situation in der ehemaligen 
Bezirksorganisation Südbayern / Aussprache 

5. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

6. Vorbereitung des 22. Parteitags / Antragsdebatte 

7. Wahl der Delegierten und der Ersatzdelegierten 
zum 22. Parteitag 

8. Bericht der Wahlkommission 

9. Verschiedenes 

Im Anschluss findet eine Versammlung der Mitglieder der 
kreisfreien Gruppen im Gebiet der ehemaligen Bezirksor¬ 
ganisation Südbayern statt. Auf dieser Versammlung wer¬ 
den entsprechend des vom Parteivorstand beschlossenen 
Delegiertenschlüssels die Delegierten der kreisfreien Grup¬ 
pen zum 22. Parteitag gewählt. Antragsberechtigt sind 
Gruppen und Kreise im Gebiet der ehemaligen Bezirksor¬ 
ganisation Südbayern. Antragsfrist ist der 22. November 
2017. Bitte das Parteibuch mitbringen. 

Zur Information: Der ehemalige Bezirksvorstand der DKP 
Südbayern hat für den 16.11.2017 zu einer Bezirksdele¬ 
giertenkonferenz eingeladen. Die Einberufung dieser Kon¬ 
ferenz ist nach Auffassung des Parteivorstands nicht mit 
dem Statut der DKP zu vereinbaren. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



( \ 

s \ 

Toskana, nah am Meer 


Urlaub im Lotsenhaus 

www.Knkafu-biphejP.dr j EU?S 


an der Ostsee 

Qkchüf m Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 


(14 km von Stralsund) 

große helle Zimmer, 


3 komfortable Fe.-Wo. 

viele gute Bücher, „ 

Nausodor Häuschen; J| 


Erich und Michaela Bartels 

KinsJerparadies, 


Näheres: Tel. 03831 -459 366 

J ü *1 


www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Jürgen Hasselbach 

wird am 6.November 2017 

70 Jahre 

Jürgen ist die gute Seele des Magda-Thürey-Zentrums 
(MTZ) in Hamburg. 

Wir gratulieren Dir ganz herzlich und wünschen Dir viel 
Kraft und Lebensfreude. Lass uns auch weiterhin gemein¬ 
sam kämpfen. 

DKP HH-Altona 
Bezirk Hamburg 


Unsere Rita wird 70! 

Ihr Herz schlägt besonders für die Kubanische Revolution 
und die Solidarität mit der sozialistischen Insel. Da hat sie 
schon manches möglich gemacht. 

Darüber hinaus ist Rita vor allem im kulturellen Bereich 
unterwegs. Mit Gitarre und glockenhellem Stimmlein hat 
sie den Krefelder Friedenschor reaktiviert und leitet ihn 
heute. Ihr ist es zu verdanken, dass am 1. Mai in Krefeld 
„Die Internationale" zum selbstverständlichen Bestandteil 
der DGB-Kundgebung gehört. 

Wir wünschen Dir Gesundheit und uns noch viele gemein¬ 
same Einsätze für eine wahrhaft menschliche, lebenswer¬ 
te Welt. 



Linker Niederrtioin 




Einladung 

zur Wochenendschulung der 
DKP-Frauenkommission am 2./3. Dezember 

in der JH Finnentrop, Herbergsweg 1 
Beginn Sa. 10.00 Uhr - Ende So. ca 12.00 Uhr 
Anreise am Freitag ist möglich 

Themen werden sein: 

- Geschlecht als gesellschaftliches Konstrukt - 
von Simone de Beauvoir bis Judith Butler 

- Welche Bedeutung hat das Konzept der 
Intersektionalität für die heutige Frauenbewegung? 

- Kapitalismuskritik ist angesagt im Feminismus 
der dritten Welle, auch die Klassenfrage wird 
gestellt, doch wo bleibt die Antwort? Eine Analyse 

Die Übernachtung kostet 15 €, dazu kommt ein kleiner 

Beitrag für die Verpflegung. 

Anmeldung über den PV: pv@dkp.de 

Tel.: (02 01) 17 78 89-0 . Fax: (02 01) 17 78 89 29 


Die DKP Ruhr-Westfalen lädt ein zur 
Bezirksdelegiertenkonferenz 

am Samstag, dem 18 . November 2017 in die Janusz-Korczak- 
Gesamtschule Bottrop, Hörster Straße 114 , Beginn 10.00 Uhr. 
Einlass ist ab 9.30 Uhr, Ende der Konferenz ca. 19.00 Uhr. 

Der Bezirksvorstand unterbreitet der Konferenz 
folgenden Vorschlag zur Tagesordnung: 

• Eröffnung und Begrüßung • Konstituierung der Konferenz 

• Bericht des Bezirksvorstandes • Bericht der Revisions¬ 
kommission • Diskussion • Bericht der Mandatsprüfungs¬ 
kommission • Wahlen • Beratung und Beschlussfassung der 
Anträge • Schlusswort 

Bitte Mitgliedsbuch und den ausgefüllten Mandatsprüfungsbo¬ 
gen mitbringen. Der Delegiertenbeitrag beträgt 10 ,- Euro 
für Mittagessen und Konferenzunterlagen. 
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Leserbriefe / Termine / Aktionen 


Freitag, 3. November 2017 


Auch Wiederanschalten kostet 

„Im Teufelskreis der Armut“, 

UZ y. 27.10., S.3 

Was die Verstärkung der Armut kon¬ 
kret betrifft: Nicht nur das Abschal¬ 
ten des Stromzählers kostet erhebli¬ 
che Gebühren, sondern auch das Wie¬ 
deranschalten (noch mehr!). Und das 
bei Menschen, die gerade in der ge¬ 
nannten Situation kein Geld haben. 
Ganz abgesehen davon, dass auch 
Telefon, Fernsehen und Zeitung usw. 
ganz schnell „abgeschaltet“ werden. 
Und da preiswerte Wohnungen häufig 
noch Nachtspeicherheizungen haben, 


sitzen die Leute dann auch im Kalten. 
Egal, ob jemand krank ist oder nicht. 
Man sieht an diesem Beispiel, wie 
ernst es doch unsere christlich gepräg¬ 
te Wertegesellschaft mit den Men¬ 
schenrechten und der Menschenwür¬ 
de meint. Dabei ist der Strom schon 
längst doppelt und dreifach bezahlt. 
Die Dividende der RWE betrug zu 
den besten Zeiten über 30 Prozent. 
Über 90 Prozent der Aktien befinden 
sich in der Hand von Banken und an¬ 
derer Konzerne. Die Hauptversamm¬ 
lungen sind eine Farce. 

Ulrich Straeter, Essen 


Wuppertal ehrt 
Jürgen Kuczynski 



PHOF. DR JÜRGEN ttUCXYHSKJ 
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Am 14. Oktober erfolgte in Wupper¬ 
tal, nach Grußworten von Oberbür¬ 
germeister Andreas Mucke, der Haus¬ 
eigentümerin Frau Ute Oberste-Lehn 
und Thomas Kuczynski, dem Sohn Jür¬ 
gen Kuczynskis, die feierliche Enthül¬ 
lung einer Gedenktafel für Jürgen Ku¬ 
czynski vor seinem Geburtshaus in der 
Jaegerstraße 16. 

Zahlreiche Persönlichkeiten der 
Stadt, Bewohner des Viertels und Nach¬ 
barn nahmen daran teil. 

Seit einem Wissenschaftlichen Kol¬ 
loquium am 12. Mai 2012 in Wuppertal, 
das der Erinnerung an Jürgen Kuczyn¬ 
ski gewidmet war, wurde immer wieder 
der Versuch unternommen, die Verant¬ 
wortlichen der Stadt dazu zu bewegen, 
vor dem Geburtshaus eine Gedenktafel 
zu errichten. Das war mit CDU-Ober- 
bürgermeister Peter Jung nicht möglich 
gewesen. Erst ein Wechsel an der Spitze 
der Stadt hat es möglich gemacht. Der 
SPD-Oberbürgermeister Andreas Mu¬ 


cke hat der „Kommission für eine Kul¬ 
tur des Erinnerns“ einen entsprechen¬ 
den Vorschlag unterbreitet, der einstim¬ 
mig beschlossen wurde. 

In seiner Begrüßung erinnerte Dirk 
Krüger an die Verbindung der Familie 
Kuczynski mit der Stadt Wuppertal. Sie 
begann, als der Vater von Jürgen Ku¬ 
czynski, Robert Rene Abraham Ku¬ 
czynski, am 4. Februar 1904 einen Brief 
des Oberbürgermeisters der damals 
noch selbstständigen Industriestadt El¬ 
berfeld erhalten hat. Darin wurde ihm 
die „Stelle des Direktors des hiesigen 
Statistischen Amts gegen das Anfangs¬ 
gehalt von 5000 Mark zunächst auf ein 
Probejahr“ angeboten. Rene Kuczyn¬ 
ski nahm das Angebot an und bezog 
mit seiner Frau Bertha eine Wohnung 
im gutbürgerlichen Zoo-Viertel, in der 
Jaegerstraße 16. In diesem Haus wurde 
am 17. September 1904 ihr Sohn Jürgen 
geboren. 

Dirk Krüger 


ioo Jahre Roter Oktober 


SA ★ 4. NOV 


Leipzig: „100. Jahrestag der Oktoberrevo¬ 
lution: Machteroberung 1917 und Macht¬ 
frage heute.“ Konferenz von Marxistisches 
Forum Sachsen und Leipzig, Rotfuchs¬ 
förderverein, DKP Leipzig, SDAJ Leipzig, 
Geraer sozialistischer Dialog, SAV Leipzig, 
Liebknecht-Kreis Sachsen, Traditionsver¬ 
band NVA/DDR-Grenztruppen, Kommunisti¬ 
sche Plattform Sachsen. Podiumsdiskussion 
mit Georg Fülberth, Volker Külow, Ekkehard 
Lieberam, Arnold Schölzel und anderen. Villa 
Davignon, Friedrich-Ebert-Straße 77,10.00 
Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Berlin: „100. Jahrestag der russischen 
sozialistischen Oktoberrevolution 1917“, 
Vortrag, Film und Diskussion. Veranstalter: 
Chile-Freundschaftsgesellschaft „Salvador 
Allende“ und die Kommunistische Partei 
Chiles. Ladenlokal Jonasstraße 29, S/U Her¬ 
mannstraße U Leinestraße, 18.00 Uhr. 

Stuttgart: „10 Tage, die die Welt erschütter¬ 
ten - Die Lehren des Roten Oktober.“ Fest¬ 
veranstaltung von DKP, KKE und TKP zum 
100. Jahrestag der großen sozialistischen 
Oktoberrevolution. Redebeiträge von Hans- 
Peter Brenner, Stellvertretender Vorsitzen¬ 
der der DKP, und von Genossen der KKE 
und TKP. Kulturprogramm mit Musik, revo¬ 
lutionären Texten und Gedichten. Friedenau, 
Rotenbergstraße 127,18.30 Uhr. 


Dl ★ 7. NOV 


München: „100 Jahre nach der Oktoberre¬ 
volution - wie geht es weiter?“ Ausschnitt 
eines historischen Filmes, Vorträge von El¬ 
len Brombacher und Arnold Schölzel, Dis¬ 
kussion und Musik. Veranstalter: junge Welt, 
SDAJ, Partei „Die Linke“, KV Amper, Frei¬ 
denker und DKP München. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstraße 80,18.00 Uhr._ 

Karlsruhe: „10 Tage, die die Welt erschüt¬ 
terten.“ Eine Lesung über das Leben von 
John Reed, vorgetragen von Stefan Kühner. 
Veranstaltung der DKP. Restaurant „Walhal- 
la“, Augartenstr. 27,18.30 Uhr._ 

Marburg: „Die russische Oktoberrevolution 
1917. Ursachen, Verlauf und Bedeutung für 
die Zukunft.“ Diskussionsveranstaltung der 
DKP mit Gert Meyer. Technologie- und Ta- 
gungszentrum, Softwarecenter 3,19.00 Uhr. 

Darmstadt: „Wie der Stahl gehärtet wur¬ 
de“, Feier von DKP und KP der Türkei zu 100 
Jahre Oktoberrevolution mit Essen, Trinken, 
Film u.a. Halkevi, Luisenstraße 2,19.00 Uhr. 


SA ★ 11. NOV 


Düren: „Oktober - Lenin, Majakowski und 
ich“, Konzertlesung mit Erich Schaffner. Be¬ 
gleitung am Akkordeon von Beate Jatzkows- 
ki. KOMM Düren, Einlass 19.30 Uhr. 


SO ★ 12. NOV 


Dortmund: Eisensteins „Oktober“, an¬ 


schließend „Revolutionsfeier“ der DKP mit 
Essen und Trinken. „Z“, Oesterholzstraße 
27,16.00 Uhr. 


Dl ★ 14. NOV 


Berlin: Optimistische Tragödige, Filmvor¬ 
führung zu 100 Jahre Oktoberrevolution von 
Renate Richter-Wekwerth, Unkostenbeitrag 
2 Euro, Gesellschaft zum Schutz von Bür¬ 
gerrecht und Menschenwürde, Münzen¬ 
bergsaal des ND-Gebäudes, Franz-Mehring- 
Platz 1,15 Uhr. 


Ml ★ 15. NOV 


Bremen: Festveranstaltung der DKP zu 
„100 Jahre große russische Oktoberrevolu¬ 
tion“. Es spricht Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP. Kulturprogramm mit Rolf Becker, 
Schauspieler und linker Aktivist. Nachbar¬ 
schaftshaus Helene Kaisen. Beim Ohlenhof 
10,19.30 Uhr. 


DO ★ 16. NOV 


Dortmund: „100 Jahre Oktoberrevolution, 
Diskussionsveranstaltung der DKP mit Klaus 
Wagener. „Z“, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


FR ★ 24. NOV 


Siegen: Erich Schaffner, Lieder Gedich¬ 
te, Texte zur Revolution, Veranstalter: DKP, 
SDAJ, WN, Eintritt 5 Euro, VEB, Marienbor- 
ner Straße 16, 20 Uhr. 


FR ★ 3. NOV 


Frankfurt a.M.: „Mit Che in der Guerilla“, 
Leonardo Tamayo Nünez, bekannt als „Ur- 
bano“ in der Guerrilla von Che in Bolivien, 
berichtet über heroische Zeiten und die Rol¬ 
le von Che damals und im heutigen Kuba, 
Club Voltaire, Kleine Hochstraße 5,19 Uhr. 


SA ★ 4. NOV 


Essen: 30-Stunden-Woche-Konferenz der 
DKP, Haus der Essener Gewerkschaften, 
Teichstraße 4a, 10 Uhr._ 

Düren: Verlegung von „Stolpersteinen“ 
durch den Kölner Künstler Gunter Demnig 
ab 11.00 Uhr an mehreren Stellen im Dü- 
rener Stadtgebiet. „Am Pletzerturm“ werden 
„Stolpersteine“ für die Widerstandskämpfer 
und KPD-Politiker Franz-Nikolaus Hasert 
und Johann Reins verlegt. Die genauen Uhr¬ 
zeiten auf www.bertram-wieland-archiv.de. 


SO ★ 5. NOV 


Essen: Tagung der Kommission Betriebs¬ 
und Gewerkschaftspolitik des Parteivorstan- 
des, Hoffnungstraße 18,9.30 Uhr._ 

München: „Oskar Maria Graf und sei¬ 
ne Münchner Freunde“, Eine Matinee 
zu Ehren des großen antifaschistischen 
Schriftstellers. Mit Dr. Ulrich Dittmann, 
Karl-Heinz Hummel („Gelati“), Josef 
Brustmann. Und Film: „Dahoam in Ame¬ 
rika“, Marx-Engels-Stiftung, Seidl-Villa, 
Nikolaiplatz 1b, 11 Uhr._ 

Hamburg: Führung durch die „Daueraus¬ 
stellung zur Zwangsarbeit in Hamburg 
1939-1945“ und dem neuen Ausstellungs- 


Termine@unsere-zeit.de 


teil „Emil Bruns - Kriegsverbrecher und 
Kriegsgewinnler“. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft - Geschichtswerkstatt e.V. Wil- 
helm-Raabe-Weg 23 nahe S-Bahn-Station 
Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zentrum, 
Reichstr. 8,17 Uhr._ 

Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP Dortmund. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
14.00 Uhr bis 19.30 Uhr. 


FR ★ 10. NOV 


Schweinfurt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Unterfranken mit Wahl der Delegier¬ 
ten zum 22. Parteitag. Vereinsheim TV0- 
Schweinfurt; Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 
Uhr_ 

Klausdorf: Bildungswochenende der DKP 
Mecklenburg-Vorpommern: 100 Jahre Okto¬ 
berrevolution, Lotsenweg 3, bis 12. Novem¬ 
ber. 


SA ★ 11. NOV 


Nürnberg: Faschismus-Seminar mit Jürgen 
Lloyd, Rotes Zentrum, Reichstraße 8,10 Uhr, 
bis 12. November._ 

Bonn: Demo zur Weltklimakonferenz, Bus¬ 
bahnhof Bonn Hbf, Am Hauptbahnhof 1, 
10.30 Uhr._ 

Wuppertal: „Zeus“, Seminar mit Dr. Wolf- 
Dieter Gudopp, Marx-Engels-Stiftung, Marx- 
Engels-Zentrum, Gathe 55,11 Uhr. 

München: Betriebsarbeiterfinnentreffen 

des Betriebsaktivs, KommTreff, Holzapfelstr. 
aße 3,11 Uhr. 


Dortmund: Solidarität grenzenlos, Konzert 
gegen Rechts mit Peter Sturm, Fred Ape, Die 
Taubenvergifter, Kunstfabrik und Con Gusto, 
Wichernhaus, Stollenstr. 36,18 Uhr. 


Dl ★ 14. NOV 


Recklinghausen: Jahreshauptversamm¬ 
lung der DKP Recklinghausen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 15. NOV 


Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land mit Delegiertenwahl 
zum Parteitag. Floraheim, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr._ 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 16. NOV 


Nürnberg: „Braune Soße aus Nordbayern“, 
Neonazis und rechtsextreme Strukturen in 
Franken und der Oberpfalz, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19 Uhr. 


FR ★ 17. NOV 


Nürnberg: Linke Literaturmesse, Künstler¬ 
haus, Königstr. 93, bis 19. November. 


SA ★ 18. NOV 


Wuppertal: „Materialistische Philosophie 
und Wissenschaft im antiken Indien“, Semi¬ 
nar mit Eva Niemeyer, Marx-Engels-Stiftung, 
Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55,13 Uhr. 
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Gurlitts Schatten 

Es war der spektakulärste Kunstfund 
der letzten Jahrzehnte: 2012 fanden 
Zollfahnder in einer Münchner Woh¬ 
nung 1 200 Werke moderner Male¬ 
rei. Dieser Teil der von den Faschisten 
geraubten Bilder galt als verschollen. 
Die Sammlung des Cornelius Gurlitt 
machte weltweit Schlagzeilen: Die Bil¬ 
der stammten von seinem Vater, Hilde¬ 
brand Gurlitt, einer der wichtigsten 
Kunsthändler der NSDAP und der SS. 
50 Jahre lange hielt er die Sammlung 
versteckt, mit der Rückgabe an die ei¬ 
gentlichen Erben tut man sich schwer. 
Sa., 4 .n., 20.15 Uhr, 3 sat 

Eine gute Mutter 

Die alleinerziehende Mona reist mit 
ihren beiden Kindern Danny und 
Marlen an die Ostsee. Die psychisch 
labile Mutter bildet mit den für ihr 
Alter beunruhigend reifen Kindern 
ein seltsames Team, das vielen in dem 
Küstenort auffällt, auch der Kommis¬ 
sarin Greta. Eine gute Besetzung mit 
Petra Schmidt-Schaller und Axel Mil¬ 
berg bringt die notwendige Spannung 
in den weiteren Verlauf des Krimis. 
So., 5 . 11 ., 20.15 Uhr, one 


Die schützende Hand 

Wolfgang Schorlau ist für seine klu¬ 
gen und gut recherchierten Bücher 
in dieser Zeitung schon mehrfach ge¬ 
lobt worden, in diesem Fall erhält sein 
Privatermittler Dengler die Aufga¬ 
be, Ablauf und Hintergründe des To¬ 
des der beiden „Uwes“, also Mundlos 
und Böhnhardt, zu recherchieren. Als 
er möglichen Drahtziehern zu nahe 
kommt, wird es auch für ihn eng und 
gefährlich. Ronald Zehrfeld spielt en¬ 
gagiert und glaubwürdig den Dengler. 
Mo., 6 .H., 20.15 Uhr, ZDF 

Die Anstalt 

Nachdem die letzte Sendung, als Jubel¬ 
stück nach 10 Jahren gedacht, doch ein 
wenig fad und klamaukig daherkam, 
kam man jetzt nur hoffen, dass sich 
die Macher vor und hinter der Kamara 
wieder auf ihre Qualitäten besinnen. 
Dass diese Sendung eine der wenigen 
ist, neben all dem Comedy-Quatsch, ist 
erfreulich, zeigt aber leider auch, wie 
die Jagd nach Quoten die Programm¬ 
verantwortlichen davon abhält, mehr 
und vielleicht auch Besseres im Lande 
zu finden und zu fördern. 

Di., 7 . 11 ., 22.15 Uhr, ZDF 


Filme zum Roten Oktober 

Oktober 

Der Film „Oktober“ entstand anlässlich des 10. Jahrestages der Oktoberrevolu¬ 
tion im Auftrag der KPdSU. In Deutschland wurde „Oktober“ unter dem Titel 
„Zehn Tage, die die Welt erschütterten“ bekannt und zeichnet die revolutio¬ 
nären Ereignisse des Jahres 1917 in Russland, vom Sturz der Zarenherrschaft 
bis zum Sturm auf das Winterpalais, nach. 

DVD, 9,99 EUR 

5 x Sergej Eisenstein 

Sergej Michailowitsch Eisenstein gelang es wie kaum einem anderen seiner Zeit, 
einflussreichste Beiträge zum modernen Film zu liefern. In den acht Werken sei¬ 
nes kurzen, jedoch intensiven und arbeitsreichen Lebens gelang es ihm durch 
seine einmalige Montagetechnik einen neuen Blick auf die Dinge zu werfen. 
Der Schuber enthält folgende DVDs: 

Panzerkreuzer Potemkin ca. 63 Minuten/1925 
Oktober ca. 99 Minuten/1927 
Alexander Newski ca. 104 Minuten/1938 
Iwan, der Schreckliche ca. 95/82 Minuten/1944/45 
DVDs, 24,99 EUR 

Zu bestellen bei: www.neue-impulse-verlag.de/shop, Telefon: +49 201 236757 


Verlagsmitteilung 

Diese Ausgabe der UZ mit dem Schwerpunkt Oktoberrevolution kann nachbe¬ 
stellt werden, um sie bei Veranstaltungen und Aktionen zu verteilen. Die Ausga¬ 
be der UZ zur Demo (Weltklimakonferenz) am 11. November in Bonn wird zum 
Verteilen in den Bussen und auf der Demo gegen Spende abgegeben. 
Bestellungen an: vertrieb@unsere-zeit de 


Der Mund der Revolution 

Majakowski und andere im Berliner „Babylon“ 


In der Einheit von Ästhetischem und 
Politischem sah Wladimir Majakowski 
die Bedingung für eine künstlerische 
Wirksamkeit, die der sich wandelnden 
gesellschaftlichen Realität gerecht wur¬ 
de. Wichtiges Prüffeld für die Richtig¬ 
keit dieser Auffassung war die ROS- 
TA-Arbeit während des Bürgerkrieges. 
Der Dichter und Grafiker hat mit Hilfe 
seiner naiven Versbilderbogen den tie¬ 
feren Sinn der politischen und histori¬ 
schen Vorgänge massenwirksam zu er¬ 
klären versucht. Den Weg der Revoluti¬ 
on, der nach Majakowskis Worten dem 
„Sprengen von Gebirgen“ vergleichbar 


ist, sollten auch Bühnenwerke wie das 
satirische „Mysterium Buffo“ und an¬ 
dere Dichtungen tiefer erschließen. Der 
Vers ist von nun an zum Vortrag vor gro¬ 
ßem Publikum bestimmt, der Gedanke 
zum Disput. 

Marina Zwetajewa schrieb 1923 in 
Paris: „Und wenn wir uns Majakowski 
zuwenden, dann müssen wir und viel¬ 
leicht auch noch unsere Enkel nicht zu¬ 
rück, sondern vorwärts blicken... Mit 
seinem schnellen Gang ist Majakowski 
weit über die Gegenwart hinausgeschrit¬ 
ten, und irgendwo hinter einer Wegbie¬ 
gung wird er noch lange auf uns warten.“ 


Freunde 

und Feinde, Nahe 
und Fremde, 
ergießt euch 
in breiten Strömen 
durch jene Tür! 

Und er, 
der Freie, 

nach dem ich schreie, 
der Mensch - er kommt! 

Ich bürge dafür! 

... ich warf mich 

in den Kommunismus 

aus den Himmeln der Dichtung, 

weil's für mich 

ohne ihn keine Liebe gibt! 

Wladimir Majakowski 



Von Autorinnen der Marxistischen Blätter empfohlen: 



Alfred Kosing 
Aufstieg und Untergang 
des realen Sozialismus 

630 Seiten, 2017, 39,99 Euro 
ISBN 978-3947094042 
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Stefan Bollinger 

Lenin - Theoretiker, Stratege, 

marxistischer Realpolitiker 

Basiswissen, 147 Seiten, 9,90 Euro, 
ISBN 978-3-89438-656-6 


191712017 



Frank Deppe 

1917 | 2017 - Revolution 
und Gegenrevolution 

256 Seiten,19.80 Euro 
ISBN 978-3-89965-754-8 


QKTQ&ER 

REVOLUTION 



Stefan Bollinger 

Oktoberrevolution. Aufstand 
gegen den Krieg 1917-1922 

147 Seiten, 11,99 Euro 
ISBN 978-3-360-01882-3 



Ernst Engelberg 
Evolution und Revolution 
in der Weltgeschichte 

340 Seiten, 19,80 Euro 
ISBN 978-3-910080-80-5 



Die Oktoberrevolution 
im Spiegel 

der Marxistischen Blätter 

Alle Beiträge von 1967-2017 
Digitalarchiv auf USB-Stick, 
19,80 Euro 



Als glühender Verteidiger der Ok¬ 
toberrevolution und ihrer Errun¬ 
genschaften gibt der Autor auch 
Antworten auf die Frage, warum 
dieser erste Anlauf zum Aufbau 
einer sozialistischen Gesellschaft 
scheiterte - und das trotz der 
erreichten ökonomischen, sozial¬ 
kulturellen, politischen Erfolge und 
obgleich die Oktoberrevolution viele 
Jahrzehnte nachwirkte, den Kampf 
von Millionen gegen Unterdrückung, 
Ausbeutung und Krieg inspirierte. 


Bis heute wird Lenin angefeindet, 
bekämpft, verteufelt. Unter schier 
aussichtslosen Umständen öffnete er 
den Weg in eine neue Zivilisation. 
Seine Denkweise und sein politi¬ 
sches Handeln zu rekonstruieren, ist 
Ziel des Autors, um zu überprüfen, 
was davon auch heute noch für 
eine grundlegende gesellschaftliche 
Umgestaltung, für den Kampf gegen 
Krieg und die Sicherung des Friedens 
nützlich sein könnte. 


Der Zyklus des Aufstiegs und 
Niedergangs der Sowjetunion wird 
im Kontext der großen weltpoli¬ 
tischen und weltgeschichtlichen 
Widerspruchskonstellationen des 
20. Jahrhunderts untersucht. Was 
Revolution in den Ländern des ent¬ 
wickelten Kapitalismus heute heißen 
kann, ist Gegenstand des abschlie¬ 
ßenden Kapitels. 


Mit dem Untertitel »Aufstand gegen 
den Krieg« liefert Stefan Bollinger 
den entscheidenden Schlüssel zum 
Verständnis der Oktoberrevolution. 
Dies kann nicht oft genug wieder¬ 
holt werden: Die Oktoberrevolution 
war die einzige in ihrer Radikalität 
adäquate Antwort auf diesen Krieg, 
der zu Recht als die »Urkatastrophe 
des Jahrhunderts« gekennzeichnet 
wurde. 


Was brachten Marx und Engels für 
die Geschichtsbetrachtung? Was ist 
Weltgeschichte, was eine Revoluti¬ 
onsepoche? Wie ist das Verhältnis 
von Innen- und Außenpolitik, wie 
geschieht eine Revolution von oben? 
Sind Zeitalter-Begriffe überflüssig? 
Was ist historisches Erkennen? Der 
Band skizziert in straffen Linien die 
historische Entwicklung Europas. 


Weitere 3 Mio. Artikel im Lieferservice für Lesende Linke: www.neue-impulse-verlag.de 


Bestelladresse: 
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